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Es ist eine ständig w iederkehrende Erscheinung, d^ß sich m it der fo rt
schreitenden Industrialisierung früher oder später in allen Ländern das Be
dürfnis einstellt, gew issen Auswüchsen der sogenannten kapitalistischen W irt
schaftsw eise: dem Streben nach einer zu intensiven A usnutzung der mensch
lichen Arbeitskraft, verbunden m it zu geringer Fürsorge für ihre Erhaltung 
und Sicherstellung, durch eine zum Schutze der A rbeiter geschaffene G esetz
gebung vorzubeugen. Sobald sich aber die G esetzgebung einmal dieser Ver
hältnisse angenom m en hat, zeigt sich w eiterhin die N otw endigkeit, die Be
achtung der Schutzgesetze seitens der von ihnen Betroffenen durch eine 
besondere Einrichtung nach M öglichkeit sicherzustellen: die „G ew erbeauf
sicht“  tr itt alsbald als Vollziehungsorgan allein oder in Verbindung mit 
anderen Institutionen zur D urchführung der G esetzgebung in W irksamkeit. 
Alle Länder mit nennensw erter Industrie besitzen heute eine A rbeiterschutz
gesetzgebung und eine G ew erbeaufsicht oder stehen vor deren Einführung. 
In Europa liegt, mit Ausnahme einiger Balkanstaaten, die D urchführung der 
A rbeiterschutzgesetzgebung heute überall besonderen A ufsichtsbeam ten ob, 
die zuerst von England im Jahre 1833 eingeführt w urden, ein Beispiel, dem 
die meisten europäischen Länder im Laufe des vorigen Jahrhunderts, einige 
andere, z. B. Italien und Spanien, erst im Anfang dieses Jahrhunderts g e
folgt sind. Von dem geschichtlichen W erdegang der A rbeiterschutzgesetz
gebung und der zu ihrem Vollzug bestim m ten Einrichtungen in D e u t s c h 
l a n d  eine Skizze zu entw erfen, ist der Zweck der folgenden Zeilen.

D e r  A r b e i t e r s c h u t z  u n d  s e i n e  D u r c h f ü h r u n g  b i s  z u r  
G r ü n d u n g  d e s  N o r d d e u t s c h e n  B u n d e s .

Bis zum Jahre 1869 w ar der A rbeiterschutz in D eutschland Sache der 
Einzelstaaten und beschränkte sich dort, wo er überhaupt bestand, auf die 
in  den F a b r i k e n  beschäftigten K i n d e r  und j u g e n d l i c h e n  P e r -
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s o n e n  (bis zum lö ten  Lebensjahr); nur in diesem  beschränkten Umfang'
wurde zunächst ein Bedürfnis zum Eingriff der S taatsgew alt in die A rbeiter- 
Verhältnisse als notw endig  em pfunden. G leichwie in England schon im 
A usgang des 18ten Jahrhunderts , so zeigten sich auch in P r e u ß e n  im 
ersten und zw eiten Jahrzehnt des 19ten Jahrhunderts, nam entlich in den 
rheinischen Fabrikbezirken, seh r bedenkliche Anzeichen überm äßiger A usnutzung 
der K inderarbeit. Die B eschäftigung der jugendlichen A rbeiter in den Fa
briken, die oft schon im zartesten A lter begann und nicht nur am Tage 
sehr lange ausgedehnt w urde, sondern  auch nachts und Sonntags üblich war, 
die den Kindern jede M öglichkeit zum Schulbesuch nahm , sie körperlich 
herunterbrachte und sittlich verw ildern ließ, gab  der S taatsregierung bald 
V eranlassung, sich ernsthaft m it d ieser A ngelegenheit zu beschäftigen und 
auf A bhülfe zu sinnen. Als erster versuchte in P reußen der K ultusm inister 
v. A ltenstein, zu dessen Kenntnis die Lage der rheinischen Fabrikjugend im 
Jahre 1818 durch einen Zufall gelangte, M aßnahm en zur B ekäm pfung der
erkannten Ü belstände zu ergreifen, jedoch w ar seinen B em ühungen vorerst 
kein Erfolg beschieden, da er bei der V erwirklichung seiner A bsichten auf 
ernstliche H indernisse stieß. E rst im Jahre 1828, als der G eneralleutnant 
v. H orn dem König die M eldung m achte, daß infolge der durch die Fa
brikarbeit verursachten D egeneration der jungen rheinischen B evölkerung die 
R heinprovinz ihr T ruppenkontingent nicht m ehr vollzählig stellen könne, gab 
eine K abinettsordre den Anstoß dazu, daß die A ngelegenheit von neuem in 
F luß kam. Im merhin aber vergingen noch zehn Jahre, bis ein G esetzen t
wurf, der die gröbsten  M ißständc bei der B eschäftigung der K inder in den 
F a b r i k e n  durch E inführung eines bestim m ten Schutzalters (9 Jahre), in
nerhalb dessen Kinder in Fabriken nicht beschäftigt w erden sollten, eines 
M axim alarbeitstages (10 Stunden ausschließlich der Pausen) für die zur
Fabrikarbeit zugelassencn jugendlichen Personen von 9 bis 16 Jahren und 
durch das V erbot der N acht- und Sonntagsarbeit Jugendlicher zu beseiti
g en  versuchte, sow eit fertiggestellt war, daß er vom  König am 9. M ärz 1839 
u n te r dem  Namen „R egulativ  über die B eschäftigung jugendlicher Arbeiter 
in  den Fabriken“  m it G esetzeskraft ausgesta tte t w erden konnte. A llerdings 
hatte  man sich noch nicht entschließen können, seine D urchführung beson
deren Fabrikaufsichtsbeam ten anzuvertrauen, obw ohl England bereits im Jahre 
1833 m it der A nstellung von vier Fabrik inspektoren  in d ieser Beziehung ein 
Beispiel gegeben  und, wie sich bald herausstellte, dam it ein geeignetes Mittel 
zur D urchführung seiner Fabrikgesetzgebung getro ffen  hatte , ln Preußen 
wurden an Stelle besonderer Fabrikinspektoren zur D urchführung des ersten 
A rbeiterschutzgesetzes die O rtspolizeibehörden ausersehen, ein V ersuch, der 
sich jedoch in der Folgezeit als verfehlt erw ies. Es zeigte sich, daß die 
D urchführung des Regulativs, auch wenn man anerkennt, daß seine inneren 
W idersprüche eine vollständige D urchführung schw ierig oder unm öglich 
m achten, den O rtspolizeibehörden A ufgaben stellte, denen sie nicht gew achsen 
waren. U nter anderen Ursachen hinderte sie nam entlich ihre A bhängigkeit 
von den am O rt ansässigen Fabrikanten m it ihrem m aßgebenden Einfluß auf 
die G em eindeverw altung daran, eine w irksam e T ätigkeit im Interesse der 
schutzbedürftigen Fabrikkinder zu entfalten, so daß das Fabrikgesetz vom 
Jahre 1839 zum großen Teil unausgeführt blieb. Auch der in den 1840er
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Jahren unternom m ene Versuch, durch Einsetzung von „Lokalkom m issionen“ 
(die aus dem Bürgerm eister, P farrer, Arzt, Lehrer und einigen Fabrikanten 
des O rtes bestehen und sich durch öftere Fabrikrevisionen von den Ver
hältnissen der Fabrikkinder überzeugen sollten) die Polizeibehörden bei der 
Ermittlung und A bstellung vorhandener M ißstände zu unterstützen und da
durch die T ätigkeit der letzteren erfolgreicher zu machen, führte auf die 
Dauer nicht zum Ziel. Die wenigen Lokalkommissionen, die hier und da 
gebildet w urden, übten kaum irgendw o eine nennensw erte W irksamkeit aus 
und lösten sich allmählich w ieder auf.

Sollte es mit der D urchführung der Fabrikgesetzgebung Ernst werden, 
so blieb nach diesen fehlgeschlagenen Versuchen nichts anderes übrig, als 
dem englischen Vorbilde zu folgen und Fabrikinspektoren, d. h. besondere, 
nur zur D urchführung der Fabrikgesetzgebung bestim m te Staatsbeam te, ein
zusetzen. Der Initiative des M inisters v. d. H eydt, der seit 1848 dem preußi
schen H andelsm inisterium  Vorstand, w ar es zu danken, daß auch in Preußen 
im Anfang der 1850 er Jahre dieser W eg beschritten w urde. Die Verbesse- 
rungsbedürftigkeit des Regulativs von 1839 gab im Jahre 1853 zum Erlaß 
eines neuen verschärften Fabrikgesetzes zum Schutz der jugendlichen Arbeiter 
Veranlassung. Das Schutzalter und dam it der Beginn der Fabrikbeschäfti
gung w urde auf das zwölfte Lebensjahr festgesetzt, der M axim alarbeitstag 
der jugendlichen A rbeiter von 12 bis 14 Jahren w urde auf sechs Stunden 
beschränkt und der Besuch eines täglich dreistündigen Schulunterrichtes zur 
Pflicht gem acht, die Beschäftigungszeit der jugendlichen A rbeiter von 14 
bis 16 Jahren durfte künftig zehn Stunden täglich nicht überschreiten, das 
V erbot der Nacht- (8 Vs U hr abends bis 5 V 2 U hr m orgens) und Sonntags
arbeit bildete einen w eiteren wesentlichen Bestandteil dieses Gesetzes. Seine 
D urchführung w urde, „w o sich dazu ein Bedürfnis erg ib t“ , besonderen F a - 

, h r i k i n s p e k t o r e n übertragen. Bei der B eratung dieses Gesetzes waren 
sich Regierung und Landtag vollständig einig darüber, daß nach den bisher 
gem achten Erfahrungen mit den O rtspolizeibehörden, die, wie die Regierung 
erklärte, ihrer A ufgabe m eist nur unvollständig genügt hätten, eine wirksame 
Fabrikkontrolle nur durch besondere Fabrikinspektoren ausgeübt w erden könnte. 
Demzufolge w urden im Jahre 1854 die ersten drei preußischen Fabrikinspek- 
îoren für die industriereichsten Regierungsbezirke Düsseldorf, Arnsberg und 
Aachen angestellt.

Mit diesem Z eitpunkt begann in Preußen eine wesentlich schärfere H and
habung des A rbeiterschutzes, als sie bisher üblich gew esen war. Wenn 
es den Fabrikinspektoren auch nicht gelang, die Ausführung der G esetzgebung 
in vollem Umfange sicherzustellen, so leisteten sie doch für ihre erstmalige 
ernsthafte Beachtung w ertvolle Dienste. Die immerhin häufige Aufdeckung 
von G esetzwidrigkeiten und die Bestrafung der Schuldigen half allmählich die 
Einsicht verbreiten, daß die Fabrikgesetzgebung von nun an nicht m ehr als 
quantité négligeable anzusehen sei. Die Folge davon war, daß sich die 
Erbitterung der A rbeitgeber gegenüber den Fabrikinspektoren nicht selten 
in heftigen Ausfällen Luft machte, und daß man die Beamten zu hintergehen 
suchte, so oft es nur irgend möglich war. Namentlich der Aachener Fabrik
inspektor Piper, dessen T ätigkeit zum Schutze der in den Fabriken be
schäftigten Jugend besonders hingebend war, w ußte über die Mittel und

1*
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W ege, wie man ihn zu täuschen und seine Revisionen zu vereiteln suchte, 
m erkw ürdige Dinge zu berichten. A llerdings wird man den Fabrikanten 
zugestehen m üssen, daß ihr W iderstand gegen die neue G esetzgebung be
greiflich war. Die beschränkte sechs- bezw. zehnstündige A rbeitzeit der 
lugendlichen paßte sich schlecht in die viel längeren A rbeitschichten der 
Erwachsenen ein, und die Erschw erung und Beschränkung in der V erw endung 
der Kinder zur Fabrikarbeit m ußte in dieser im w esentlichen freihändlerische« 
Zeit für die A rbeitgeber, die mit dem überlegenen englischen W ettbew erb 
zu kämpfen hatten, in w irtschaftlicher Beziehung äußers t empfindlich sein. 
Übrigens w ar auch den A rbeitern die neue G esetzgebung w enig sym pathisch, 
da ihr Einkommen durch den Fortfall des K inder-A rbeitsverdienstes geschm älert 
w urde, und da die Kinder, deren E intritt in die Fabrikbeschäftigung von dem 
Besuch eines täglich dreistündigen Schulunterrichtes abhängig  w ar, sich häufig 
beschäftigungslos um hertreiben m ußten, falls die vorhandenen Schulen nicht 
zur Aufnahme aller genügten und ihre V erm ehrung, wie z. B. in Aachen, 
nicht zu erreichen w ar. Das Los der Fabrikinspektoren, die som it bei Ar
beitgebern und A rbeitnehm ern überall nur auf W iderstand und Abneigung 
stießen, nirgendw o aber V erständnis für ihre Bemühungen fanden, w ar daher 
nicht beneidensw ert; dennoch taten  sie, jeder nach seinen Kräften, ihr M ög
lichstes, um dem Fabrikgesetz G eltung zu verschaffen. Die Stelle des Ams- 
berger Fabrikinspektors kam übrigens schon im Jahre 1860, nach dem Tode 
ihres Inhabers, in Fortfall.

Mit diesen drei bezw. zwei Fabrikinspektoren in D üsseldorf, Arnsberg 
und Aachen behielt es für Preußen w ährend der 1850er und 1860er Jahre 
sein Bew enden; im größeren Teile Preußens blieb som it die Fabrikkontrolle 
Sache der O rtspolizeibehörden. Einige der übrigen deutschen Staaten be
saßen zw ar ebenfalls schon (im einzelnen sehr voneinander abweichende) 
Fabrikgesetze, hatten aber keine besonderen O rgane zu ihrer Ausführung 
bestellt.

D e r  Z e i t r a u m  v o n  1869 b i s 1890/91.
Das Jahr 1869 bildet in der G eschichte der deutschen A rbeiterschutz

gesetzgebung wie in der Entw icklung der zu ihrem Vollzug bestim m ten Ein
richtungen den A nfang eines neuen A bschnittes. W ar bis dahin die A rbeiter
schutzgesetzgebung Sache der Einzelstaaten gew esen, w obei eine g roße Man
nigfaltigkeit der G esetzgebung unausbleiblich w ar, so w urde durch die Schaf
fung der G ew erbeordnung die A rbeiterschutzgesetzgebung nunm ehr eine An
gelegenheit des N orddeutschen Bundes, seit 1871 des D eutschen Reiches, 
und dam it für alle deutschen Staaten e i n h e i t l i c h .  Ihrem Inhalte nach 
brachte die G ew erbeordnung von 1869 allerdings gegenüber dem preußi
schen Fabrikgesetz von 1853 (abgesehen von e i n e r  gleich zu erw ähnen
den Bestimmung) keinen F o rtsch ritt; sie übernahm  in der H auptsache 
das geltende preußische A rbeiterschutzrecht, ohne es zu erw eitern. Einer 
W eiterbildung w ar die dam alige von den Ideen der liberalen W irtschaftsauf
fassung (M anchestertum ) beherrschte Z eit durchaus abho ld ; jede Beeinflus
sung der w irtschaftlichen oder sozialen V erhältnisse durch gesetzgeberische 
oder V erw altungsm aßnahm en galt dam als als überflüssig oder schädlich. Neu 
gegenüber dem bisherigen preußischen Recht (aber gleichfalls nicht ohne 
Vorbild in D eutschland) w ar nur der dam alige § 107 G O , der die G ew erbe
unternehm er verpflichtete, alle M aßnahm en in ihrem Betriebe zu tunlichster
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Sicherheit der A rbeiter gegen G efahren für Leben und G esundheit zu treffen. 
Er sollte eine besondere Bedeutung für die Fortb ildung der zum Vollzug 
•der A rbeiterschutzgesetzgebung berufenen O rgane, insbesondere des Fabrik- 
inspektorats, gew innen. W as die Fabrikinspektoren anbelangt, so überließ 
■die G ew erbeordnung die Einsetzung dieser O rgane völlig dem Ermessen der 
Einzelsfaaten, gab der Fabrikinspektion also den C harakter einer fakultativen 
Einrichtung und bestim m te nur bezüglich der M achtbefugnisse der Fabrikauf
sichtsbeam ten, daß ihnen bei A usübung der Fabrikaufsicht „alle amtlichen 
Befugnisse der O rtspolizeibehörden, insbesondere das Recht zur jederzeitigen 
Revision der Fabriken“  zustehen sollten.

W aren die Fabrikinspektoren in Preußen bisher einfache Polizeibeam te 
gew esen, so gab der bereits erw ähnte § 107 GO bald Veranlassung dazu, 
ihre Ausbildung und ihre Stellung wesentlich zu ändern. Es handelte sich 
bei der D urchführung des § 107 in der H auptsache um Einrichtungen t e c h 
n i s c h e r  Art, die nur von fachkundigen, technisch gebildeten Aufsichts- 
beamten, nicht aber von den O rganen der ordentlichen Polizeibehörden be- 

sipi urteilt werden können. Trotzdem  versuchte man anfangs, die Polizeibe
hörden, die ja mit Ausnahme einiger w eniger preußischer Landesteile fü r 
die A usführung der A rbeiterschutzbestim m ungen der G ew erbeordnung zu Sor

te gen hatten, auch mit dieser rein technischen Aufsicht zu betrauen. Bald aber
sah das preußische H andelsm inisterium die Unmöglichkeit ein, auf diesem 
W ege vorw ärts zu kommen. Es g ing daher im Anfang der 1870 er Jahre 
dazu über, einerseits die Zahl der Fabrikinspektoren zu verm ehren, anderseits 
nur noch M änner mit akadem isch-technischer Vorbildung für dieses Amt 
zu berufen, und w ar dadurch in der Lage, den Fabrikinspektoren neben der 

al ihnen von G esetzeswegen zustehenden Aufsicht über die Beschäftigung der
y  jugendlichen A rbeiter auch die H andhabung des § 107 auf dem Verwaltungs-
fa wege (durch ihre D ienstanweisung) zu übertragen. Im Jahre 1878 besaß

Preußen bereits 15 Fabrikinspektoren, die als Kommissare der Regierungen 
tätig  waren, und denen neben bezw. in G em einschaft mit den ordentlichen 

-  Polizeibehörden die D urchführung des A rbeiterschutzes oblag,
jjj A ußer in Preußen bestand w ährend dieser Zeit nur noch im Königreich
Jg. Sachsen seit 1872 eine reg t^pch te  Fabrikinspektion, deren Personal bis zum
ä Jahre 1878 auf 10 Beamtd verm ehrt w urde. In den übrigen Bundesstaaten

waren — wenn man von der ehrenam tlichen Fabrikinspektion Badens ab- 
(j sieht lediglich die O rtspolizeibehörden mit der H andhabung des Arbeiter-

f|J_ Schutzes betraut. D er Vollzug der A rbeiterschutzgesetzgebung ließ dabei,
wie eine Mitte der 1870er Jahre von der R eichsregierung veranstaltete E r
hebung lehrte, recht viel zu wünschen übrig.

Diese während der Jahre 1874 und 1875 über die Frauen- und Kinder
arbeit in den Fabriken angestellte, aber erst 1877 veröffentlichte Erhebung 
war dem W unsch des Reichstages entsprungen, durch umfassende Erm itt
lungen über die Lage der in den Fabriken tätigen jugendlichen und weib- 

l’ Hchen A rbeiter die G rundlage für einen w eiteren Ausbau der A rbeiterschutz
gesetzgebung zu gew innen, der im Beginn der 1870 er Jahre bei der rasch 
fortschreitenden Industrialisierung D eutschlands von den verschiedensten Seiten 
immer dringender verlangt w urde. Die Ergebnisse der Erhebung veranlaßten 

^ «das preußische H andelsm inisterium  im Jahre 1876 zur A usarbeitung eines

0
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A rbeiterschutzgesetzentw urfes, der diesen Forderungen in ziemlich w eitgehen
der W eise entgegenkam . Neben der w eiteren E inschränkung der K inderarbeit 
w ar an diesem Entw urf nam entlich die erstm alige R egelung der F rauenarbeit 
(V erbot der N acht- und Sonntagsbeschäftigung) bem erkensw ert, außerdem  en t
hielt er verbesserte, dem heutigen Recht (§§  120a bis 120e G O) recht ähn
liche V orschriften zum Schutze der A rbeiter gegen G efahren für Leben, G e
sundheit und Sittlichkeit. A bgesehen von dem A usbau des A rbeiterschutzes 
selbst sollte auch sein Vollzug grundsätzliche Ä nderungen und E rw eiterun
gen erfahren. Die den Fabrikinspektoren bisher nur auf A nordnung de= 
M inisters obliegende H andhabung  des G efahrenschutzes sollte ihnen nach 
dem E ntw urf von G esetzesw egen übertragen und nicht nur wie bisher auf 
die Fabriken beschränkt bleiben, sondern auf W erkstätten  aller Art aus
gedehnt w erden, vor allem aber sollte die E insetzung besonderer Aufsichts
beam ten allen deutschen Staaten zur Pflicht gem acht w erden, m it anderen 
W orten, es sollte die bisherige f a k u l t a t i v e  F a b r i k  inspektion zu 
einer o b l i g a t o r i s c h e n  G e w  e r b e inspektion erw eitert w erden.

Dieser E ntw urf gelangte nicht über das Stadium  der V orbereitung hinaus 
da der Reichskanzler F ürst Bismarck, dem der E ntw urf zuerst im Jahre 
1876 und, nach erfo lg ter U m arbeitung, im Som m er des Jahres 1877 wäh
rend seines A ufenthaltes in Varzin un terbreite t w urde, in einem sehr aus
führlichen Schreiben vom 10. A ugust 1877 an den H andelsm inister v. Acher,- 
bach den geplanten A usbau der A rbeiterschutzgesetzgebung und der Fabrik
inspektion in allen w esentlichen Punkten ablehnte. E r bezeichnete es als einen 
Irrtum , wenn man durch M aßnahm en des A r b e i t e r s c h u t z e s ,  wie z. B 
durch die Sorge für die körperliche Sicherheit der A rbeiter, die Schonung 
der Jugend, die T rennung der G eschlechter und die Sonntagsheiligung, den 
Frieden zwischen A rbeitgebern und A rbeitnehm ern herzustellen g laubte . „Im 
G egenteil“ , so schrieb er, „jede w eitere H em m ung und künstliche Beschrän
kung im Fabrikbetriebe verm indert die Fähigkeit des A rbeitgebers zur Lohn
zahlung“ . Über die F a b r i k i n s p e k t i o n  aber fällte e r auf G rund eigener, 
w ährend seines V arziner L andaufenthaltes angestellter B eobachtungen das 
Urteil, „daß das Institu t der Fabrikinspektion, so w ie es augenblicklich 
organisiert ist, in seiner gesetzlichen B erechtigung zw eifelhaft, in seiner 
praktischen W irksam keit aber nachteilig für die Industrie w irken w ird“ . Er 
zielte hierm it auf die seh r allgemein gehaltene F assung  des § 107 GO ab., 
der die U nternehm er verpflichtete, alle zum Schutz der A rbeiter gegen Ge
fahren für Leben und G esundheit notw endigen Einrichtungen herzustellen. 
D ieser Paragraph, so führte er aus, spreche zw ar von E inrichtungen, „die 
.notw endig ' sind“ , sage aber nicht, „w er zu entscheiden hat, w as ,notw endig' 
se i“ . Er bezw eifelte, daß der G esetzgeber die A bsicht gehab t habe, die 
Entscheidung über diese die Lebensinteressen der Industrie berührenden Fra
gen Einzelbeamten „von der Stellung und V orbildung der Fabrikinspektoren" 
anzuvertrauen, und er fürchtete, daß die nicht im m er zw eckm äßigen An
ordnungen solcher „gew iß w ohlgesinnten, aber vielleicht enthusiastischen Be
am ten von lebhaftem  Selbstgefühl“  V erstim m ung und E rbitterung  u n te r „einer 
so einflußreichen Klasse wie die Fabrikbesitzer“  hervorzurufen geeignet seien 
zumal der Fabrikant nicht im m er Z eit und G eschäftskunde genug  habe, um 
einen Streit mit den Behörden erfolgreich durchzuführen und, um sich den



Fabrikinspektor nicht zum G egner zu machen, auch etw aigen seiner An
sicht nach unberechtigten A nforderungen, wenn auch mit dem G efühl, U n
recht zu erleiden, füge. „A ber seine V erstim m ung äußert sich bei den 
W ahlen und bei all den G elegenheiten, w o sein freundliches oder feindliches 
Urteil über die R egierung Ausdruck finden kann.“  Fürst Bismarck w eigerte 
sich daher, G efahren d ieser Art durch den im Entw urf des H andelsm iniste
riums geplanten Ausbau der Fabrikinspektion in noch erhöhtem  M aße herauf
zubeschwören. Als das w irksam ste M ittel zur Lösung der A rbeiterfrage 
bezeichnete er vielm ehr schon damals allein die V e r s i c h e r u n g  der Ar
beiter gegen Unfälle und Invalidität (und deren schärfere Ü berwachung). 
Auf diesem  W ege den A usbau der sozialen G esetzgebung zu fördern, er
klärte er sich bereit, „auf dem der Prophylaxe durch Beamte aber nicht“ .

Das Ergebnis der Stellungnahm e des Fürsten Bismarck war, daß der 
Entw urf des preußischen Handelsm inisterium s im Reichskanzleramt völlig um- 
gestalte t w urde und im Jahre 1878 schließlich in einer Form an den Reichs
tag  gelangte, die in bezug auf den Arbeiterschutz nur wenig, in bezug auf 
die zu seiner D urchführung bestim m ten M aßnahm en (Fabrikinspektion) in 
nichts von dem Inhalt der 1869er G ew erbeordnung abwich. Von eigent
lichen Arbeiterschutzbestim m ungen sah er nur „eine Regelung der Beschäf
tigung jugendlicher Arbeiter, welche den besonderen Verhältnissen der ver
schiedenen Industriezweige Rechnung träg t“ (M otive) vor. Es lag darin die 
Verwirklichung des schon in einem Votum des Reichskanzlers vom 30. Sep
tem ber 1876 vertretenen G edankens, daß die bisher in D eutschland übliche 
generelle Behandlungsweise des Arbeiterschutzes m it ihrem starren C harakter 
nach dem Vorbild der englischen Schutzgesetzgebung m ehr kasuistisch und 
individuell gestalte t w erden müsse. Die bisherigen generellen A rbeiterschutz
bestim mungen sollten daher künftig durch den Bundesrat, wo es im Interesse 
der A rbeiter notw endig erschien, verschärft, dort aber, wo ein offenbares

irLot Bedürfnis dazu vorlag, auch gem ildert werden können. Es sollte dadurch
verhindert werden, daß sie entw eder, wie die Erhebungen der Reichsregicrung 

ja: gezeigt hatten, unausgeführt blieben, oder aber, daß sie bei rücksichtsloser
ibiidi Durchführung zum Schaden der Industrie ausschlügen. Eine Erw eiterung des
i # Jugendlichenschutzes w urde abgelehnt, da nach den Ergebnissen der ange
lí stellten E rhebung M ißstände, „welche die körperliche und geistige Entwick

lung der jungen, in den Fabriken beschäftigten Leute in einem zu größeren 
ga6 Beschränkungen allgem einer A rt nötigenden G rade bedrohen“  (M otive), im

deutschen Fabrikwesen nicht hervorgetreten seien, und da die schon bisher 
tu,/ nur höchst unvollkommen gelungene D urchführung der geltenden Gesetz-
¡j* gebung sich bei einer V erschärfung der letzteren künftig  nur noch fraglicher
ite, i gestalten würde. Ebenso lehnte die Reichsregierung jeden Ausbau des Frauen-
[en Fr. Schutzes mit Rücksicht auf die E rgebnisse der E rhebung und den damit
¡¡0  verbundenen Eingriff in die industriellen Verhältnisse als bedenklich ab, da
(„ t ein solcher Eingriff nur zu rechtfertigen wäre, „wenn Art und Umfang der
](, |  Frauenarbeit in den Fabriken zu sehr erheblichen, das öffentliche W ohl ge-
¿K fährdenden M ißständen geführt hä tten“  (M otive). Es ist interessant, daß
jtiä die Ergebnisse der vom Reich veranstalteten Erhebungen dem Kanzler bezw.

If u der R eichsregierung som it fast zu den entgegengesetzten Schlußfolgerungen
Anlaß gaben, wie kurz vorher dem preußischen Handelsm inisterium .

X
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Bei den parlam entarischen V erhandlungen vom Jahre 1878 m achten sich au f 
Seiten der verschiedenen R eichstagsparteien starke B estrebungen geltend, 
die A rbeiterschutzgesetzgebung selbst wie ihren Vollzug in seh r viel w eiter 
gehender W eise auszubauen, als es der Absicht der R egierung entsprach. 
N am entlich w urde schon dam als gegen den W iderspruch der R egierungs
vertre ter der Versuch unternom m en, die Sonntagsruhe für alle „in Fabriken 
und bei B auten“ beschäftigten A rbeiter gesetzlich festzulegen und einschnei
dende Bestimm ungen zum Schutze der A rbeiterinnen (z. B. V erbot der N acht
arbeit, Pausenregelung) einzuführen; doch gelang es nicht, diesen V orschlägen 
zur Annahme zu verhelfen. Besonders hartnäckig w ar der Kampf zwischen 
Regierung und Reichstag um den A usbau der Fabrikinspektion. W ährend der 
Reichstag der Ü berzeugung Ausdruck gab, daß ohne die obligatorische Ein
setzung von Fabrikinspektoren in ganz D eutschland die A rbeiterschutzgesetz
gebung nicht befriedigend durchzuführen sei, infolgedessen die allgemeine 
Einführung dieser Beamten erstreb te  und ihnen den bisher nur instruktions
gem äß gehandhabten Schutz der A rbeiter gegen G efahren für Leben und 
G esundheit g e s e t z l i c h  übertragen wissen w ollte, w arnten die Regierungs
vertreter vor einer voreiligen abschließenden gesetzgeberischen Regelung 
dieser A ngelegenheit und stellten in A ussicht, daß diese Frage, die innerhalb 
der Regierung um fassenden Erw ägungen unterliege, in absehbarer Z eit w ahr
scheinlich in vollkom m enerer Form der B eratung und Beschlußfassung des 
Reichstages unterliegen werde. Jedoch der R eichstag ließ sich nicht von 
den A usführungen der R egierung überzeugen, sondern faß te  sie eher im 
Sinne einer V ertröstung auf unbestim m te Z eit auf, ohne zu ahnen, daß sich 
hinter ihnen ein ebenso origineller wie großzügiger Plan verbarg , der aller
dings noch zu w enig spruchreif w ar, als daß er bereits hätte  zur E rörterung 
gestellt w erden können. D er Reichstag beschloß vielm ehr die obligatorische 
Einführung von Fabrikinspektoren und übertrug ihnen auch die H andhabung 
des G efahrenschutzes durch G esetz; von der für diesen Fall in Aussicht 
gestellten Ablehnung der R eichstagsbeschlüsse m achte der B undesrat jedoch 
keinen G ebrauch.

Für den A r b e i t e r s c h u t z  selbst bedeutete die 1878er G esetzgebung 
nur einen geringen F ortsch ritt: sie dehnte das T ruckverbot über den Kreis 
der Fabriken auf alle gew erblichen U nternehm ungen aus, regelte das Lehr
lingsw esen besser, führte den W öchnerinnenschutz ein und gab  dem Bun
desrat die Befugnis, einerseits die Beschäftigung von jugendlichen Personen 
und Arbeiterinnen mit Rücksicht auf G esundheit und Sittlichkeit einzu
schränken, anderseits dort, w o es die besonderen V erhältnisse einzelner In
dustriezw eige notw endig machen sollten, abw eichend von den allgemeinen 
gesetzlichen Vorschriften zu gesta lten : Befugnisse, von denen er im folgen
den Jahrzehnt nur in wenigen Fällen G ebrauch m achte. Endlich wurde 
dem Bundesrat die E rm ächtigung erteilt, spezialisierte V orschriften zum Schutz 
der A rbeiter gegen G efahren für Leben und G esundheit aufzustellen, die 
indessen, was die V erhütung der Unfälle anbelangt, nicht zustande kamen, 
w ährend zum Schutz gegen K rankheitsgefahren vereinzelte V erordnungen er
lassen w urden. Der H auptfortschritt, den die Novelle von 1878 brachte, 
lag in der Erw eiterung der bisherigen f a k u l t a t i v e n  zur  o b l i g a t o r i 
s c h e n  Fabrikinspektion. Es gingen nunm ehr fast säm tliche Staaten zur
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Anstellung von Fabrikinspektoren über; einige bestellten vorerst vorhandene 
Beamte im N ebenam t zu Fabrikinspektoren, vereinzelt w urden auch industrie
arme Staaten durch den B undesrat von der Einsetzung besonderer Fabrik
inspektoren befreit.

Da die Reichsgew erbeordnung nur generell die Verpflichtung zur Anstel
lung von Fabrikinspektoren aussprach und die ihnen obliegenden Aufgaben 
bezeichnete, dagegen nichts über die O rganisation der einzelstaatlichen Fabrik
inspektionen festlegte, w urde das W esentlichste in dieser Beziehung von 
Reichswegen im Benehmen m it den einzelstaatlichen Regierungen geordnet, 
um so w eit als möglich Einheitlichkeit in der G estaltung und H andhabung 
der Fabrikaufsicht zu erreichen. Auf Veranlassung und unter persönlicher 
M itwirkung des Reichskanzlers w urden im Jahre 1878 durch Beschluß des 
Bundesrates N o r m e n  aufgestellt, in denen die G rundzüge für die Aus
übung der Fabrikinspektion in den Einzelstaaten niedergelegt waren und die 
für die H andhabung des Fabrikaufsichtsdienstes in ganz Deutschland m aß
gebend wurden.

Die G esetzgebung des Jahres 1878 ließ zu viele W ünsche unbefriedigt, 
als daß sie den Freunden des Arbeiterschutzes m ehr als eine Abschlagzahlung 
hätte sein können. In der T a t hörten im ganzen folgenden Jahrzehnt die 
Anträge der verschiedensten Parteien nicht auf, die auf eine Erw eiterung 
des A rbeiterschutzes abzielten und in der H auptsache die w eitere Einschrän
kung der Kinder- und Jugendlichenarbeit, den Schutz der Arbeiterinnen, die 
gesetzliche Einführung der Sonntagsruhe und des allgemeinen M axim alarbeits
tages sowie den Ausbau der Fabrikaufsicht zum G egenstand hatten, ohne 
daß aber der von den A ntragstellern gew ünschte Erfolg erzielt w urde. W ieder
holt legte der Kanzler oder der R egierungsvertreter den ablehnenden Stand
punkt der Reichsregierung dar, sow eit er die Sonntagsruhe, die Kinder- und 
Frauenarbeit sowie den M axim alarbeitstag betraf, so namentlich in den Sitzun
gen des Reichstages vom 9. Januar 1882, 9. Mai 1885, 3./4. Dezem ber 1885. 
Die Sozialpolitik dieser Periode stand in der H auptsache nicht im Zeichen 
des A rbeiter s c h u t  z e s , sondern der A rbeiter v e r s i c h e r u n g. Aber die 
letztere sollte gleichzeitig die Möglichkeit gew ähren, auch wichtige Fragen 
des Arbeiterschutzes, nämlich den Schutz der A rbeiter gegen G efahren für 
Leben und G esundheit, einer Lösung, und zw ar nach A nsicht des Reichs
kanzlers einer vollkomm eneren Lösung entgegenzuführen, als sie hierfür bisher 
gefunden w orden war. Nach seiner Absicht sollten nicht die O rgane des Staates 
unmittelbar, sondern die V e r s i c h e r u n g s t r ä g e r ,  die für die Folgen 
mangelnder V orsorge gegen Gefahren für Leben und G esundheit der Ar
beiter in den Betrieben ihrer M itglieder aufzukommen hatten, die Sorge für 
die körperliche Sicherheit der A rbeiter übernehm en. Die Verwirklichung 
dieses organisatorischen Gedankens von grundsätzlicher Bedeutung stand w äh
rend dieser Periode im M ittelpunkte der A rbeiterschutzpolitik des Reichs
kanzlers. Schon in seinem oben angeführten Schreiben vom 10. A ugust 1877 
hatte er die V e r s i c h e r u n g  der A rbeiter gegen Unfall, Krankheit und 
Invalidität als das allein zur Lösung der A rbeiterfrage geeignete M ittel be
zeichnet; der A rbeiter s c h u t  z — sow eit er die V erhütung der Unfall- 
und K rankheitsgefahren um faßte — sollte dagegen, wie sich in der Folge
zeit immer klarer herausstellte, insofern die naturnotw endige Ergänzung der
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Versicherung bilden, als die mit der V ersicherung verbundenen Lasten die 
T räger dieser Lasten von selbst dazu nötigen sollten, durch A nw endung aller 
geeigneten M ittel die Zahl der Versicherungsfälle auf ein M indestm aß herab
zudrücken und dadurch zugleich den Interessen des A rbeiterschutzes zu dienen. 
T räger der U nfallversicherung wie der Invalidenversicherung aber sollten die 
B e r u f s g e n o s s e n s c h a f t e n  sein, die sich aus allen B etrieben der 
gleichen G attung  zusam m ensetzen und die zur A ufrechterhaltung der Ver
sicherung erforderlichen M ittel aus den Beiträgen der einzelnen ihr ange
hörenden U nternehm ungen aufbringen sollten. Auf diesem W ege der Selbst
verw altung wollte F ürst Bismarck w ichtige A ufgaben des Arbeiterschutzes 
in nach seiner A nsicht zw eckm äßigerer W eise durchführen, als sie bisher 
durch staatliche O rgane (Fabrikinspektion und Polizeibehörden) durchgeführt 
w orden w aren. An Stelle der S taatsgew alt sollte nach der Absicht des 
Reichskanzlers den U nternehm er das eigene G eldinteresse, der persönliche 
Vorteil zur B eachtung der G ebote des A rbeiterschutzes zwingen. Ein an 
und für sich rein egoistisches Interesse sollte auf diese W eise einem sozialen 
Zweck dienstbar gem acht werden. Zugleich hoffte der Reichskanzler hier
durch die seiner Ansicht nach mit der staatlichen Fabrikaufsicht — soweit 
sie den G efahrenschutz betraf — verbundenen N achteile zu verm eiden: die 
G efahr „persönlicher W illkür“  von seiten der staatlichen „isoliert stehen
den bureaukratischen B eam ten“ , zu g roße  Strenge einerseits oder zu große 
Milde in ihren A nforderungen anderseits, das Fehlen einer sachkundigen 
Prüfstelle gegenüber ihren A nordnungen und infolgedessen die Möglichkeit, 
daß der G ew erbetreibende unter U m ständen „in einen Zustand von Bedrückung 
und V erstim m ung“  gerät. Alle diese von ihm hervorgehobenen Nachteile
wollte er durch die genossenschaftlich organisierte Fabrikkontrolle vermeiden. 
Die Aufstellung von Unfall- und K rankheitsverhütungsvorschriften durch die 
G enossenschaften selbst, so folgerte er, w erde die beste G ew ähr dafür bieten, 
daß diese Vorschriften „die richtige M itte zw ischen zu g roßer Milde und 
zu g roßer S trenge“  hielten, und dem an ihren Inhalt gebundenen Aufsichts
beam ten w ürden sie die M öglichkeit w illkürlicher A nforderungen nehmen. 
Dieser auf dem G rundsatz der Selbstverw altung aufgebaute Arbeiterschutz
w ar es, der ihm schon im Jahre 1878 vorgeschw ebt hatte, als der Reichstag
die E rw eiterung und A usgestaltung der staatlichen Fabrikinspektion erstrebte. 
Da die Absichten des Reichstages seinen Plan durchkreuzen und möglicher
weise unausführbar machen m ußten, so  erscheint der dam als dem Ausbau 
der staatlichen Fabrikinspektion von seiten der R eichsregierung entgegen
gesetzte W iderstand vollständig begreiflich. D er Reichstag kannte ander
seits die Absicht der Reichsregierung nach dieser R ichtung nicht, und aus 
ihren damaligen Ausführungen konnte er sie nicht entnehm en. Bestimmteres 
zu sagen, w ar aber dam als aus dem G runde noch nicht möglich, weil die 
geplante O rganisation der V ersicherungsgesetzgebung und die dam it im Zu
sam m enhang gedachte G estaltung des A rbeiterschutzes noch ganz und gar in 
den Anfängen stand. So arbeiteten die beiden m aßgebenden Faktoren ge
wisserm aßen einander vorbei, und der Reichstag gab durch seinen Be
schluß der Fabrikinspektion in D eutschland eine G estaltung, die sich später 
mit der vom Reichskanzler gew ollten nicht m ehr voll in Einklang bringen 
ließ. Die letztere aber nahm auch nicht in der Form  G estalt an, die Fürst
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Bismarck ursprünglich geplant hatte. Die U nfallversicherung w urde zwar 
im Jahre 1884 auf der G rundlage berufsgenossenschaftlicher O rganisation 
G esetz, und dam it w urde auch der die U nfallverhütung um fassende Teil 
des A rbeiterschutzes im Sinne des Reichskanzlers verwirklicht. Die Absicht, 
auch die krankm achenden Einflüsse der gew erblichen Arbeit mit H ülfe der
selben O rganisation zu bekäm pfen, w urde durch die U m gestaltung des In- 
validenversicherungs - G esetzentw urfes vereitelt. Auch die Invalidenversiche
rung sollte sich nach dem ursprünglichen Plan auf derselben berufsgenossen
schaftlichen G rundlage aufbauen, auf der die Unfallversicherung bereits ruhte, 
und die Lasten der Invaliden- und Altersversicherung sollten allein von den 
B erufsgenossenschaften, d. h. von den in ihnen zusam m engeschlossenen U n
ternehm ern aufgebracht werden. Damit hätten die Genossenschaften, gleich
wie bei der Unfallversicherung, ein Interesse daran gehabt, die Lasten der 
V ersicherung möglichst klein zu gestalten, d. h. durch ausreichende Aufsicht 
dafür zu sorgen, daß in den Betrieben ihrer M itglieder alle V orkehrungen g e 
troffen w ürden, um schädliche Einflüsse, die den A rbeiter früh invalide 
machen und dam it den Eintritt des V ersicherungsfalles herbeiführen konnten, 
zu beseitigen. Damit wäre auch die Pflege der G ew erbehygiene Aufgabe 
der G enossenschaften gew orden, die ihnen heute bekanntlich nicht obliegt. 
Dadurch, daß der Reichstag anstelle der Berufsgenossenschaften die Landes
versicherungsanstalten als T räger der Versicherung einführte, w urden die 
Absichten des Reichskanzlers durchkreuzt. D er vom Kanzler geplante reichs
rechtlich organisierte und auf der G rundlage genossenschaftlicher Selbstver
w altung beruhende Arbeiterschutz konnte dam it nur zum Teil in die W irk
lichkeit um gesetzt w erden; nur die U nfallverhütung nahm in dieser W eise 
G estalt an, die A usübung der G ew erbehygiene blieb allein Sache der s taa t
lichen Aufsichtsorgane.

Die ganze 20jährige Periode von der Reichsgründung bis zum Jahre 
1890/91 w ar eine Zeit, in der einerseits durch immer w iederholte parlam en
tarische Beratungen, anderseits durch die von der Regierung angestellten 
Erhebungen (so z. B. über die Sonntagsarbeit) für grundlegende Fragen des 
A rbeiterschutzes allmählich eine Lösung vorbereitet wurde, ln bezug auf 
den Arbeiterschutz selbst handelte es sich darum, zu entscheiden, ob und 
inwieweit ein Eingreifen des Staates zum Schutz der Arbeiter notw endig, 
zweckmäßig und ausführbar sei, hinsichtlich des Vollzuges der A rbeiter
schutzgesetzgebung stand die Frage im M ittelpunkt, ob der Schutz der Ar
beiter gegen G efahren für Leben und G esundheit auf staatlicher oder auf g e 
nossenschaftlicher G rundlage organisiert w erden solle. W ährend in den 
1870er Jahren die Initiative zum Ausbau des Arbeiterschutzes beim preußi
schen H andelsm inisterium lag und seine D urchführung lediglich durch O r
gane des Staates selbst geplant war, änderten sich in der zweiten Hälfte der 
1870 er Jahre, als der Reichskanzler persönlich die Leitung der Sozialpolitik 
im Reich und später auch in Preußen in die H and nahm , Richtung und 
Ziel der deutschen Sozialpolitik im allgemeinen und der A rbeiterschutzpolitik 
im besonderen sehr wesentlich. G ewisse Fragen des Arbeiterschutzes, wie 
die Regelung der Frauenarbeit, der Sonntagsruhe u. a., wurden vorerst zu
rückgestellt, und den im m er w iederholten Versuchen des Reichstages, der in 
diesem Jahrzehnt die Initiative in bezug auf den Ausbau dieser G ebiete der

2
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A rbeiterschutzgesetzgebung ergriffen hatte, gelang es nicht, den A usbau des 
A rbeiterschutzes im Sinne der R eichstagsm ehrheit zu fördern. Der Kanzler 
seinerseits stellte die V ersicherungsgesetzgebung in den M ittelpunkt der von 
ihm vertretenen Sozialpolitik und suchte gleichzeitig in organischem  Z usam 
m enhang mit der V ersicherungsgesetzgebung einen sehr w ichtigen Teil des 
Arbeiterschutzes, die Sicherung d er A rbeiter gegen Unfall- und K rankheits
gefahr, zu verwirklichen, nachdem  ihm der bisher übliche Vollzug dieses 
Teiles der A rbeiterschutzgesetzgebung durch Staatsbeam te zu den bereits 
erw ähnten Bedenken Anlaß gegeben hatte.

Daß es übrigens vom realpolitischen S tandpunkt aus richtig w ar, die 
Arbeiter V e r s i c h e r u n g  dem A rbeiter s c h ü t z  voranzustellen, die erstere 
als die prim äre, die letztere als die sekundäre A ufgabe der Sozialpolitik zu 
behandeln, hat die Folgezeit gelehrt. W enn auch zuzugeben ist, daß der 
G rundsatz: Unfälle und K rankheiten zu verhüten, ist besser, als die durch 
sie verursachten Schäden zu heilen, zutrifft, so ist doch nicht zu leugnen, 
daß tro tz aller bisher auf die Unfall- und K rankheitsverhütung gerichteter 
Bemühungen die G esam tzahl der jährlich vorkom m enden Unfälle noch keine 
N eigung zur Abnahme zeigt. Z w ar sind Erfolge der Unfall- und Krank
heitsverhütung statistisch nachweisbar, doch hat die U nfallstatistik auf der 
anderen Seite auch gelehrt, daß ein g ro ß e r Prozentsatz aller Unfälle (nach 
der G ew erbe-U nfallstatistik des R eichsversicherungsam tes über die im Jahre 
1907 erstm alig entschädigten Unfälle etw a 40 vH ) einstw eilen durch unfall
verhütende M aßnahm en, z. B. Schutzvorrichtungen, nicht verhindert werden 
kann. D araus folgt aber, daß man den Arbeitern durch Schutzm aßnahm en 
a l l e i n  einen geringen D ienst erw eisen w ürde, daß vielm ehr in erster Linie 
die Schäden an Leib und Leben, die nun einmal in einer g roßen  Zahl von 
Fällen nicht zu verhindern sind, durch die V ersicherung nach M öglichkeit 
gelindert werden müssen. D aneben kann und m uß der A rbeiterschutz gegen 
Unfall- und K rankheitsgefahr gew iß bestehen bleiben; die g rößere  W ichtig
keit der A rbeiterversicherung, die sich schon darin zeigt, daß sich ihre 
segensreichen Folgen sofort bem erkbar m achen, w ährend die G efahrenver
hütung erfahrungsgem äß langer Zeit bedarf, bevor sich Erfolge einstellen, 
rechtfertigte jedoch die Inangriffnahm e der V ersicherungsgesetzgebung v o r  
der A rbeiterschutzgesetzgebung, sow eit die letztere die Unfall- und Krank
heitsgefahren um faßt.

Da das Ergebnis der deutschen A rbeiterschutzgesetzgebung in den 1880 er 
Jahren im w esentlichen durch die im Zusam m enhang mit der V ersicherungs
gesetzgebung geschaffene genossenschaftlich organisierte und im W ege der 
Selbstüberw achung durchgeführte U nfallverhütung dargestellt w ird (die Be
käm pfung der K rankheitsgefahren auf derselben G rundlage zu erreichen, ge
lang, wie erw ähnt, nicht), so gab es für den Vollzug des A rbeiterschutzes 
seit der M itte dieses Jahrzehntes nunm ehr außer den bereits früher dam it 
beauftragten Fabrikinspektoren (und Polizeibehörden) noch ein w eiteres O r
gan, dessen T ätigkeit auf dem G ebiete der U nfallverhütung m it der gleich
gearteten  T ätigkeit der Fabrikinspektoren in W ettbew erb und gelegentlich auch 
in W iderstreit tra t, bis bei der A bänderung der U nfallversicherungsgesetze im 
Jahre 1900 in letzterer Beziehung V orbeugungsm aßnahm en getroffen  w urden. 
Die Absicht, diese D oppelaufsicht durch Verschm elzung beider E inrichtungen 
einheitlich zu gestalten, bestand zwar, gelangte aber nicht zur A usführung.
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Das Verlangen nach einer W eiterbildung der A rbeiterschutzgesetzgebung 
w urde schließlich im V erlauf der 1880er Jahre immer stärker und fand 
U nterstützung durch große A rbeiterausstände jener Zeit (Bergarbeiterstreik 
1889), w odurch schließlich die Ü berzeugung zum D urchbruch kam, daß die 
weitere A usgestaltung dieses Zweiges der Sozialgesetzgebung nicht länger 
aufgeschoben w erden dürfe. Das Jah r 1890 bezeichnet einen W endepunkt 
in der deutschen Arbeiterschutzpolitik und den A usgangspunkt der heutigen 
Schutzgesetzgebung. Es brachte nicht nur um fassende Erw eiterungen der 
A rbeiterschutzgesetzgebung selbst m it sich, sondern führte auch in ihrem 
Vollzug grundlegende Änderungen herbei und stellte dam it auch für den 
letzteren den Beginn eines neuen Entwicklungsabschnittes dar.

D ie  A r b e i t e r s c h u t z g e s e t z g e b u n g  s e i t  1891 
u n d  i h r  V o 11 z u g.

Die Kaiserlichen Erlasse vom 4. Februar 1890 und die im F rühjahr des
selben Jahres tagende internationale Arbeiterschutzkonferenz, die einen erst
m aligen Versuch zur internationalen V ereinbarung über die G rundlagen der 
A rbeiterschutzgesetzgebung darstellte, leiteten die sozialpolitische G esetz
gebung dieses Jahres ein. U nter teilweisem Zurückgreifen auf ältere Entw ürfe, 
wie z. B. denjenigen des preußischen Handelsm inisterium s aus dem Jahre 1876 
und andere, insbesondere aus den 1880er Jahren, die seinerzeit nicht G e
setz gew orden w aren, w urden jetzt wichtige G ebiete des A rbeiterschutzes 
durchgreifend geregelt. Von den für a l l e  Arten gew erblicher A rbeiter gülti
gen Schutzbestim m ungen sind als besonders w ichtig die über die Sonntags
ruhe und die über den Schutz der A rbeiter gegen G efahren für Leben, 
G esundheit und Sittlichkeit hervorzuheben. Die S o n n t a g s r u h e  w urde 
grundsätzlich für alle gewerblichen (industriellen) Betriebe und (unter Frei
lassung bestim m ter Stunden) auch für das H andelsgew erbe zum G esetz er
hoben (§ 105 b), unter G ew ährung der erforderlichen Ausnahmen für die
jenigen Fälle, in denen die Einhaltung der Sonntagsruhe aus wirtschaftlichen,, 
technischen oder G ründen des öffentlichen Interesses nicht ausführbar is t 
(§§ 105c bis 105f GO). Im Anschluß daran erfolgte die G ew ährung der 
erforderlichen Ausnahmen, sow eit sie nicht schon kraft G esetzes zulässig 
sind (§ 105 c) oder von Fall zu Fall (§ 105 f) durch die untere V erw altungs
behörde (d. i. in P reußen der G ewerbeinspektor) festgesetzt werden, durch 
den Bundesrat (§ 105 d) und die höhere V erw altungsbehörde. Die G esam t
heit der über die Sonntagsruhe in Deutschland erlassenen Bestimm ungen 
stellt eine umfangreiche und verwickelte M aterie dar, die zudem ständig  dem 
Fortschritt der technischen Entw icklung folgen muß — übrigens einer der 
Gründe, die früher von der Inangriffnahm e dieses G esetzgebungsw erkes ab
geschreckt hatte. Der G e f a h r e n s c h u t z  (§§ 120a bis 120e) w urde, ab
gesehen von der gegen früher vervollkom mneten Fassung der betreffenden 
Paragraphen, auch materiell erw eitert, insbesondere durch die dem Bundes
rat verliehene Befugnis, in geeigneten Fällen einen sanitären M axim alarbeits
tag (§ 120 e) auch für erw achsene männliche A rbeiter in einzelnen Industrie
zweigen einführen zu dürfen. Von dieser Befugnis m achte der Bundesrat 
in der Folgezeit in zahlreichen Fällen G ebrauch (z. B. in den V erordnungen 
für Bleihütten, Bleifarbenfabriken, Steinbrüche und Steinhauereien, Akkumula-

2*
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torenfabriken, Thom asschlackenm ühlen und für das B äckereigew erbe). Der 
§ 120e erm ächtigte ferner den Bundesrat oder die Landesbehörden, für be
stim m te G attungen von gew erblichen Betrieben spezialisierte V orschriften zum 
Schutz der A rbeiter gegen G efahren für Leben, G esundheit und Sittlichkeit 
aufzustellen. Diese Bestim m ung w ar zw ar nicht neu, doch gab  sie dem 
B undesrat im G egensatz zur früheren Z eit zu einer erheblichen Zahl von 
V erordnungen Anlaß, in denen ein sehr w ichtiger Teil der heutigen deutschen 
A rbeiterschutzgesetzgebung n iedergelegt ist.

Neben diesen für alle gew erblichen Betriebe von den größten  bis zu 
den kleinsten und für alle A rbeiterkategorien gültigen  Bestim m ungen wurde 
sodann die eigentliche F a b r i k  gesetzgebung noch seh r um fassend ausgebaut. 
Abgesehen von der Einführung der A r b e i t s o r d n u n g e n  für Fabriken 
(mit m indestens 20 Arbeitern) und einigen anderen N euerungen w urde nun
m ehr die F r a u e n a r b e i t  gesetzlich geregelt durch das V erbot der N acht
arbeit (8V 2 U hr abends bis 5 7 2  U hr m orgens), durch die E inführung eines 
elfstündigen M axim alarbeitstages und einer obligatorischen einstündigen Mit
tagspause. Im Jahre 1908 w urde nach vorhergegangenen internationalen Ver
einbarungen der M axim alarbeitstag auf zehn Stunden, die N achtzeit auf den 
Zeitraum  von 8 U hr abends bis 6 U hr m orgens festgesetzt. Den W öchne
rinnenschutz, den das 1890 er G esetz auf vier bezw. sechs W ochen be
messen hatte, dehnte die Novelle von 1908 auf acht W ochen aus.

Von großer B edeutung w ar die im § 154 des A rbeiterschutzgesetzes von 
1890 vorgesehene M öglichkeit, die zum Schutz der Jugendlichen und Frauen 
erlassenen Bestimm ungen durch Kaiserliche V erordnung un ter M itw irkung des 
Bundesrates auch auf andere als Fabrikbetriebe auszudehnen. Von dieser 
M öglichkeit w urde durch den Erlaß der K o n f e k t i o n s w e r k s t ä t t e n -  
V e r o r d n u n g  im Jahre 1897, die zur Beseitigung der beim Berliner Kon
fektionsarbeiterstreik (1895) bekannt gew ordenen M ißstände dienen sollte, und 
in noch um fassenderer W eise im Jahre 1900 durch den Erlaß der M o t o r -  
w e r k s t ä t t e n - V e r o r d n u n g  G ebrauch gem acht; durch die letztere er
hielten die für Jugendliche und Frauen in Fabriken erlassenen Schutzbestim 
mungen m it angem essenen Erleichterungen auch für die Unzahl kleiner mit 
m otorischer Kraft arbeitenden W erkstattbetriebe G eltung. Auf die im selben 
Jahre für das H andelsgew erbe (offene V erkaufstellen) erlassenen, der Fa
brikgesetzgebung nachgebildeten Schutzvorschriften (§§ 139c bis 139m) sei 
zur Ergänzung hingewiesen.

Neben diesem in der R eichsgew erbeordnung niedergelegten A rbeiterschutz 
brachten die letzten Jahre noch zwei selbständige G esetze von verw andtem  
Inhalt: Das K i n d e r s c h u t z g e s e t z  vom Jahre 1903, das ein schon 1891 
von der Regierung abgegebenes V ersprechen einlöste, soll die überm äßige 
A usnutzung schulpflichtiger Kinder in der H ausindustrie, im H andels- und 
V erkehrsgew erbe verhindern, nachdem  das bestehende Recht den Kindern 
die T ätigkeit im Fabrikbetrieb und in M otorw erkstätten  un tersag t h a tte ; das 
H a u s a r b e i t s g e s e t z  vom Jahre 1911 endlich sucht über den eigent
lichen Arbeiterschutz hinaus auch den Schutz der H ausgew erbetreibenden 
selbst und ihrer Fam ilienangehörigen gegen G efahren für Leben, G esundheit 
und Sittlichkeit bei ihrer B erufstätigkeit zu erreichen.
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Mit der E rw ähnung der G ew erbeordnungsnovelle von 1908, die neben 
anderen, z. T. schon berührten Erw eiterungen des A rbeiterschutzes den 
schwankenden Begriff „Fabrik“  aus der A rbeiterschutzgesetzgebung beseitigte 
und durch „Betriebe mit zehn und m ehr A rbeitern“  ersetzte, ist das W ichtigste 
aus dem bestehenden A rbeiterschutzrecht skizzenhaft angedeutet.

Es ist selbstverständlich, daß die nach Inhalt und Umfang seit 1890/91 
so wesentlich ausgestaltete A rbeiterschutzgesetzgebung auch einen bedeuten
den Ausbau der zu ihrem V o l l z u g  dienenden O rganisationen erforderte, 
wenn ihre D urchführung sichergestellt w erden sollte. D aher w urde im 
Beginn der 1890 er Jahre in allen deutschen Staaten, insbesondere aber in 
Preußen, die Fabrikinspektion erheblich ausgebaut, und ihre Befugnisse w ur
den teilweise neugeordnet. Da das A rbeiterschutzgesetz von 1891 die Durch
führung der Sonntagsruhe und die Aufsicht über den Schutz der A rbeiter 
gegen G efahren für Leben, G esundheit und Sittlichkeit — Bestimmungen, 
die für gewerbliche Betriebe aller Art, nicht nur für Fabriken, G eltung er
hielten — den Fabrikinspektoren übertrug, so erw eiterte es dam it die bis
herige F a b r i k  inspektion zur G e w e r b e  inspektion. Gleichzeitig ordnete 
es die D urchführung des G efahrenschutzes in neuer und vollkom m enerer 
W eise (§ 120d) als bisher. Die M achtbefugnisse der staatlichen A ufsichts
beam ten waren gerade auf diesem G ebiet in den 1880 er Jahren allzu be
schränkt und ihre Tätigkeit daher lediglich beratend und anregend gew esen. 
Das A rbeiterschutzgesetz von 1891 gew ährte nunm ehr einerseits der Industrie 
den erforderlichen Schutz gegen etw aige unberechtigte A nforderungen der G e
w erbeinspektion durch Festlegung eines geordneten Beschwerdeweges, erm ög
lichte es aber anderseits auch den G ew erbeinspektoren, berechtigten Anforde
rungen, nötigenfalls zwangsweise, auch da G eltung zu verschaffen, w o ihnen 
etw a ein auf gütliche Art nicht zu beseitigender W iderstand entgegengesetzt 
werden sollte. Dazu kam, daß seit 1891 überall, insbesondere aber in Preußen, 
die Zahl der Aufsichtsbeam ten entsprechend den sehr erw eiterten ihnen ob
liegenden Befugnissen ganz beträchtlich verm ehrt w urde. W ährend im Jahre 
1890 89 Aufsichtsbeam te in Deutschland tätig  waren, stieg ihre Zahl im Jahre 
1900 auf 329, im Jahre 1910 auf 512. Außerdem w urde ihnen in Preußen 

fi im Jahre 1900 die Revision der D ampfkessel abgenom m en und den Dam pf
kessel-Überwachungsvereinen übertragen, w odurch ihre Kräfte m ehr als bis
her zur Bearbeitung der eigentlichen Aufgaben des A rbeiterschutzes, die gerade 
im Jahre 1900 durch das Inkrafttreten der M otorw erkstätten-V erordnung be- 
deutend an Umfang Zunahmen, frei w urden. Diese letztere V erordnung sowie 
das Kinderschutzgesetz und verschiedene Spezialverordnungen, insbesondere 
die Konfektionsw erkstätten-Verordnung von 1897 (zu denen künftig noch das 
Hausarbeitsgesetz hinzutritt), brachten eine Fülle von Kleinarbeit mit sich, 

! zu deren Erledigung die meisten deutschen Staaten im Laufe der Jahre
neben den akadem isch gebildeten Beamten auch H ülfskräfte m it einfacherer 
Vorbildung, m eist aus dem A rbeiterstande, sowie weibliche Beamte heran
zuziehen für zweckmäßig befanden.

Die oben genannten Aufgaben des A rbeiterschutzes, deren D urchführung 
in ganz Deutschland den G ew erbeinspektoren reichsgesetzlich übertragen ist, 
w erden noch verm ehrt durch verschiedene andere Obliegenheiten verw andter
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A rt, die in den einzelnen Staaten gleichfalls Sache der G ew erbeaufsichts
beam ten sind. H ierzu g eh ö rt z. B. die Aufsicht über die A usführung der 
gesetzlichen Bestim m ungen über die A rbeitsbücher, Z eugnisse u nd  die Lohn
zahlung sow ie die Kontrolle der genehm igungspflichtigen Anlagen (§ 16 GO), 
die den G ew erbeaufsichtsbeam ten teils allein in bezug auf den A rbeiter
schutz, teils auch m it Einschluß des N achbarschutzes übertragen  ist. Die 
M achtm ittel, die ihnen bei der D urchführung ihrer A ufgaben zu G ebote 
stehen, sind, abgesehen von der A nrufung der G erichte im Falle der Er
m ittlung strafbarer Zuw iderhandlungen, durch das im § 120d GO näher um
schriebene polizeiliche V erfügungsrecht gegeben. G rundsätzlich aber sollen 
die G ew erbeaufsichtsbeam ten die Erfüllung ihrer A ufgaben in erster Linie 
durch gütliche V orstellungen, A ufklärung und B eratung zu erreichen suchen; 
das ist, wie schon seit jeher, so  auch heu te  noch das Leitm otiv fü r die 
A m tsführung der G ew erbeinspektoren in allen deutschen Staaten.

W as die G ew erbeaufsicht der deutschen E inzelstaaten an V erschieden
heiten aufw eist, is t verhältnism äßig gering füg iger A rt und  bezieht sich auf 
die E ingliederung in den einzelstaatlichen B ehördenorganism us, G ehalts- und 
Rangverhältnisse der Beamten und Einzelheiten ihrer A usbildung, w obei je
doch eine abgeschlossene technisch-akadem ische V orbildung in allen deut
schen Staaten E rfordernis ist. P reußen  und das Königreich Sachsen haben 
einen eigenen, fest um grenzten A usbildungsw eg fü r ihre Beam ten vorge
schrieben. Sow eit Personen ohne akadem ische V orbildung im G ew erbeauf
sichtsdienst beschäftig t w erden, geschieht dies in nachgeordneten  Stellungen 
und fü r bestim m te H ülfsdienste.

N eben den G ew erbeaufsichtsbeam ten sind überall in D eutschland auch 
die Polizeibehörden an der D urchführung des A rbeiterschutzes beteiligt, indem 
sie  entw eder die G ew erbeaufsichtsbeam ten bei der A usübung ihrer T ätigkeit 
unterstü tzen  oder selbständig  A ufgaben des A rbeiterschutzes zur Durch
führung bringen, unabhängig von der T ätigkeit der G ew erbeinspektoren  bezw. 
neben ihnen. In letzterer Beziehung sind sie w esentlich an der Aufsicht 
über die B eschäftigung d er Jugendlichen und  der A rbeiterinnen beteiligt, 
und es ist ihnen zu diesem  Zweck eine jährlich ein- bis zw eim alige Revision 
der betreffenden gew erblichen Anlagen zur Pflicht gem acht. N am entlich ist 
auch ein w esentlicher Teil der vielen V orschriften form eller A rt, w elche mit 
d er A usführung des A rbeiterschutzes im Z usam m enhang stehen , Sache der 
Polizeibehörden. An H ülfsdiensten fü r die G ew erbeinspektion haben sie 
nam entlich die vielfach erforderlichen sogenannten N achrevisionen auszuführen, 
um  festzustellen, ob die von den G ew erbeinspektoren angeordneten  A rbeiter
schutzm aßnahm en tatsächlich zur D urchführung gebrach t w orden sind. Un
entbehrlich ist ihre M itw irkung noch beim  Erlaß polizeilicher V erfügungen 
(§ 120d) im Interesse des A rbeiterschutzes, da die G ew erbeinspektoren von 
diesem  polizeilichen V erfügungsrecht n irgendw o G ebrauch (außer in N ot
fällen) m achen dürfen. N ur zum Erlaß von V erfügungen auf G rund des 
neuen H ausarbeitsgesetzes sind (in P reußen) ausschließlich die G ew erbe
aufsichtsbeam ten berechtigt.

Die von den B erufsgenossenschaften zum Schutze der A rbeiter entfaltete 
T ätigkeit findet ihre gesetzliche G rundlage im G ew erbeunfallversicherungs
gesetz  bezw. jetzt in den §§  874 bis 889 der R eichsversicherungsordnung;
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die eigentliche B etriebsüberw achung durch die Q enossenschaftsorgane voll
zieht sich auf G rund besonderer, von jeder G enossenschaft aufgestellter, 
vom Reichsversicherungsam t genehm igter U nfallverhütungsvorschriften. Auch 
dieser Zweig des deutschen Arbeiterschutzes hat sich lebhaft entwickelt. 
Im Jahre 1910 waren bei den 66 gew erblichen B erufsgenossenschaften ins
gesam t 339 A ufsichtsbeam te für die Zwecke der Unfallverhütung tätig, die 
rd , 33 vH der aufsichtspflichtigen Betriebe revidierten; im Jahre 1890 be
trug dem gegenüber die Zahl der A ufsichtsbeam ten nur 146. Die Aufsichts
beam ten der B erufsgenossenschaften unterstehen bei ihrer Ü berw achungs
tätigkeit dem Reichsversicherungsam te, dessen M itglieder berechtigt sind, sich 
durch eigene Inaugenscheinnahm e von dem Zustand der zur G enossenschaft 
gehörenden Betriebe in bezug auf die Unfallverhütung zu überzeugen (§ 889 
RVO). Als A bart der auf genossenschaftlicher G rundlage beruhenden Un
fallverhütungsorganisationen kommen noch die Dampfkessel-Überwachungs- 
Vereine hinzu, deren Tätigkeit wichtige Sondergebiete der U nfallverhütung 
(Kontrolle der Dampfkessel, Dampffässer, Fahrstühle, A zetylenapparate u. a.) 
um faßt. Sie beschäftigen im Dienst dieser Aufgaben über 400 Beamte (In
genieure).

Eine Eigentümlichkeit der deutschen G ew erbeaufsicht, sofern man unter 
diesem  Begriff die gesam ten zum Vollzug der A rbeiterschutzgesetzgebung 
bestim m ten Einrichtungen versteht, ist Ihre V ielgestaltigkeit, die durch däs 
Vorhandensein von im wesentlichen vier selbständigen Aufsichtsorganen g e
kennzeichnet w ird: der G ew erbeinspektionsbeam ten, der Polizeibehörden,
der Berufsgenossenschaften und der Dam pfkesselüberwachungsvereine bezw. 
ihrer A ufsichtsbeam ten, deren Tätigkeit sich zum großen Teil selbständig 
nebeneinander vollzieht, w obei sich die jedem von ihnen zufallenden A rbeits
gebiete vielfach überschneiden. Der Fernstehende wird nicht ohne weiteres 
eine voll zutreffende Erklärung dafür finden, warum innerhalb desselben 
Betriebes die Beamten der G ew erbeinspektion und der Berufsgenossen
schaften für den Unfallschutz Sorge tragen, Polizeibehörden und G ew erbe
aufsichtsbeam te die Beschäftigung der Jugendlichen und der Frauen, die 
Innehaltung der Sonntagsruhe und vieles andere kontrollieren, D ampfkessel
überw achungsvereine, Berufsgenossenschaften und G ewerbeinspektoren g e 
meinsam ihre Aufmerksamkeit dem Zustand der Dampfkesselanlagen, der 
Fahrstühle usw. zuwenden. Die Erklärung hierfür kann vollständig nur 
durch die Kenntnis des W erdeganges der G ew erbeaufsicht in Deutschland 
vermittelt w erden; nur aus der geschichtlichen Entwicklung heraus ist ihre 
heutige O rganisation völlig zu verstehen. Die früher gelegentlich hervor
getretene Absicht, die verschiedenen Aufsichtsinstanzen in einheitlicher Weise 
zusam menzufassen, ist, anscheinend wegen der ihrer Verwirklichung ent
gegenstehenden Schwierigkeiten, nicht zur Ausführung gelangt.

Die Einrichtungen zur D urchführung der A rbeiterschutzgesetzgebung haben 
im Laufe der Entwicklung in Deutschland eine A usdehnung angenomm en, 
welche die anderer Länder erheblich übertrifft. Allein die Zahl der staa t
lichen G ew erbeaufsichtsbeam ten ist in Deutschland w eit höher als selbst im 
M utterlande der Fabrikinspektion, in England. Die folgende, nach dem Be
richt des Internationalen A rbeitsam tes über „Die G ew erbeaufsicht in E uropa“
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(Jena 1911) zusam m engestellte Zahlentafel g ib t einen Überblick über die G e
w erbeaufsicht in einer Anzahl europäischer Staaten im Jahre 1909. W enn 
ihre Zahlen auch nicht zu speziellen Schlußfolgerungen berechtigen, so läßt 
sie doch w enigstens erkennen, daß D eutschland heute m it seiner G ew erbe
aufsicht zum m indesten m it an erster Stelle steht.

C
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G roßbritannien 1833 200 18 2 1319 25 888 2124 79,79 -

Frankreich . . 1874 139 18 — 3943 29 656 1443 30,8 64,1

Schweiz .  . . 1877 9 29 — 8481) 34 483 935 88,5 —

Deutschland . 
P r e u ß e n  . . 
S a c h s e n  . .

1878
1853
1872

543*) 29 2 660 9 935 506 53,6 81,6

Rußland .  .  . 1882 268 — — — 6 835 93 81,9

O esterreich . . 1883 107 59 1 — 21976 312 64,09 —
Belgien .  . . 1889 38 2 5 — 21 539 348 — —
Ungarn .  . . 1893 52 — 1 200 191 90,8 —

Italien. .  .  . 1906 20 — — 1324 59 856 448 20,5 19,4

Spanien . . . 1907 21 — 3 — — 351 — —
' )  Fabriken. s) kantonal.
9  einschließlich der im Vorbereitungsdienst befindlichen Beamten. 4) im Jahre 1910.

[Von den Quellen der D arstellung können h ier nur einige der wichtigsten 
genannt w erden: A nton: G eschichte der preußischen Fabrikgesetzgebung,
Leipzig 1891; T hun : Die Industrie am N iederrhein, Leipzig 1880, und die 
Aufsätze desselben V erfassers in der Zeitschrift des Kgl. preuß. Statist. Bureaus 
1877, S. 89 u. f.; Jahrb. f. G esetzgeb. usw . N. F. V. (1881) S. 55 u. f.; Lohren: 
E ntw urf eines Fabrik- und W erkstättengesetzes, Potsdam  1877; Poschinger: 
D okum ente zur Geschichte d er W irtschaftspolitik  in P reußen  und im D eutschen 
Reich, 4 Bde., und ders.: F ü rst Bismarck und der Bundesrat, 5 B de.; die 
M onographien von Bittmann über die badische und von Schaffer über die 
w ürttem bergische G ew erbeinspektion; die Jahresberichte der G ew erbeauf
sichtsbeam ten, Reichstags-, Landtagsverhandlungen und -drucksachen, amtliche 
Denkschriften, E rhebungen u. a. m.]
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DIE FINANZIELLEN ERGEBNISSE DER DEUTSCHEN 
MASCHINENBAU-AKTIENGESELLSCHAFTEN 

im Ja h re  1911.
Von Dipl.-Ing. ERNST WERNER, Berlin.

V o r b e m e r ' k u n g .
Die in den beigegebenen Zahlentafeln berechneten Rentabilitätszahlen und 

die w eiterhin erm ittelten Zahlen sind wie in den V orjahren 1908 bis 1910 
auf G rund von G eschäftsberichten, die mir von den in Betracht kommenden 
M aschinenbau-Aktiengesellschaften eingesandt worden sind, unter Beachtung 
genau derselben Leitsätze bestim m t worden, wie diese den finanziellen Er
gebnissen der deutschen M aschinenbau-Aktiengesellschaften für das Jahr 19091) 
zugrunde gelegt wurden.

1. D e r  B e s t a n d .

Im H andbuch der deutschen Aktiengesellschaften sind unter Beachtung 
der für die vorliegende U ntersuchung m aßgebenden Leitsätze im ganzen 295 
A'laschinenbau-Aktiengesellschaften mit einem Gesamt-Aktienkapital (nominell) 
von 678 Millionen M aufgeführt.

Von diesen 295 M aschinenbau-Aktiengesellschaften konnten jedoch nur 
261 Gesellschaften mit 641 Millionen M statistisch verw endet werden.

Gemäß den in den vorjährigen U ntersuchungen eingehend dargelegten 
Leitsätzen m ußten alle die Aktiengesellschaften, welche

1. sich in Liquidation befanden,
2. in Konkurs geraten waren, 

unberücksichtigt bleiben; ferner mußten ausscheidcn :
3. alle die Aktiengesellschaften, von denen kein G eschäftsbericht zu er

langen war, und
4. die Gesellschaften, die im Jahre 1911 gegründet sind, eine Bilanz 

jedoch erstmals im Jahre 1912 ziehen.

Aktiengesellschaften Anzahl nominelles
Aktienkapital vH

1 in die Statistik a u fg e n o m m e n ..................... 261 640 573 100 94,5

2 mit unvollständiger oder keiner Bilanz . . 22 23158 000 3,5

3 bei denen Bilanz erstmals 1912 gezogen wird 8 10300 000 1,5

4 in L iq u id a tio n ..................................................... 4 3 718 800 0,5

5 in K o n k u r s .......................................................... — — —

zusammen 295 677 749 900 100

Faßt man die unter 1 bis 3 in obiger Zusam m enstellung aufgeführten 
Gesellschaften zusammen, so erhält man für das Jah r 1911 291 tätige M a
schinenbau-Aktiengesellschaften mit einem Aktienkapital von 674 Millionen M.

' )  vergl. T .  u. W . 1910 S. 660 u. f.
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2. D i e  B i l a n z t e r m i n e .
Die nachstehende Zusam m enstellung g ib t über die V erschiedenartigkeit 

der Bilanztermine A ufschluß:

Bilanz Anzahl der 
G esellschaften

nom inelles
Aktienkapital

vH

31. M ärz ........................................... 23 44 330 000 7

30. J u n i ........................................... 76 221 096 800 35

30. S ep tem ber................................ 37 65 138 500 10

31. D ezem b er................................ 101 257 026 800 40

237 587 592 100 92

zu ändern Zeitpunkten . . . 24 52 981 000 8

zusam m en 261 640 573100 100

3. K a p i t a l i e n .
Im Bilanzjahre 1911 sind 261 A ktiengesellschaften m it einem  Gesamt- 

Aktienkapitale (nominell) von 641 M illionen M un tersucht w orden ; das diesem 
Aktienkapital entsprechende tatsächlich von den A ktionären in das Unter
nehmen eingebrachte Kapital be träg t 811 M illionen M. Das tatsächlich von 
den Aktionären in das U nternehm en eingebrachte Kapital ist som it 1,26 mal 
höher als das zugehörige nom inelle Aktienkapital. D iese Verhältniszahl ist 
gleich der für das Jah r 1907 erm ittelten, sie w eicht von den Zahlen aus 
den Jahren 1908 bis 1910 nur um 0,01 ab.

Das G esam t-G ründungskapital b e träg t 383 M illionen M, w ährend das Ge
sam t-A ktienkapital (nominell) einen W ert von 641 Millionen M auf w eist; es 
ha t som it ein Zuw achs von 40,2 vH  stattgefunden.

U nter den untersuchten 261 A ktiengesellschaften m it einem  nominellen 
Aktienkapitale von 641 M illionen M  sind 209 A ktiengesellschaften m it einem 
zugehörigen nominellen A ktienkapitale von 523 M illionen M, die feste Ver
schuldungen (H ypotheken, O bligationen usw .) aufw eisen. Die Gesamtsumme 
der festen V erschuldungen be träg t 203 M illionen M.

D ie echten Reserven der 261 A ktiengesellschaften betragen  180 Millio
nen M.

Das in der deutschen M aschinenindustrie angeleg te  U ntem ehm ungskapital 
be träg t som it 821 Millionen M und das w erbende Kapital 1024 Millionen M.

Von den untersuchten 261 A ktiengesellschaften m it 641 M illionen M Aktien
kapital (nominell) sind 133 G esellschaften m it 417 M illionen M Aktienkapital 
bei der Börse zugelassen.

Dem Aktienkapitale von 417 M illionen M der G esellschaften m it Börsen
notiz entspricht ein Kurskapital von 776 M illionen M, das h e iß t: das nomi
nelle Aktienkapital w urde am A nfang des Bilanzjahres 1911 durch die Börse 
im G esam tdurchschnitt um 65 vH  höher eingeschätzt.

4. D i e  R e n t a b i l i t ä t .
Z unächst dürften folgende Zahlen besonders beach tensw ert se in :



R E N T A B IL IT Ä T  IM M A S C H IN E N B A U 713

Es zahlten
eine D ividende von 0 vH  rd. 102 Millionen M nom. Aktienkapital

bis 4 „ „ 77
,, 5 „ „  31

6 ,, „ 73
„ 7 „ ,, 19
„ 8 ,, „ 96

9 „ 44
„ io  „ „ 46
,, 11 „ 8
>, 12 „ „ 26

14 „ 24
» 16 „ „ 24
„ 18 „ „ 15
„ 21 „ „ 30
„ 25 „ » 13
„ 32 „ „ 12

Im ganzen konnten 198 dividendenzahlende Gesellschaften m it einem zu
gehörigen nominellen A ktienkapitale von 538 Millionen M gezählt werden, 
die zusammen eine D ividendensumm e von 53 Millionen M gezahlt haben. 
Die D urchschnittsdividende dieser Gesellschaften w urde zu 9,8 vH berechnet. 

Die dividendenlosen A ktiengesellschaften w urden eingeteilt in
1. Aktiengesellschaften, die zwar keine Dividende gezahlt haben, aber 

einen positiven Gewinn erzielten, der aus irgendwelchen G ründen nicht zur 
D ividendenverteilung benutzt w urde. D erartige G esellschaften w urden 17 ge
zählt, und zw ar mit einem zugehörigen nominellen A ktienkapitale von 28 Mil
lionen M und einem positiven Gewinn von 1,4 Millionen M oder 5,1 vH ; 
vergl. hierzu Zahlentafel 1.

Z a h l e n t a f e l  1.
Aktiengesellschaften, die zwar keine Dividende gezahlt haben, aber einen 

positiven Gewinn erzielten.

Aktiengesellschaften, 
die sich befassen mit

Z ah l 
d e r  b e 

te i l ig te n  
A k t ie n 
g e s e l l 

s c h a f te n

b e te i l ig te s
n o m in e l le s

A k tie n k a p i ta l
N<
M

z u g e h ö r ig e r
p o s it iv e r
G e w in n

J*
M

iä-:-'“
G e w in n  
in  v H

A allgemeinem M aschinenbau . . . . 7 18 643 000 650 900 3,5
C allgemeinem M aschinenbau in Ver

bindung mit S ch iffbau ..................... 2 2  2 0 0  0 0 0 379 500 17,2
D Herstellung von W erkzeugmaschinen 2 4 200 000 36 200 0,9
E H erstellung von Textilmaschinen . . 1 90000 49 100 5,4
G m assenm äßiger Herstellung von M a

schinen oder Sonderm aschinen. . 5 2 500 000 287 400 11,5

insgesam t bezw. durchschnittlich 17 27 633 000 1403 100 5,1
3*



714 A B H A N D L U N G E N

2. A ktiengesellschaften, die zw ar keine D ividende gezahlt haben, aber 
e inen m ittelbaren Gewinn erzielten. Es kom m t vor, daß Aktiengesellschaften 
in den V orjahren erhebliche V erlustvorträge auf w eisen, daß es ihnen aber 
im Berichtjahre gelungen ist, diese V erlustvorträge herabzum indern. Wenn 
nun auch in der Bilanz noch ein bestehender, nicht ganz getilg ter Verlust 
erscheint, so hat das betreffende U nternehm en dennoch im Berichtjahre selbst 
einen Gewinn erzielt, d e r nur nicht unm ittelbar zum A usdruck kom m t, son
dern nur dadurch, daß sich der G esam tverlust n iedriger als der V erlustvor
trag  stellt. — Solche G esellschaften w urden 9 gezählt, mit einem zugehörigen 
nom inellen Aktienkapitale von 15,2 Millionen M und 0,75 Millionen M oder
5,0 vH Gewinn.

Z a h l e n t a f e l  2.
Aktiengesellschaften, die zw ar keine D ividende gezahlt haben, aber einen 

indirekten G ew inn erzielten.

Aktiengesellschaften, 
die sich befassen mit

Zahl 
der be
teiligten 
Aktien
gesell

schaften

beteiligtes
nominelles

Aktienkapital
Ns

M

zugehöriger
indirekter
Gewinn

J5
M

k - m
Gewinn 
in vH

A allgemeinem M aschinenbau . . . . 6 5 243  000 713  300 13,6

C allgemeinem M aschinenbau in Ver
bindung mit S ch iffb au ...................... 2 8 750 000 23 500 0,3

G m assenm äßiger H erstellung von M a
schinen oder Sonderm aschinen. . 1 1 200  000 18 000 1,5

insgesam t bezw . durchschnittlich 9 1 5 1 9 3  000 754 800 5,0

3. Aktiengesellschaften, die m it V erlust gearbeite t haben. H ierüber gibt 
Zahlentafel 3 genaueren Aufschluß. Es sind 37 G esellschaften m it einem 
zugehörigen nominellen Aktienkapitale von 60 Millionen M, die zusammen
5,6 Millionen M V erlust aufweisen.

Z a h l e n t a f e l  3.
A ktiengesellschaften, die m it V erlust gearbeite t haben.

Aktiengesellschaften, 
die sich befassen mit

Zahl 
der be
teiligten 
Aktien
gesell

schaften

beteiligtes
nominelles

Aktienkapital
Ne
M

zugehöriger
Verlust

Je

M

k - m
Verlust 
in vH

A allgemeinem M aschinenbau . . . . 19 27 772 000 2 613 600 9,4

C allgemeinem M aschinenbau in Ver
bindung mit S ch iffb au ...................... 2 5 260  000 360  700 6,9

D H erstellung von W erkzeugmaschine!! 4 11 100 000 1 101 600 9,9
F Herstellung von landwirtschaftlichen 

M a s c h in e n ........................................... 1 1 250  000 744 000 59,8
G m assenm äßiger H erstellung von Ma

schinen oder Sonderm aschinen. . 11 14 148 000 745  900 5,3

insgesam t bezw. durchschnittlich 37 59 530 000 5 565 800 9,4
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Zahlentafel 4 g ib t eine Übersicht über die dividendenzahlenden und ver
lustbringenden Aktiengesellschaften.

Z a h l e n t a f e l  4.
Zusam m enstellung der dividendenzahlenden, dividendenlosen und 

verlustbringenden A ktiengesellschaften.

Betriebe

Zahl
d e r

A k tie n 
gesell

schaften

beteiligtes nominelles Aktienkapital

M
in v H

1911 1910 1909 1908

dividendenzahlende . . . . 198 538 2 1 7 1 0 0 84 80 77 80

dividendenlose
a) mit positivem Gewinn . 17 27 633 000 4 6 7 8

b) mit indirektem G ewinn. 9 1 5 1 9 3  000 3 1 2 2

c) verlustbringende . . . 37 59 530 000 9 13 14 10

insgesamt 261 640 573 100 100 100 100 100

Da die Dividende allein durchaus kein G radm esser für die Rentabilität 
und für die Beurteilung der w irtschaftlichen Lage eines Industriezweiges 
ist — denn die D ividende ist nur ein Teil des Erträgnisses eines Aktien
unternehmens —, sind wiederum in Zahlentafel 5 (S. 716) die R entabilitäts
zahlen zusammengestellt.

vH

S

7

s

f

S c h l u ß b e m e r k u n g .

Aus den Zahlentafeln, die Verhältnis- und Rentabilitätszahlen enthalten, 
läßt sich im Hinblick auf die Ergebnisse der früheren Jahre sagen, daß das 
Jahr 1911 wirtschaftlich besser abgeschlossen hat als das Jah r 1910; es 
weist auch, wenn man die Durchschnittsdividende betrachtet, bessere Er
gebnisse als die Jahre 1909 und 1908 auf; das Jahr 1907 w ar jedoch um 
etwas erträgnisreicher, wie die Durchschnittsdividenden und die Rentabili
tätszahlen unter Berücksichtigung des tatsächlich von den Aktionären ein- 
gebrachten Kapitales andeuten.

Die Besserung der w irtschaftlichen Verhältnisse der deutschen Maschinen
industrie zeigt sich auch schon in der größeren Zahl der dividendenzahlenden 
Gesellschaften. Es wurden gezählt:
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Z a h l e n t a f e l  5.

Akiiengesell schäften, 
die sich befassen  mit

D

G

allgemeinem Maschinenbau
1. Einzel-Aktienkapital 3,0 Millionen M und m e h r ..........................................................
2. » » 1,5 » » » » , aber w eniger als 3 Millionen M
3. » » w eniger als 1,5 Millionen M .....................................................

durchschnittlich
allgemeinem M aschinenbau in V erbindung mit Lokomotivbau

1. Einzel-Aktienkapital 2,0 Millionen M und m e h r ..................................................... .....
durchschnittlich

allgemeinem M aschinenbau in V erbindung mit Schiffbau
1. Einzel-Aktienkapital 3,0 Millionen M und m e h r ..........................................................
2. » » 1,5 » » > » , aber w eniger als 3 Millionen M
3. » » w eniger als 1,5 Millionen M .......................................................

durchschnittlich
H erstellung von W erkzeugm aschinen

1. Einzel-Aktienkapital 3,0 Millionen M und m e h r ..........................................................
2. » » 1,5 » » » » , aber w eniger als 3 Millionen M
3. » » w eniger als 1,5 Millionen M ......................................................

durchschnittlich
H erstellung von Textilm aschinen

1. Einzel-Aktienkapital 3,0 Millionen M und m e h r ..........................................................
2. » » 1,5 » » » » , aber w eniger als 3 Millionen M
3. » » w eniger als 1,5 Millionen M ......................................................

durchschnittlich
H erstellung von landwirtschaftlichen M aschinen

1. Einzel-Aktienkapital 3,0 Millionen M und m e h r ..........................................   . . .
2- » » 1,5 » » » » , aber w eniger als 3 Millionen M
3. » » w eniger als 1,5 Millionen M ......................................................

durchschnittlich
m assenm äßiger H erstellung von M aschinen und Sonderm aschinen

1. Einzel-Aktienkapital 3,0 Millionen M und m e h r .........................................................
2- » » 1,5 » » » » , aber w eniger als 3 Millionen M
3. » » w eniger als 1,5 Millionen M ......................................................

durchschnittlich

insgesamt
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Rentabilitätszahlen vom Standpunkte

des Aktionärs, und zwar durch Vergleich 
der Dividenden mit dem

des Unternehm ens, 
und zwar durch 

Vergleich

gesamten nominellen 
Aktienkapitale

TT x  100

tatsächlich von den 
Aktionären ein- 

gebrachten Kapitale

?  x  100
*

Kurskapitale

^ x l 0 0

des Jahres
reinerträg
nisses mit 

dem U nter
nehm ungs

kapitale

i  x  100

d e s  J a h r e s r e i n 
e r t r ä g n is s e s  
p lu s  Z in sen  

d e r  f e s te n  V e r
s c h u ld u n g e n  m it 
d e m  w e rb e n d e n  

K a p ita le

i & . m -
4 . 1 0 °

1911 1910 1909 1908 1911 1910 1909 1908 1911 1910 1911 1910 1911 1910

7,4 7,6 7,4 7,1 5,7 5,7 5,7 5,4 4,9 5,2 6,9 6,5 6,5 6,1
7,4 5,4 4,8 5,8 5,6 4,1 3,7 4,3 5,6 4,3 12,5 8,2 11,3 7,4
5,2 4,6 3,8 4,9 4,2 3,8 3,1 4,0 4,8 5,0 7,4 4,7 7,2 4,6
6,9 5,9 5,9 6,1 5,4 5,1 4,6 4,7 5,1 4,9 8,4 6,5 7,7 6,1

11,0 12,2 13,6 12,7 8,5 9,4 10,3 9,6 5,2 5,3 9 , 4 10,3 8,7 9,4
11,0 12,2 13,6 12,7 8,5 9,4 10,3 9,6 5,2 5,3 9,4 10,3 8,7 9,4

4,9 5,0 4,6 4,4 4,1 4,0 3,8 3,8 4,2 3,9 5,7 3,1 5,5 3,5
1,8 2,9 3,7 3,5 1,7 2,7 3,4 3,3 2,9 0,01 6,2 -8,9 5,8 -2,8
3,8 5,6 6,3 2,4 2,9 3,8 5,2 2,0 — 4,5 11,9 4,5 9,6
4,7 4,7 4,5 4,2 3,9 3,9 3,8 3,7 4,1 4,2 5,7 2,3 5,5 2,7

10,2 7,4 7,4 8,9 7,6 5,8 5,8 6,8 5,9 4,5 6,8 5,6 6,6 5,3
5,7 9,4 8,0 6,4 4,5 7,8 6,1 5,0 4,7 7,1 7,6 10,4 7,0 9,1
6,2 5,7 4,8 8,9 4,7 4,3 3,7 6,5 6,8 6,4 -2,7 3,6 -0,7 3,8
8,7 8,0 7,2 8,2 6,6 6,2 5,5 6,3 5,7 5,4 6,0 6,7 5,9 6,2

19,0 17,7 15,9 12,4 13,6 13,8 12,4 10,0 5,9 5,8 18,2 13,2 15,7 11,5
6,1 12,1 11,8 13,8 6,0 11,1 10,9 12,8 5,3 7,5 6,6 12,7 6,1 10,5

18,0 16,7 6,4 13,9 15,1 14,0 4,8 7,7 7,0 7,4 18,4 17,2 16,5 15,8
16,0 15,5 12,8 12,6 12,5 13,0 10,7 10,5 6,1 6,5 16,4 13,8 14,2 11,9

13,9 13,6 14,2 13,0 12,8 11,7 12,6 11,6 5,6 6,1 9,6 10,2 9,0 9,3
5,0 6,5 ____ 5,0 6,5 — — 4,4 5,3 5,0 6,6 4,9 6,2
3,8 5,5 5,2 7,1 3,6 5,1 4,1 6,8 3,9 4,9 -1,8 3,3 -0,4 3,5
9,6 10,7 10,5 10,7 8,9 9,5 8,9 9,8 5,4 5,9 6,2 8,4 6,0 7,7

10,5 11,2 9,1 9,5 8,4 9,2 7,6 7,9 6,0 8,8 10,9 12,8 9,9 11,4
9,7 8,8 6,5 8,1 8,0 7,0 4,9 6,2 3,5 5,5 9,6 9,8 8,8 8,8
5,7 5,1 6,7 6,7 4,3 3,7 4,9 5,0 6,4 6,4 6,7 5,1 6,5 5,0
9,4 9,3 7,8 8,5 7,5 7,4 6,2 6,8 5,9 7,3 10,0 10,6 9,1 9,6

8,2 8,1 7,5 7,8 6,5 6,4 5,9 6,7 5,3 5,6 8,6 7,7 8,0 7,2
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1909 175 dividendenzahlende G esellschaften mit 451 Millionen M noin.
Aktienkapital und 44 Millionen M Dividende.

1910 183 dividendenzahlende Gesellschaften mit 484 Millionen M nom.
Aktienkapital und 49 Millionen M Dividende.

1911 198 dividendenzahlende Gesellschaften mit 538 M illionen M nom.
A ktienkapital und 53 Millionen M Dividende.

B eachtensw ert ist, daß sich die K ursdividende für das Jah r 1911 wiederum 
niedriger stellt als für die Jahre 1910 und 1909.

ln übersichtlicher W eise läßt das Schaubild S. 715 den V erlauf der ver
schiedenen, in Zahlentafel 5 zusam m engestellten Rentabilitätszahlen erkennen.

DIE WIRTSCHAFTLICHE BEDEUTUNG 
DER OSTFRANZÖSISCHEN ERZ- UND EISENINDUSTRIE.

W urden auch Luxem burg und L othringen in den letzten Jahren Schritt für 
Schritt vom belgischen Erzm arkte verdrängt, so gew annen sie in bedeutend 
stärkerem  prozentualem  M aßstab auf dem R oheisenm arkte B edeutung, und 
daß es vorteilhafter ist, Roheisen auszuführen als Erz, brauch t wohl kaum 
hervorgehoben zu w erden. Luxem burg lieferte im Jahre 1908 erst 33100 t 
Roheisen auf den belgischen M arkt, 1909 bereits 119900 t und 1910 163900 t, 
eine Zunahm e von rd. 400 vH. D eutschland führte 1908 an Roheisen nach 
Belgien 117400 t, 1909 141500 t und 1910 308300 t aus. Die A usfuhr des 
Zollvereines stieg also von 150500 t im Jahre 1908 auf 472200 t im Jahre 
1910, also um 200 vH, w ährend die A usfuhr Frankreichs von 131 200 t im 
Jahre 1908 auf 125200 t im Jahre 1909 und 87900 t im Jahre 1910 fiel.

Diese A ufw ärtsbew egung der R oheisenausfuhr des Zollvereines nach Bel
gien ist aller Beachtung w ert; ob sie w eiter w achsen wird, muß dahingestellt 
bleiben. Vor der H and ist noch nicht zu befürchten, daß Belgien seinen Be
darf an Eisen selbst w ird decken können. Sollte es aber später dazu kom
men, so w ird man sich eben dam it abfinden müssen.

Nach diesen A usführungen ist es ziemlich klar, daß die ostfranzösischen
Erze die besten G ew innaussichten auf dem belgischen M arkte haben, die
noch durch die zahlreichen N eubauten von H üttenw erken im H ainaut (11)
und im Becken von Lüttich und Belgisch-Luxem burg (5) bedeutend ver
stärkt werden.

Die A usfuhr ostfranzösischer Erze nach dem Zollverein b e trug :

Ton Dr. H. UNGEHEUER, Luxem burg,
(Schluß von Seite 660)

1901 24 723 t
1902 60482 t
1903 195807 t
1904 240162 t
1905 237569 t

1906 394298 t
1907 551210 t
1908 684251 t
1909 1073029 t
1910 1400000 t.
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Abgesehen von dieser w achsenden Einfuhr französischer Erze haben sich 
überdies die deutschen und luxem burgischen H üttenw erke noch mehrere Beteili
gungen im Briey-Bezirk gesichert, um bei der Jahr für Jahr immer mehr 
zunehmenden S teigerung der R oheisenerzeugung auf alle Fälle eine sichere 
Erzdeckung zu haben. W enn wir einen Blick auf die Konzessionskarte von 
Meurthe-et-M oselle w erfen, so finden wir elf Konzessionen, an denen deut
sche und luxem burgische Gesellschaften entw eder in starkem Maße be
teiligt, oder deren Alleinbesitzer sie sind. Es sind die folgenden:

Name der 
Konzession

Größe
ha

Besitzer oder Beteiligte

1 Errouville . . 948 Luxemburger Bergwerks- und Saarbrücker Eisen- 
hütten-A.-G. zu V3, de W endel zu a/3

2 Serrouville. . 720 Rümelinger und St. Ingberter Hochöfen und Stahl- 
werke-A.-G.

3 Murville . . 496 Aumetz-Friede zu */s im Verein mit dem französischen 
Hüttenw erk Senelle-Maubeuge, das ‘/s besitzt

4 St. Pierrem ont 917 Gelsenkirchener Bergwerks-A .-G . mit 7/13, H aupt
beteiligte

5 Moutiers . . 696 Deutsch-Luxemburgische Bergwerks- und Hütten- 
A.-G. mit 25,67 vH

6 Valleroy . . 886 G ebrüder Roechling, zur Hälfte beteiligt
7 Bellevue . . 589 Luxem burger Bergwerks- und Saarbrücker Eisen- 

hütten-A.-G. im Verein mit dem französischen 
Hochofenwerk La Chiers in Longwy

8 Batilly . . . 688 Thyssen
9 Jouaville . . 1031

10 Jam y. . . . 812 H oerde, H aspe, Hoesch und das französische H üt
tenw erk Senelle-M aubeuge zu je >/4

11 Conflans . . 820 Dillingen mit 70 von 200 Anteilen

Wie wir sehen, ist diese deutsche Beteiligung am französischen Erz
besitz keineswegs zu verachten; aber so ansehnliche Zahlen auch hier in 
Betracht kommen, so ist doch anderseits dieser deutsche Erzbesitz auf dem 
Plateau von Briey noch verhältnism äßig gering, und wenn vor einigen Jahren 
gewisse französische Zeitungen von einem „péril économique allem and“ 
redeten, wenn sie behaupteten, Deutschland werde in kurzer Zeit neun Zehntel 
der gesam ten Erzförderung und Roheisenherstellung in Frankreich monopoli
sieren, so lagen dieser B ehauptung vielmehr deutschfeindliche Treibereien als 
wirkliche Tatsachen zugrunde. Es droht allerdings der französischen Eisen
industrie eine G efahr, die ihre Interessen sogar sehr empfindlich zu beein
trächtigen verm ag ; aber diese G efahr kom m t nicht von deutscher Seite, 
sondern sie liegt in der K ohlenknappheit Frankreichs selbst begründet.

Einen mächtigen Anstoß zur Begünstigung der Einfuhr französischer Erze 
und m ittelbar eine A nfeuerung zum Erwerb französischer Erzfelder hat übri
gens die preußische Regierung selbst im Februar 1908 gegeben, indem sie

4
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a u f  A n r e g u n g  d e r  r h e i n i s c h  - w e s t f ä l i s c h e n  W e r k e  die im 
Jahre 1901 für das Zollvereinsinland geschaffenen A usnahm efrachtsätze für 
Erze auch auf die französischen G renzorte ausdehnte. Es lieg t daher kein 
G rund vor, irgendw ie an eine A bnahm e oder auch nur eine B egrenzung 
der E infuhr französischer Erze nach dem  Zollverein zu denken. im 
G egenteil ist der rege Bau von neuen gew altigen H üttenw erken  in 
L othringen und Luxem burg, die m eist do rt von rheinisch - w estfälischen Ge
sellschaften errichtet w erden, und d er fast als eine A bw anderung vom 
N ordw esten  nach dem Südw esten bezeichnet w erden könnte, der beste Be
weis, daß man neben den lothringisch-luxem burgischen Erzen auch die fran
zösischen Erze in nicht zu knappem  M aße heranzuziehen gedenkt. Ferner 
ha t man außer der jährlich steigenden A usfuhr von Erzen auch den in
dustriellen A ufschw ung in Frankreich, d e r besonders in den letzten Jahren 
deutlich in die Erscheinung tra t, nicht genügend  berücksichtigt. Die starke 
S teigerung der R oheisenerzeugung m uß doch ein hinreichendes W ahrzeichen 
sein. D aneben aber w ird in den letzten  Jahren fieberhaft in Frankreich fusioniert, 
vergrößert und neugebaut. G egenw ärtig  noch sind 15 H ochöfen in M eurthe-et- 
M oselle und 5 im D epartem ent du  N ord im Bau begriffen. D aneben darf man 
die im Bau befindlichen neuen  H üttenw erke w ie Pont-ä-V endin und weitere 
H ochofenw erke nicht vergessen, an deren Bau man in absehbarer Zeit heran
treten w ird. A ußerdem  muß m an berücksichtigen, daß sich allmählich zahl
reiche Bessem erw erke in T hom asw erke um w andeln, w ie Isbergues dies bei
spielsw eise schon getan  hat. Auch die Initiative der ostfranzösischen Eisen
hüttenleute, die K ohlenfrage durch Fusion im N ord und Pas-de-Calais oder 
durch Beteiligungen in D eutschland und der C am pine oder, wie dies in 
letzter Zeit besonders o ft geschehen ist, durch den Bau von Koksanlagen 
am M eer zu lösen, sind Anzeichen dafür, daß die Entw icklung des Erzbeckens 
von Briey den französischen Eisenindustriellen aus seiner R uhe gew eckt und 
den U nternehm ungsgeist w ieder in ihm entfacht h a t  Auch die rastlosen 
B ohnersuche auf Kohlenlager, die im letzten Jahrzehnt in M eurthe-et-M oselle 
selbst, in der G egend von Pont-ä-M ousson, von den ostfranzösischen Eisen
industriellen unternom m en w urden, sind ein lebhafter Beweis dafür.

W ird außerdem  noch der Plan des N ordostkanales, d e r zur Zeit sehr 
günstig  beurteilt w ird, gelöst, so daß die Erze auf dem  W assenveg  vom 
Erzgebiet nach dem M eer gelangen und so den W eg fü r England frei 
haben, dann w ird man w ohl kaum noch die G efahr einer Ü berproduktion 
in Frankreich zu befürchten brauchen. Ü brigens scheinen die bereits er
wähnten Koksanlagen am M eer in Sluiskil und Auby darauf hinzudeuten, 
daß man sich ernstlich mit der V erwirklichung dieses K analgedankens trägt. 
Nach dem E ntw urf w ürde er in zwei A bschnitte zerfallen: 1) den Kanal von 
der französischen Schelde nach der M aas und 2) den Kornkanal. D er H aupt
arm zw eigt sich bei D enain . von der Schelde ab und folgt kurze Z eit dem 
Sambre- und O ise-Kanal; bei M aizieres erreicht er alsdann den O stkanal und 
benutzt dessen Bett bei Sedan, w o e r in das K om tal e inbiegt und dem Lauf 
der Kom bis nach M ont-Saint-M artin an der luxem burgischen Grenze fo lg t 
Um auch eine unm ittelbare V erbindung m it dem P lateau  von Briey zu er
zielen, will man von Longuyon aus einen Zwreigkanal über Briey bis Joeuf
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an der lothringischen Grenze bauen. W ird dieser Kanal gebaut, was bei 
dem gew altigen A ufschwung der ostfranzösischen Erzindustrie wohl nur 
noch eine F rage von einigen Jahren sein wird, so wird Frankreich einer
seits vor der G efahr einer verm eintlichen Ü berproduktion an Erzen bew ahrt
sein und sich anderseits, w as w eit w ichtiger ist, von der Kohlenfrage, dem
Schmerzenskind der französischen Eisenindustrie, in gewissem Sinne freimachen. 
Denn w ährend es auf der einen Seite infolge des billigen T ransportes seinen 
längst gehegten W unsch nach einer reichen A usfuhr der ostfranzösischen Erze 
nach England verwirklichen kann, w ird es anderseits seinen Bedarf an Kohlen
auf dem englischen M arkt decken können und nicht m ehr ausschließlich auf
Deutschland und Belgien angew iesen sein. W ir stehen jedenfalls e rst im 
Anfang einer Entw icklung in O stfrankreich, die zweifellos in einigen Jahr
zehnten, wenn all die heute noch unerschlossenen Erzfelder in Betrieb und 
die Verkehrsverhältnisse vollständig entwickelt sind, riesigen U m fang an
nehmen wird.

Nun noch ein W ort über die ostfranzösische Eisenindustrie. Sie ver
braucht jährlich ungefähr 8500000 t Erze, 3000000 t Koks und 500000 t 
Kohle. Die Erze hat sie, wie w ir oben sahen, in unerschöpflichen Massen 
zur Verfügung, ihre Koks und ihre Kohle m uß sie allerdings unter schweren 
Transportkosten z. T. aus N ordfrankreich und z. T. aus Rheinland-W est- 
falen beziehen.

Dies beides: die phosphorhaltigen Erze und anderseits der hohe Preis 
des Brennstoffes, ist bezeichnend für die ostfranzösische Eisenindustrie und 
macht ihre G eschichte aus.

Die R oheisenerzeugung von M eurthe-et-M oselle für das Jah r 1911 kommt 
in der folgenden Zusam m enstellung zum A usdruck:

N am e d e s  R o h e is e n s
G e s a m te rz e u g u n g

F ra n k re ic h s

t

E r z e u g u n g  v o n  
M e u r th e -e t -M o s e lle

t

A n te il  v o n  
M e u r th e -e t -M o s e lle  

a n  d e r  
G e s a m te rz e u g u n g  

vH

Gießereiroheisen . . . . 828 000 621 000 74,7

T hom asroheisen..................... 2 889 000 2 229 000 77,0

M a r tin ro h e ise n ..................... 583 000 163 000 28,0

Bessem erroheisen . . . . 138 000 — —
verschiedene Roheisen . . 70 000 — —

G e s a m tm e n g e ..................... 4 508 000 3 013 000 66,8

Die Erzeugung in Thom as- und M artinstahlblöcken betrug im Jahre 1911:

S ta h ls o r te
G e s a m te rz e u g u n g

F ra n k re ic h s

t

E r z e u g u n g  v o n  
M e u r th e -e t -M o s e lle

t

A n te il  v o n  
M e u r th e -e t -M o s e lle  

a n  d e r  
G e s a m te rz e u g u n g  

v H

T h o m a s s ta h l .......................... 2 410 000 1768 000 73,3

M artinstahl................................ 1315 000 93 000 7,0
4*



722 A B H A N D L U N G E N

Auf O stfrankreich fallen also 77 vH der ganzen T hom asroheisenerzeugung 
und 66,8 vH der G esam troheisenerzeugung Frankreichs (Fig. 5). In der S tahl
erzeugung, bei der für M eurthe-et-M oselle ja w egen der N atur seiner Erze
eigentlich nur Thom asstahl in B etracht kom m t, erzielt es 73,3 vH, also un
gefähr drei V iertel der gesam ten französischen Stahlerzeugung. Interessant 
ist die G egenüberstellung der französischen E rzeugung von Roheisen und Stahl 
im letzten Jahrzehnt, die ein Bild von dem W iedererw achen der französischen 
H üttenindustrie bietet. Sie be trug :

Roheisen Stahl
1901 . . .  . 2389000 t 1425000 t
1911 . . . .  4508000 t  3869000 t

Die Roheisenm engen des letzten Jahres w urden in 74 H ochöfen m it einer 
A ufnahm efähigkeit von 9120 t hergestellt. D er T hom asstahl wird in 27 
Birnen erblasen. der M artinstahl in 14 M artinöfen. Ferner verfügt die

ostfranzösische H üttenindustrie noch 
über 25 D am pfhäm m er und 44 Walzen
straßen.

Als Spezialität der französischen 
R oheisenindustrie kann m an wohl die 
H erstellung von Röhren bezeichnen, 
vornehmlich in den H ütten von Pont- 
à-M ousson.

In M artinstahl w erden nur die 
gew öhnlichen P rodukte hergestellt, 
w ie Schienen, T räger und Grob- 
W alzeisen für den H andel, also nur 
Erzeugnisse, die sich leicht absetzen 
lassen.

In Rohstahlblöcken hat Meurthe-et- 
M oselle mit 55 vH  die Führung in 
Frankreich. Stärker noch ist sein An
teil in H albzeug, Barren und Knüppeln, 
w o es 62 vH erreicht. Der H andels
w ert der H albzeugprodukte Frankreichs 
belief sich 1910 auf 188 Millionen-, davon 
entfielen 91 M illionen, also 48 vH, auf 
M eurthe-et-M oselle. W as nun schließ
lich die Fertigfabrikate der schweren 

Fig. 5. E isenindustrie anbelangt, so  behält
M eurthe-et-M oselle den V orrang in der 

H erstellung von Schienen (250 000 t von 450000 t im Jahre 1911, also mehr 
als 55 vH ), in T rägem  (126000 t von 212000 t, oder 60 vH) und in ver
schiedenen W alzprodukten (348000 t von 409000 t, oder 85 vH ). Die G e
sam ttonnenzahl dieser drei Arten von Fertigprodukten der schw eren In
dustrie beläuft sich auf 724000 t. F üg t man hierzu noch 466000 t W alz
blech, Schmiedestücke, H andelsstahl usw., so sieht man, daß M eurthe-et- 
Moselle im Jahre 1911 nur 1 190000 t von 2638000 t in ganz Frankreich
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erzeugt hat, also nur 43 vH. Da es 55 vH Blöcke produziert, kann man 
wohl sagen, daß O stfrankreich bis heute nur einen geringen Bruchteil 
seiner R oheisenerzeugung w eiterverarbeitet, so daß es also seine Eisenindustrie 
in der Richtung der W eiterverarbeitung bis zu den feinsten Fertigfabrikaten 
noch ungefähr ganz ausbauen und vervollkommnen kann.

Ü brigens darf man getrost sagen, daß die französische H üttenindustrie 
noch weit davon entfernt ist, das zu leisten, was sie leisten könnte und 
leisten m üßte. W ir haben oben bem erkt, daß ein frischer W ind in die 
Segel der französischen Eisenindustrie bläst und daß voraussichtlich eine 
gewaltige A ufw ärtsbew egung in den nächsten Jahren kommen wird. Aber 
wir können auch hinzufügen, daß Frankreich diese M ehrproduktion noch gut 
vertragen kann; das bew eist folgende vergleichende Aufstellung:

Verbrauch auf den Kopf 
der Bevölkerung Frankreich Belgien Deutschland

R oheisen................................ 110 240 180
S t a h l ..................................... 89 190 180
T r ä g e r ................................ 7 H 18

Vom volkswirtschaftlichen Standpunkt ist es heute noch für Frankreich 
bezeichnend, daß es bei den günstigen V orbedingungen für seine Eisen
industrie eine ganze M enge von Fertigprodukten, die es selbst herstellen 
könnte, noch vom Ausland beziehen muß. Um ein Beispiel anzuführen, 
erwähne ich bloß, daß es für den Bezug von Maschinen jährlich rd. 250 Mil
lionen Fr an das Ausland zahlt.

Ferner ist die A usfuhr seiner Eisenindustrie, die übrigens nur eine 
geringe Höhe gegenüber derjenigen der Nachbarländer erreicht, im großen 
ganzen stehen geblieben. Diese Ausfuhr betrug im letzten Jahre in

F r a n k r e i c h .....................  520000 t
B elgien  1417000 „
E n g l a n d ........................... 4519000 „
D eu tsch lan d .....................  5050000 „

Hier dürfte auch in nächster Zeit eine Änderung eintreten, besonders da 
Frankreich im großen ganzen mit günstigeren G estehungskosten zu rechnen 
hat als die übrigen Länder.

Nach dem Jahresbericht des M ineningenieurs Bailly betragen für 1 t Erz

für Nancy die G estehungskosten 3,25 Fr, der Verkaufpreis 3,25 bis 4,75 Fr
» Longwy » » 2,25 » » » 2,75 » 3,20 »
» Briey » » 2,85 » » 4,75 » 5,75 *

Bailly nimmt nun einen D urchschnittsw ert von 3 F r/t für die Erze von
Longwy-Nancy einerseits und die Erze von Briey anderseits an und berechnet 
die Selbstkosten für die T onne Thom asroheisen aus der M inette von M eurthe- 
et-Moselle folgenderm aßen:
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a) Erze aus den Becken von Longwy und N ancy:
3.7 t  Erz zu 3 F r / t  11,10 F r
1,250 t Koks zu 27 F r / t   33,75 „
M a n g a n e r z ................................................................................ 2,50 „
U nkosten einschließlich Zinsen und A bschreibungen . 10,00 ,,

57,35 F r

b) Briey-Erz:
2.7 t  Erz zu 3 F r / t    8,10 Fr
0,900 t Koks zu 27 F r/t     24,30 „
M a n g a n e r z    2,50 „
U nkosten einschließlich Zinsen und A bschreibungen . 7,50 „

42,40 F r
Falls diese B erechnungen der W irklichkeit entsprechen, liegt doch kein 

Zweifel m ehr vor, daß die ostfranzösische E isenindustrie bei geeignetem  Aus
bau mit Leichtigkeit den W ettbew erb auf dem  W eltm arkt aufnehm en kann.

Den V ertrieb des im D epartem ent M eurthe-et-M oselle erzeugten Roh
eisens besorg t das C om ptoir de Longwy, das seit seiner G ründung eine so 
energische T ätigkeit entfaltet hat, daß heute fast säm tliches aus Frankreich 
ausgeführte Roheisen aus M eurthe-et-M oselle stam m t. Es w urde im Jahre 
1876 gegründet und vereinigt heute alle g rößeren  R oheisenhersteller des 
D epartem ents, die Puddelroheisen, G ießereiroheisen, Thom asroheisen und selbst 
H äm atit liefern können, un ter seiner Flagge.

Zum  Schluß noch einige W orte über die D em ographie des D epartem ents, 
vorzüglich über das neuere E ntw icklungsgebiet, das P lateau von Briey. Eine 
so gew altige Industrie, wie sie hier in ungestüm em  A ufw ärtsdrängen im 
Laufe einiger w eniger Jahre em porgew achsen ist, konnte sich selbstverständ
lich nicht m it der geringen Zahl von A rbeitern begnügen, die ih r die ört
liche Bevölkerung bot. Es m ußten unbedingt A rbeitskräfte herangezogen 
w erden, einerlei w elcher N ationalität sie angehörten . Da die inländischen 
H ülfskräfte versagten und sich A rbeiter aus den angrenzenden Ländern wegen 
der do rt hoch entw ickelten Industrien auch nur in sehr unzureichender Zahl 
anboten, öffnete man den Italienern die Tore, und diese zögerten  nicht, 
m assenhaft der neuen A rbeitsgelegenheit zuzuström en. D er Reisende ist er
staunt, von Conflans bis Longwy fast nur italienisch sprechen zu hören, 
G asthäuser und Kneipen tragen neapolitanische Schilder, und des Abends 
glaubt man sich m itten in eine italienische S tadt verschlagen. Das Zahlen
verhältnis der Italiener zur G esam theit des frem den E lem ents ist erdrückend. 
Nach der neuesten Zählung um faßt die Bevölkerung des Briey-Bezirkes 
100 525 Einw ohner, w ovon 57098 Frem de. Diese bedeutende Zahl ist aus 
allen G egenden E uropas zusam m engew ürfelt. .S ie verteilt sich folgender
maßen auf die verschiedenen N ationalitäten:

Franzosen . . .  43 427 Luxem burger . . 3 581
Italiener . . . .  32069 O esterreicher . . 734
Belgier . . . .  10 596 Schweizer . . . 247
Deutsche . . .  9 404 Russen . . . .  239
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80 Amerikaner . . . . 7
42 Schw eden . . . 7
37 N o rw eg er. . . . . 5
23 D änen . . . . 4
13 Rumänen . . . 3

9

Das landw irtschaftliche Bild hat sich auch vollkommen verändert. Städte 
wie Conflans und Jarny stehen plötzlich heute da, w o früher unfruchtbares 
M inetteland und w eder H aus noch Steg w ar, und kleine winzige Dörfchen 
sind zu Flecken und Städten herangew achsen. Durch die großen M enschen
ansammlungen entstanden natürlich neue und schwere Lasten für die De
partem entsverw altung. Schulen und Spitäler m ußten gebau t und ein um fang
reicher Dienst für Hygiene und öffentliche Sicherheit eingerichtet werden. 
Auch die G ruben- und H üttengesellschaften m ußten mit eingreifen, um diese 
über Nacht eingew anderten M enschenmassen unterzubringen. Zahlreiche Ar
beiterw ohnungen w urden gebau t und mit Hülfe der A rbeitgeber Konsum
vereine eingerichtet und sonstige Einrichtungen zugunsten der A rbeiter ge
schaffen. So steht das D epartem ent M eurthe-et-M oselle heute als jung er
schlossenes Erzland1 vor einer Entwicklung, die es sicherlich in den nächsten 
Jahren nach Erschließung seiner reichen noch unberührten Schätze zu einem 
gewaltigen Sam m elpunkt der Eisenindustrie machen wird.

BEITRAG ZUR UNKOSTENVERTEILUNG 
IN MASCHINENFABRIKEN.
Von H. STAHL, Stuttgart.

Für kleinere und m ittlere M aschinenfabriken wird m eistens das genaue 
Verfahren der E rm ittlung von Abteilungs- oder Platzkosten nicht durchführbar 
oder zu umständlich sein, w ährend anderseits die einfache D urchschnitts
verteilung der Unkosten auf die produktiven Löhne doch bei sehr ver
schiedenartigen Erzeugnissen unbrauchbare Ergebnisse zeitigen kann. Liegt 
zwar der Fall so, daß ausschließlich ein G egenstand hergestellt wird, der, 
wie z. B. Aufzüge, von der M echanikerarbeit für elektrische A pparate bis 
zur Bauschlosserei jede Art feiner und grober Bearbeitung in Anspruch nimmt, 
dann kann trotzdem  m it genügender G enauigkeit ein D urchschnittsunkosten
satz verrechnet w erden, wenn die einzelnen A ufträge diese verschiedenen 
W erkstätten ste ts in ähnlichem Verhältnis beschäftigen. Kommt aber hinzu, 
daß neben dem eine M enge von Verkauf-, Konstruktions-, Versuch- und 
M ontagearbeit verursachenden H aupterzeugnis die einzelnen W erkstätten noch 
einfache Arbeiten übernehm en können, z. B. eingesandte Stücke bearbeiten, 
Eisenkonstruktionen nach gegebenen Zeichnungen herstellen, oder werden sonst 
glatte Fabrikate laufend hergestellt, so werden solche G egenstände vom Durch
schnittssatz zu hoch und anderseits das H aupterzeugnis zu wenig belastet.
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Zweifellos sind billige Preise für umständliche Spezialerzeugnisse häufig nur 
aus solcher unrichtiger U nkostenverteilung zu erklären.

Es besteh t also das Bedürfnis, die für schnelle K alkulation so angenehm e 
Einfachheit des D urchschnittssatzes beizubehalten, aber diesen je nach dem 
Erzeugnis verschieden hoch zu nehm en. Eine genügend genaue Ermittlung 
solcher Sätze ist ohne wesentlich verm ehrten A rbeitsaufw and möglich und 
soll nachstehend entw ickelt w erden für die schon angedeuteten  und hier 
zusam m engefaßten V orausse tzungen :

1. U m fang d er Fabrik nicht zu groß , keine scharfe räum liche Trennung 
d er einzelnen W erkstätten , sondern die eigentliche Fabrikation im allge
meinen noch in einem G ebäude vereinigt,

2. Ü berwiegen eines verwickelten Sondererzeugnisses, dem die ganze 
O rganisation angepaßt ist,

3. Ü bernahm e von einfachen N ebenarbeiten in den einzelnen Abteilungen 
oder laufendes g lattes N ebenerzeugnis, ohne besondere. Inanspruchnahm e des 
technischen Bureaus, ohne V orratanhäufung und ohne um fangreiche Verkauf
tätigkeit,

4. keine unverhältnism äßig große A rbeitsm aschinen oder teure  Spezial
einrichtungen, die besondere A brechnung für die betreffende W erkstätte er
fordern könnten.

Um die Selbstkosten eines G egenstandes zu bestim m en, braucht man be
kanntlich zwei U nkostenzuschläge, einmal den H erstellungszuschlag zum pro
duktiven Lohn, dann den H andlungs- oder G eschäftszuschlag zur Summe von 
Material - j -  produktivem  Lohn - j -  H erstellungszuschlag. Beide Arten von Zu
sch lag  sind sow ohl für das H aupterzeugnis wie fü r die N ebenarbeiten  zu bestim 
men. Da letztere das K onstruktionsbureau, die V erkauftätigkeit, das Lager usw. 
nich t in besonderem  M aß in Anspruch nehm en sollen, so können ihre Zu
schläge den gem einsam en G rundunkosten gleichgesetzt w erden, die das beim 
Durchschnittssatz nicht w eiter aufteilbare M indestm aß von U nkosten darstellen, 
das nötig  ist, um überhaupt eine Fabrik zu treiben. Für das H aupterzeugnis 
sind aus dem dafür nötigen M ehraufw and noch Sonderzuschläge zu erm it
teln. Die Feststellung dieser verschiedenen Sätze ist keinesw egs umständlich, 
und die Zahl der ohnedies zu führenden U nkostenkonten w ird nur wenig 
verm ehrt. Das Sammeln der B eträge auf die Konten erfo lg t mechanisch 
in der Buchhaltung, aber es em pfiehlt sich, auch die A usrechnung der Un
kostensätze in Form eln zu bringen, um die B erechnung von der richtigen 
Ü berlegung der Beamten unabhängig zu machen. G erade für kleinere Fa
briken ist dies w ertvoll, in denen m eist nur der überlastete Leiter des Ge
schäftes die nötige Ü bersicht hat, der aber für diese äußerst w ichtige Arbeit 
häufig nicht die Zeit finden kann. Eine vom B uchhalter ohne Ü berlegungs
fehler schnell ausführbare und vom G eschäftsleiter leicht zu prüfende Rech
nung bietet daher den unschätzbaren Vorteil, daß sie jährlich m ehrm als an
gestellt w erden kann, was andernfalls eben nicht geschieht.

Es bezeichne:
G die gem einsam en G eschäftsunkosten (G ehälter für D irektion und kauf

männisches Bureau, Z insendienst, Anteil von G ebäudeabschreibung, Ver
sicherungen, Schreibmaterial, Porto , T elephon, Telegram m e),
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G s die besonderen G eschäftsunkosten für das Sondererzeugnis (Gehälter 
für Vor- und Nachkalkulation, V ertreterkosten, Reisespesen für Verkauf, 
Reklame, A bsatzkosten verschiedener Art),

H die gemeinsam en H erstellungsunkosten (G ehälter für Betriebsbeam te, un
produktive Löhne, Abschreibungen, Krafterzeugung, Licht, W asser, Heizung, 
Krankenkasse, Berufsgenossenschaft, Betriebsm ittel verschiedener Art, Re
paraturen),

Hs die besonderen H erstellungsunkosten für das Sondererzeugnis (G ehälter für 
das K onstruktionsbureau, Modelle, Entw ertung von Vorräten, Versuche, 
Patente, Reisen für M ontagen).
Die Konten dieser Gruppen sind natürlich nicht vollständig aufgezählt, 

auch können je nach bestehenden Verhältnissen einzelne Posten in eine 
andere G ruppe gehören.

Die einfachen N ebenarbeiten werden nur durch einen Anteil an G und H 
belastet, das H aupterzeugnis hat außer seinem Anteil noch Gs und Hs zu
tragen. Nun handelt es sich um den M aßstab, nach welchem die gem ein
samen U nkosten G und H auf beide Fabrikate zu verteilen sind. Man
könnte z. B. das Verhältnis der Umsätze nehmen, um damit m öglichst allen
Einflüssen Rechnung zu tragen. Der Umsatz ist aber bei den kurzen Zeit
abständen einer jährlich mehrmaligen Bestimmung nur umständlich zu er
mitteln, wegen des großen Anteiles der in der Fabrik und auf der M ontage 
in Arbeit befindlichen unfertigen Aufträge. Es sollen deshalb zur V ertei
lung der gemeinsam en H erstellungsunkosten die für jeden Zeitabschnitt schnell 
zu bestim menden produktiven Löhne für beide Erzeugnisse herangezogen 

^werden.
B ezeichnet:

Lp die gesam ten produktiven Löhne,
Ls die produktiven Löhne für das Sondererzeugnis,
dann ist der Anteil des Sonderfabrikates an den H erstellungsunkosten

~  H +  Hs .
Lp

Durch Division mit Ls wird dieser Betrag auf die zugehörigen Löhne ver
teilt, und es ergibt sich der H erstellungs-U nkosten s a t z

der auch aus unm ittelbarer Überlegung niedergeschrieben werden konnte, 
denn der G rund-H erstellungssatz für die N ebenarbeiten ist natürlich

H
h “  4T • (2.)

Auch die K onstruktionsm aterialien lassen sich noch leicht ermitteln, 
im äußersten Fall aus dem Einkauf nach A brechnung einiger erfahrungsge
mäßer Abzüge. Man kann dann durch Verteilung der Geschäftsunkosten 
im Verhältnis der Summen von M aterial - | -  Lohn - j -  H erstellungsunkosten die 
Einfluß nehmenden U m stände besser treffen als mit den Löhnen allein. 

Bedeutet
M das gesam te K onstruktionsm aterial,
Ms das Konstruktionsm aterial für das Sondererzeugnis,
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so bestim m t sich der vom H aupterzeugnis zu tragende Anteil an den gem ein
sam en G eschäftskosten zu

Ms +  Ls +  +  Hs)
M +  Lp +  (H +  H s ) ° -

Diese Kosten sind zu tragen  von den Sonderherstellungskosten

Ms -f- Ls +  H H“ H sj

m it denen der vorstehende W ert zu dividieren ist, w odurch der G eschäfts
unkosten s a t  z

 ____________G ______________  G s_______________

gs M +  Lp +  (H +  H s ) Ms +  Ls +  j Ls H +  H s j (3.)

entsteht.
Dies entspricht ebenfalls der unm ittelbaren Ü berlegung. Es ist die 

Summe des für die N ebenarbeiten gültigen gem einsam en G eschäftsunkosten
satzes

G
g ~ M  +  Lp + H  +  H s (4.)

und des M ehrbetrages für das H aupterzeugnis.
Sollte es bei der N achkalkulation vieler Einzelteile als zu um ständ

lich empfunden w erden, im mer M aterial, Lohn und Lohnzuschlag zusam m en
zuzählen und auf die Summe noch die G eschäftsunkosten zu schlagen, w as
übrigens den Vorteil der ständigen richtigen Ü berlegung hat, so kann man
Zahlen suchen, die durch M ultiplikation m it dem M aterial und dem Lohn 
sofort den richtigen E ndw ert geben.

Bezeichnet Mx das Material, Lx den Lohn für einen G egenstand, dann 
sind die Selbstkosten bei einem N ebenerzeugnis:

Mx +  Lx 4- Lx • h +  (Mx +  Lx +  Lx • h) g

H e r s te l lu n g s k o s te n  G e s c h ä f t s z u s c h la g

F aß t man diesen Ausdruck nach M x und Lx zusam m en :
Mx (1 +  g) -+- Lx (1 +  g  +  h g  • h ) , 

so liefern die Klammern die gesuchten Zahlen. Die M aterialzahl ist ohne 
w eiteres k lar; sie bedeu te t nu r den G eschäftszuschlag, weil der M aterial
w ert m it nichts anderem  belastet ist.

Für ein Sonderfabrikat heißen die Zahlen entsprechend 
(1 -1- g s )  und (1 -+- g s  +  hs -f- gs • hs).

Man kann in ähnlicher W eise jeden anderen, auch verw ickelteren Fall be
handeln, in welchem es sich um H erstellung von Fabrikaten m it g rundver
schiedenem U nkostencharakter in den gleichen W erkstätten  handelt. D er Um
stand, daß hierbei selbst eine ganz eingehende P latzkostenbestim m ung infolge 
ungenügender W ürdigung der Sonderunkosten zu falschen Kalkulationen führen* 
kann, verdient sicher viel m ehr B eachtung und dürfte vielleicht manche bei 
gleichen Leistungen w eit verschiedene P reisstellungen erklären.
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II. DER GELD- UND WARENMARKT.
Diskont- und Effektenburse 
im August und September 

1912.
D ie  f e s t e r e  H a l tu n g ,  d ie  im  V e re in  m it  e r 

w a c h e n d e r  s p e k u la t iv e r  T ä t ig k e i t  a n  d e n  d e u t 
s c h e n  B ö rs e n  E n d e  J u li  h e rv o r t r a t ,  h a t  w ä h re n d  
d e s  g a n z e n  M o n a ts  A u g u s t  u n d  a u c h  n o c h  b is  
A u s g a n g  S e p te m b e r  a n g e h a l t e n ,  w e n n  a u c h  
n a tu r g e m ä ß  d a s  B e v o r s te h e n  d e r  V ie r te l ja h rs 
w e n d e  m it  d e n  b e k a n n te n  a u ß e ro rd e n tl ic h e n  
G e ld a n sp rü c h e n ,  w ie  s t e t s  u m  d ie s e  Z e it ,  d ie  
B ö r s e n tä t ig k e i t  s c h lie ß lic h  r u h ig e r  g e s ta l t e n  
m u ß te . N eb en  d e r  S p e k u la t io n  w a r  e s  d a s  P r i 
v a tp u b l ik u m , d a s  in  d e n  b e id e n  v e r f lo s s e n e n  
M o n a te n  a u s  s e in e r  Z u r ü c k h a l tu n g  h e r a u s t r a t  
u n d  v o r  a lle m  I n d u s t r ie w e r te  in  e in e m  U m la n g  
a u fn a h m , w ie  m a n  e s  v o r h e r  k a u m  fü r  m ö g lic h  
g e h a l te n  h ä t t e .  D ie  l e tz te  U rs a c h e  fü r  d a s  E r 
w a c h e n  d ie s e r  ü b e ra u s  le b h a f te n  g e s c h ä f t l i c h e n  
T ä t ig k e i t  a n  d e r  B ö r s e  i s t  d a r in  z u  s u c h e n ,  d aß  
u n g ü n s tig e  p o l i t is c h e  N a c h r ic h te n ,  d ie  in  d e n  
f rü h e r e n  M o n a te n  s o  s tö r e n d  g e w irk t  h a t t e n ,  
g ä n z lic h  in  d e n  H in te r g r u n d  t r a t e n ,  v ie lm e h r  
a lle s  d a fü r  z u  s p re c h e n  s c h ie n , d a ß  d e r  K rieg  
z w is c h e n  I ta l ie n  u n d  d e r  T ü rk e i  b e e n d e t  w e rd e n  
w ü rd e , W o d u rch  d a n n  d ie  s o  la n g e  g e lä h m te  T ä t ig 
k e it d e s  H a n d e ls  n a c h  d e m  O r ie n t  e in e n  n e u e n  
A u fs c h w u n g  n e h m e n  m u ß te .  A n d ie s e n  F r ie d e n s 
h o f fn u n g e n  h a t  m a n  d a u e rn d  f e s tg e h a l t e n  u n d  
s ie  s o  s e h r  b e to n t ,  d a ß  m a n  d a rü b e r  d ie  im m e r  
s c h w ie r ig e r  w e r d e n d e  p o l i t is c h e  L a g e  a u f  d e m  
B a lk an  g ä n z lic h  ü b e r s a h .  D ie s  r ie f , a ls  s ic h  d ie  
V e rh ä ltn is s e  z w is c h e n  d e r  T ü rk e i,  S e rb ie n , B u l
g a r i e n ,  M o n te n e g ro  u n d  G r ie c h e n la n d  b is  zu 
e in e r  K r ie g s e rk lä ru n g  z u g e s p i tz t  h a t t e n ,  in  d e r  
e r s te n  O k to b e rw o c h e  e in e n  g e ra d e z u  v e rh ä n g n is 
v o llen  A b s tu rz  a n  d e n  d e u ts c h e n  B ö rs e n  h e rv o r .  
N eb en  d e r  P o lit ik ,  d ie , w ie  b e m e rk t,  s e i t e n s  d e r  
B ö rs e  k e in e s w e g s  d e n  T a ts a c h e n  e n ts p r e c h e n d  
g e w e r te t  w o rd e n  w a r , w u r d e n  in  d e n  v e r g a n g e 
n e n  M o n a te n  im m e r  u n d  im m e r  w ie d e r  d ie  g ü n 
s t ig e n  w ir ts c h a f t lic h e n  N a c h r ic h te n  z u r  B e g r ü n 
d u n g  d e r  B e re c h t ig u n g  e in e r  H a u s s e s p e k u la t io n  
h e ra n g e z o g e n .  E in m a l w a re n  e s  d ie  H o ffn u n g e n  
a u f  e in e  s e h r  g ü n s t ig e  E r n te ,  w e lc h e  d ie  a ll 

e m e in e  Z u v e rs ic h t  d a u e rn d  a u f r e c h t  e rh a l te n  
a b e n , o b g le ic h  a u c h  h ie r  d ie  u n g ü n s t ig e n  W it te 

r u n g s v e r h ä ltn is s e  k e in e s w e g s  a lle  E r w a r tu n g e n  
e r f ü l l t ,  m in d e s te n s  a b e r  e in e  s ta r k e  V e rz ö g e 
ru n g  d e r  E r n te n  h e rb e ig e fü h r t  h a b e n ;  a n d e r s e i t s  
h a t  m a n  f re ilic h  ü b e r  D e u ts c h la n d  h in a u s g e h e n d  
b e i d e m  A u sfa ll  u n d  d e n  A u s s ic h te n  d e r  W e lt 
e rn te  b e s o n d e r s  d ie  E r g e b n is s e  d e r  V e re in ig te n  
S t a a t e n  u n d  R u ß la n d s  b e to n t .  I s t  a u c h  a u f  d ie 
se m  G e b ie t  e in e  a llz u  h o f fn u n g s v o lle  B e u r te i lu n g  
d e n  T a ts a c h e n  v o ra n g e e i l t ,  so  g i l t  d ie s  k e in e s 
w e g s  v o n  d e r  B e w e r tu n g  d e r  a llg e m e in e n  u n d  
b e s o n d e r e n  L a g e  d e r  In d u s t r ie  in  u n s e re m  V a te r 
la n d e . D ie  N a c h r ic h te n  b e s o n d e r s  a u s  d e r  
s c h w e re n  In d u s t r ie  l a u t e te n  fo r td a u e r n d  g ü n s tig ,  
|a  l ie ß e n  d ie  n ä c h s te  u n d  f e r n e r e  Z u k u n ft  in 
e in e m  g e ra d e z u  g lä n z e n d e n  L ic h t  e rs c h e in e n ,  
u n d  d ie  A b s c h lü s s e  d e r  fü h re n d e n  M o n ta n w e r te  
h a b e n , w e n n  a u c h  w e s e n t l i c h e  D iv id e n d e n e rh ö 
h u n g e n  n ic h t  e in g e t r e t e n  s in d , d o c h  e in  ü b e ra u s  
b e f r ie d ig e n d e s  B ild  g e b o te n .  A u ch  a u f  d ie se m  
G e b ie te  h a t  d ie  B ö rs e  z u r  B e u r te i lu n g  d e r  L a g e , 
u n d  u m  ih re  h a u s s e g ü n s t ig e  S t im m u n g  z u  r e c h t -  
f e r t ig e n ,  a u c h  d ie  V e rh ä ltn is s e  d e s  A u s la n d e s  
m it  h e ra n g e z o g e n ,  so  d ie  L a g e  d e s  e n g lis c h e n  
u n d  b e s o n d e r s  d e s  a m e r ik a n is c h e n  E is e n m a rk te s ,  
a u l  d e n e n  n ic h t  n u r  d ie  R o h e is e n p re is e  g e s t ie g e n

s in d , s o n d e rn  d ie  a u c h  fo r td a u e r n d  v o n  e in e r  
fa s t  n o c h  n ie  d a g e w e s e n e n  B e s c h ä f t ig u n g  d e r  

ro ß e n  W e rk e  b e r ic h te te n .  D a s  S te ig e n  d e r  
r e is e  fü r  d ie  ü b r ig e n  M e ta l le :  K u p fer, Z inn , 

Z ink , B le i, d a s  a l le rd in g s  a u c h  e in e n  s p e k u la t iv e n  
C h a r a k te r  t ru g ,  w u rd e  a ls  M a ß s ta b  e in e r  a u s 
g e s p ro c h e n e n  B e s c h ä f t ig u n g  d e r  d ie s e  M e ta lle  
v e rb ra u c h e n d e n  In d u s t r ie z w e ig e ,  u .  a  d e r  E le k - 
t r i z i i ä ts in d u s t r ie ,  a n g e s e h e n .  N ic h t z u le tz t  w u r 
d e n  d ie  s ta r k e  G ü te rb e w e g u n g  a u f  d e n  h e im i
s c h e n  B a h n e n , v o r  a lle m  a b e r  d ie  g e s te ig e r t e  
H a n d e ls b e w e g u n g  u n d  d e r  a u ß e ro r d e n t l ic h  r e g e  
ü b e rs e e is c h e  F r a c h te n  v rk e h r  a ls  M a ß s tä b e  fü r 
d ie  S tä rk e  d e s  w ir ts c h a f t l ic h e n  A u fs c h w u n g e s  
m it  v o lle m  R e c h te  g e w e r te t .  W e n n  in  d ie s e r  
a llg e m e in e n  H a u s s e b e w e g u n g  d ie  f ü h re n d e n  
R e n te n w e r te ,  b e s o n d e r s  d ie  e in h e im is c h e n  A n 
le ih e n , n ic h t  n u r  k e in e  E rh o lu n g ,  s o n d e rn  e in  
w e i te r e s  A b b rö c k e ln  e rk e n n e n  l ie ß e n ,  s o  t r a t  
d a rin  g e ra d e  d e r  a u ß e ro r d e n tl ic h e  O p t im ism u s  
d e s  P r iv a tp u b lik u m s  h e rv o r , d a s  s ic h  w e i te rh in  
d e r  f e s tv e rz in s l ic h e n  W e r te  e n t le d ig te ,  u m  d a 
g e g e n  d ie  s p e k u la t iv e n  I n d u s t r ie w e r te  e in z u 
ta u s c h e n  D ie  A u g u s t-  u n d  a u c h  d ie  d u rc h  d ie  
V e r s te i fu n g  d e s  G e ld m a rk te s  im m e rh in  e tw a s  
b e e in f lu ß te  S e p te m b e ra b w ic k lu n g  s o w ie  d ie  zu  
n ic h t  u n b e tr ä c h t l ic h e n  G e ld s ä tz e n  v o n  e tw a  

v H  e r fo lg te  S c h ie b u n g  u n d  V e r lä n g e ru n g  
d e r  H a u s s e v e rp f l ic h tu n g e n  g in g  b e fr ie d ig e n d  
v o n  s t a t t e n .  A u c h  d e r  O k to b e r  h ä t t e  s ic h e r  
n o c h  e in e  w e i te r e  V e rg rö ß e ru n g  d e r  H a u s s e  
g e b r a c h t ,  w e n n  n ic h t  d ie  Z u s p i tz u n g  d e r  
B a lk a n s t r e i t ig k e ite n  d ie  B ö rs e  a u s  ih re r  T ä t ig 
k e it  p lö tz l ic h  h e ra u s g e r is s e n  h ä t t e .  D a s  w ild e  
A uf u n d  A b , d a s  d ie  e r s t e n  O k to b e r ta g e  b e 
h e r r s c h te ,  i s t ,  d a  s ic h  d ie  L a g e  a u f d e m  B a lk a n  
n o c h  n ic h t  g e k lä r t  h a t ,  n o e n  n i c h t  z u m  S t i l l 
s ta n d  g e k o m m e n .

W a s  d ie  e in z e ln e n  M ä rk te  b e tr if f t ,  s o  h a t  d e r  
B a n k e n m a r k t  s e i t  l a n g e r  Z e it w ie d e r  e in e  
f e s te r e  H a l tu n g  b e k u n d e t .  D ie  v e rh ä l tn is m ä ß ig  
n ie d r ig e n  K u rse  d e r  d e u ts c h e n  B a n k w e r te  
g a b e n  d e r  S p e k u la t io n  e in e  w il lk o m m e n e  G e 
l e g e n h e i t ,  d a s  f rü h e r  V e rs ä u m te  n a c h z u h o le n . 
S o  h a b e n  b e s o n d e r s  D e u ts c h e  B an k , D is k o n to -  
C o m m a n d i ta n te ile ,  D re s d n e r  B a n k  u n d  H a n d e ls -  
G e s e lls c h a f ts -A n te ile  im  A u g u s t ,  a b e r  a u c h  n o c h  
A n fa n g  S e p te m b e r ,  le b h a f t  a n g e z o g e n ,  w ä h re n d  
fü r  d e n  S c h a a ffh a u s e n s c h e n  B a n k v e re in  d ie  w e n ig  
e r f r e u lic h e  V e rq u ic k u n g  m it  d e m  G r u n d s tü c k s 
m a r k te  d ie  K u rse  n a m e n t l ic h  in  d e r  z w e i te n  
S e p te m b e rh ä lf te  n a c h g e b e n  ließ . A u ß e r  d e n  a ll
g e m e in e n  g ü n s t ig e n  in d u s t r ie l le n  V e rh ä ltn is s e n  
u n d  d e m  n ie d r ig e n  K u rs s tä n d e , d e n  d ie  S p e k u 
la t io n  a u s z u g le ic h e n  s u c h te ,  w i r k te n  a u l  d e n  
B a n k e n m a rk t  d ie  g ü n s t ig e n  M itte i lu n g e n  ü b e r  
d a s  E r g e b n is  d e s  e r s t e n  H a lb ja h re s . W ie  d ie  
in z w is c h e n  b e k a n n t  g e w o rd e n e n  A u g u s tb ila n z e n  
e rk e n n e n  l ie ß e n , h a b e n  d ie  B a n k e n  d e n  M a h 
n u n g e n  d e r  R e ic h sb a n k , d ie  G e s c h ä f te  n ic h t  a l l 
z u  b e t r ä c h t l ic h  a u s z u d e h n e n ,  F o lg e  g e le i s te t .  
D ie  f re m d e n  G e ld e r, d . h . K re d ito re n  u n d  D e p o 
s i t e n ,  h a b e n  z u g e n o m m e n , w ä h r e n d  a n d e r s e i t s  
d ie  A k z e p tv e rb in d lic h k e ite n  z u rü c k g e g a n g e n  s in d . 
A n d e r s e its  h a b e n  d ie  D e b i to re n  n ic h t  e n t 
s p re c h e n d  z u g e n o m m e n . V on f re m d e n  B an k  
w e r te n  w a re n  b e s o n d e r s  r u s s i s c h e  B a n k w e r te  
in fo lg e  d e r  B e w e g u n g  a n  d e n  P e tro le u m m ä rk te n ,  
w e lc h e  d e n  g ro ß e n  r u s s i s c h e n  K re d itb a n k e n  b e 
tr ä c h t l i c h e  G e w in n e  g e b ra c h t  h a t te n ,  s ta r k  in 
d ie  H ö h e  g e tr ie b e n .

D e r  R e n t e n m a r k t  h a t ,  w ie  e rw ä h n t,  e i«  
w e n ig  f re u n d l ic h e s  B ild  g e b o te n ,  in d e m  h e im isc h e  
A n le ih e n , d ie  s ic h  n a c h  d e m  T ie fs ta n d  im  J u ii  
in  d e r  e r s t e n  A u g u s th ä lf te  e tw a s  e rh ö h t  h a t t e n ,
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im  S e p te m b e r  e in e m  n e u e n  T ie f s tä n d e  z u s t r e b te n .  
D re ip ro z e n tig e  R e ic h sa n le ih e  i s t  a u f  78,60 v H  g e 
fa llen . R u s s is c h e  A n le ih e n , d ie  s ic h  im  A u g u s t  
v e re in z e l t  n o c h  im m e r  m ä ß ig  e rh o le n  k o n n te n ,  
h a b e n  d o c h  im  S e p te m b e r  w ie d e r  a b g e b r ö c k e l t  
V on  B a l k a n w e r t e n  s in d  tü rk i s c h e  A n le ih e n  
a u f  d ie  F r ie d e n s h o f fn u n g e n  h in  m ä ß ig  g e s t ie g e n ,  
u m  d a n n  a b e r  m it  d e r  V e rg rö ß e ru n g  d e r  S c h w ie 
r ig k e i te n  in  d e r  O r ie n t f r a g e  w ie d e r  a b z u b rö c k e ln ,

A m  M o n t a n m a r k t e  w u rd e n  d ie  a u s  d e n  
V o rm o n a te n  n o c h  b e s te h e n d e n  B a is s e v e rp f l ic h 
tu n g e n  g e d e c k t ,  d a  d ie  M e ld u n g e n  v o m  E is e n 
m a r k te  w ie d e r  ä u ß e r s t  g ü n s t ig  l a u t e te n  u n d  a u c h  
d a s  z e itw e ilig e  N a c h la s s e n  d e r  P r e is e  fü r  S ta b e i s e n  
e in e r  f e s te r e n  H a l tu n g  a u f  d ie s e m  M a rk te  w ie 
d e r  P la tz  g e m a c h t  h a t t e .  D ie  V ie r te l j a h re s a u s 
w e is e , v o r  a lle m  d ie  A b s c h lü s s e  d e r  g ro ß e n  g e 
m is c h te n  W e rk e , v o ra n  d e s  P h ö n ix , w e lc h e  s e lb s t  
d ie  g ü n s t ig s te n  B e u r te i lu n g e n  d e r  S p e k u la t io n  
ü b e r t r a f e n ,  g a b e n  d a s  Z e ic h e n  z u  e in e r  l e b h a f te n  
A u f w ä r ts b e w e g u n g  s o w o h l  fü r  K o h le n -  w ie  f ü r  
H ü t te n w e r te .  S o  h a b e n  n a m e n t l i c h  G e ls e n k ir 
c h e n  im  A u g u s t  u n d  S e p te m b e r  n i c h t  w e n ig e r  
a ls  16 vH , H a rp e n e r  6 v H , L a u r a h ü t te  g le ic h fa l ls  
6  v H  a n g e z o g e n ,  w ä h r e n d  P h ö n ix a k tie n  s o g a r  
u m  2 0 v H  g e s t i e g e n  s in d .  E l e k t r i z i t ä t s w e r t e  
h a b e n  s ic h  g le ic h fa l ls  g r ö ß e r e r  B e a c h tu n g  e r 
f re u t  u n d  k o n n te n  a n z ie h e n ,  w e n n  d ie s  a u c h  b e 
s o n d e r s  fü r  d ie  A E G -W e r te  n ic h t  s o  h e rv o r 
g e tr e te n  i s t ,  d ie  s o g a r  s p ä te r  in fo lg e  v o n  V o r
v e rk ä u fe n , d ie  a u f  d ie  z u  e rw a r te n d e  K a p ita l
e rh ö h u n g  v o r g e n o m m e n  w u rd e n ,  z e i tw e is e  a b 
b rö c k e l te n ,  a b e r  im m e rh in  E n d e  S e p te m b e r  3 v H  
h ö h e r  a ls  A n fa n g  A u g u s t  s ta n d e n .

A u f d e m  B a h n e n m a r k t e  h a t  s ic h  d ie  E n d e  
J u l i  e in s e tz e n d e  H a u s s e  in  C a n a d a w e r te n  w e i te r  
f o r tg e s e tz t .  D ie  A n k ü n d ig u n g  d e r  K a p i ta le rh ö 
h u n g  v e ra n la ß te  e in  e rn e u te s  le b h a f te s  A n z ie h e n  
d e r  K u rse , d ie  M it te  A u g u s t  m it  279 v H  e in e n  
H o c h s ta n d  e r r e ic h te n ,  d a n n  E n d e  S e p te m b e r  a u f  
272 v H  z u rü c k g in g e n  u n d  u n te r  d e m  E in flu ß  d e s  
J a h re s a b s c h lu s s e s  E n d e  S e p te m b e r  e in e n  e rn e u 
t e n  H o c h s ta n d  v o n  2821/« v H  b e h a u p te te n .  V on  
s o n s t ig e n  B a h n w e r te n  v e rk e h r te  L u x e m b u rg is c h e  
P r in z  H e n r i-B a h n  a u f  d ie  g u t e n  E in n a h m e a u s 
w e is e  in  f e s t e r  H a l tu n g ,  S c h a n tu n g b a h n  k a m e n  
d ie  e in e r  K lä ru n g  e n tg e g e n g e h e n d e n  c h in e s i s c h e n  
V e rh ä ltn is s e  s o w ie  d a s  S te ig e n  d e s  S i lb e rk u rs e s  
z u g u te .  A uf d e m  S c h i f f a h r t s m a r k t e  h a t  
d ie  w ild e  A u fw ä r ts b e w e g u n g  in  H a n s a -A k t ie n ,  
d ie  f re ilic h  n ic h t  a u f  ta t s ä c h l ic h e  V e r h ä ltn is s e ,  
s o n d e rn  im  w e s e n tl i c h e n  a u f  b ö r s e n te c h n is c h e  
E in f lü s s e  z u rü c k z u fü h re n  is t ,  e in e  w e i te r e  F o r t 
s e tz u n g  e r f a h re n .  D e r  K u rs  h a t t e  im  A u g u s t  
e in e  H ö h e  v o n  320 v H  e r r e ic h t ,  u m  d a n n  im  
S e p te m b e r  w e i te r  au f 329 v H  z u  s te ig e n .  D ie  
ü b r ig e n  W e rte , P a k e tf a h r t  u n d  L lo y d , b l ie b e n  b e i 
a n d a u e rn d  g ü n s t ig e n  V e r f ra c h tu n g s v e r h ä l tn is s e n  
u n d  h o h e n  F r a c h t r a t e n  f e s t .  D ie  H a m b u rg e r  
S c h if f a h r ts g e s e l ls c h a f t  h a t  in  d e n  b e id e n  M o n a te n  
e in e  K u r s s te ig e r u n g  u m  20 v H  z u  v e rz e ic h n e n ,  
w ä h r e n d  L lo y d a k tie n  in  d e r  g le ic h e n  Z e it um  
rd . 8 v H  g e s t ie g e n  s in d .  D iv id e n d e n s c h ä tz u n g e n  
d e r  P a k e tf a h r t  u n d  s e h r  g ü n s t ig e  M itte i lu n g e n  
ü b e r  d e n  H a lb ja h re s a b s c h lu ß  d e s  L lo y d s  s o w ie  
d ie  M it te i lu n g ,  d a ß  d ie  s e i t  J a h r e n  b e s te h e n d e n  
B a n k v e rb in d l ic h k e i te n  d e r  B r e m e r  G e s e lls c h a f t  
n u n  e n d lic h  g e t i l g t  s e ie n ,  m a c h te n  e in e n  s e h r  
g ü n s t ig e n  E in d ru c k . V o n  K o l o n i a l w e r t e n  
i s t  d ie  p lö tz l ic h  h e r v o r g e tr e te n e  H a u s s e  in  O ta v i-  
A n te ile n  h e rv o rz u h e b e n ,  d ie  m it  g u t e n  A u fs c h lü s 
s e n  e rk l ä r t  w u rd e .  A m  K a s s a i n d u s t r i e 
m a r k t e  w a r  d e r  g e s c h ä f t l i c h e  V e rk e h r  im  
A u g u s t  u n d  S e p te m b e r  ä u ß e r s t  l e b h a f t .  E n t 
s p re c h e n d  d e r  S te ig e r u n g  a u f d e n  U l t im o m ä r k te n  
b lie b e n  a u c h  h ie r  M o n ta n a k t ie n  b e s o n d e r s  b e 
a c h te t  u n d  b e v o r z u g t ,  a b e r  a u c h  W e r te  d e r  
M e ta l l-  u n d  M a s c h in e n in d u s t r ie  s t i e g e n  le b h a f t,

°r/t'afd/sfror7?
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w ä h re n d  B r a u e re iw e r te  im  H in b lic k  a u f  d ie  S te i 
g e ru n g  d e s  G e r s te n p r e is e s  e h e r  v e rn a c h lä s s ig t  
u n d  a b g e s c h w ä c h t  lag e n .

D ie  D u r c h s c h n i t ts k u r s e  d e r  im  S c h a u b ild  auf 
S. 730 a n g e fü h r te n  W e rte  w a re n  im  A u g u s t  u n d  
S e p te m b e r  1 9 1 2 .d ie  fo lg e n d e n :

A u g u s t  S e p te m b e r  
D e u ts c h e  B a n k  . . . .  255,60 257,56
D is k o n to -G e s e lls c h a f t  . . 187,59 188,56
G e l s e n k i r c h e n ........................... 199,95 209,64
B o c h u m e r ................................. 238,95 239,05
L a u r a h ü t t e .................................  176,63 179,97
H a r p e n e r ....................................... 196,94 200,42
C a n a d a -P a c ific  . . . .  274,08 275,12
H a m b u rg -A m e rik a -L in ie  . 148,79 161,65
N o rd d e u ts c h e r  L lo y d  . . 123,25 129,20
3 %  R e ic h sa n le ih e  . . .  79,79 78,81
4 %  R u s s . A n le ih e  . . . 90,95 90,95
A llg em . B le c tr .-G e s . . . 268,32 268,01
D e r  G e l d m a r k t  h a t  s ic h  te i ls  in fo lg e  d e r  

g e s te ig e r te n  B ö r s e n tä t ig k e i t ,  w o h l m e h r  a b e r  
n o c h  w e g e n  d e r  F in a n z ie ru n g  d e r  g ro ß e n  E r n te n  
im  In- u n d  A u s la n d e  v e r s te if t .  Z w ar i s t  d ie  
R e ic h sb a n k  m it  ih re m  D is k o n t  v o n  4 l/s v H  a u c h  
n o c h  w ä h re n d  d e s  g a n z e n  S e p te m b e rs  a u s 
g e k o m m e n , n a c h d e m  s ie  im  V o r ja h re  b e re i ts  
a m  19. S e p te m b e r  d e n  D is k o n t  v o n  4 a u f  5 vH  
e rh ö h t  h a t t e .  S ie  k o n n te  a n  ih re m  D is k o n t d e s 
h a lb  f e s th a l te n ,  w e i l  d ie  L a g e  d e r  W e c h s e lk u rs e  
fü r D e u ts c h la n d  g ü n s t ig  g e w e s e n  is t ,  in d e m  in 
E n g la n d  w ie  a u c h  in  d e n  V e re in ig te n  S ta a te n  
v e rh ä l tn is m ä ß ig  h ö h e re  G e ld s ä tz e  h e r r s c h te n .  
D er P r iv a td is k o n t  h a t  f re i lic h  le b h a f t  a n g e z o g e n .  
E r  s ta n d  s c h o n  A n fa n g  A u g u s t  a u f 3r 2 v H  g e g e n  
n u r  23/a v H  A n fa n g  A u g u s t  1911 u n d  e r r e ic h te  
E n d e  d e s  M o n a ts  e in e  H ö h e  v o n  4 %  v H  g e g e n  
3 %  vH  i. V. Im  S e p te m b e r  b e t r u g  e r  m e is t  
43 8 v H , s t i e g  s o g a r  in  d e n  le tz te n  T a g e n  a u f 
4 ‘/ j  vH  u n d  e r r e ic h te  d a m it  d e n  R e ic h s b a n k d is 
k o n t.  Im  V o r ja h re  w a re n  in fo lg e  d e r  M a ro k k o -  
A n g e le g e n h e it  u n d  d e r  d a d u rc h  b e d in g te n  Z u 
rü c k z ie h u n g  f ra n z ö s is c h e r  G u th a b e n  in  D e u ts c h 
lan d  d ie  S ä tz e  d e s  o ffe n e n  M a rk te s  a u f  4 %  vH  
h in a u fg e g a n g e n , w ä h re n d  im  la u fe n d e n  J a h re  
D e u tsc h la n d  k a u m  a n  d a s  A u s la n d  v e r s c h u ld e t  
is t ,  d a g e g e n  n ic h t  u n e rh e b l ic h e  G u th a b e n  in 
E n g la n d  b e s i tz t .  D e r  d u rc h s c h n i t t l i c h e  S ta n d  
d e s  B a n k d is k o n te s  b e t r u g  im  A u g u s t  4 ‘/2 vH  
g e g e n  4 v H  i V., im  S e p te m b e r  ä '/ j  v H  g e g e n  
4,80 vH . D e r  d u r c h s c h n i t t l ic h e  S ta n d  d e s  P r iv a t -  
d i s k o n te s  w a r  im  A u g u s t  3,93 (3,03) v H , im  S e p 
te m b e r  4,36 (3,83) v H .

Wechselkurse London, Paris 
and New York,

W ie e rw ä h n t  h a b e n  d ie  W e c h s e lk u rs e ,  b e s o n 
d e rs  S c h e c k  L o n d o n , e in e  fü r  D e u ts c h la n d  g ü n 
s t ig e  B e w e g u n g  e in g e s c h la g e n ,  w a s  m it  d e r  
ü b e ra u s  s ta r k e n  V e r s te i fu n g  d e s  e n g lis c h e n  
G e ld m a rk te s  z u s a m m e n h ä n g t .  S c h e c k  L o n d o n , 
d e r  A n fa n g  A u g u s t  20,48 n o t ie r te ,  i s t  b is  M o n a ts 
e n d e  a u f 20,465 z u rü c k g e g a n g e n  u n d  e r r e ic h te  
in  d e r  z w e i te n  S e p te m b e rh ä lf te  e in e n  T ie fs ta n d  
v o n  20,445, u m  d a n n  a b e r  E n d e  S e p te m b e r  au f 
20,460 a n z u z ie h e n .  Im  V o r ja h re  w a r  S c h e c k  
L o n d o n  E n d e  S e p te m b e r  a u f 20,495 g e s t ie g e n .  
S c h e c k  P a r is  g in g  v o n  81,10 a u f 80,85 M it te  
S e p te m b e r  z u rü c k , u m  E n d e  d e s  M o n a ts  w ie d e r  
au f 80,95 a n z u z ie h e n .  Im  V o r ja h re  w a r  d u r c h 
w e g  e in  h ö h e re r  S a tz  in  G e l tu n g  g e w e s e n .  D a s 
s e lb e  g i l t  a u c h  im  g a n z e n  fü r  S c h e c k  N ew  Y ork . 
D ie  D u r c h s c h n it ts k u r s e  fü r  S c h e c k  L o n d o n  la u 
t e t e n  im  A u g u s t  20,470 (i. V . 20,478), im  S e p 
te m b e r  20,455 (20 ,476); fü r  S c h e c k  P a r is  im  
A u g u s t  81,010 (81,074), im  S e p te m b e r  80,885 
(81 ,261); fü r  N e w  Y o rk  im  A u g u s t  4,1966 (4,2082), 
im  S e p te m b e r  4,2018 (4,2045).

Der Warenmarkt im August 
und September 1912.

D e r G e t r e i d e m a r k t  h a t  a n fa n g s  e in e  f e s te  
H a l tu n g  b e w a h r t ,  o b w o h l d ie  E r n te a u s s ic h te n  
t ro tz  d e r  u n g ü n s tig e n  W it te r u n g s v e rh ä l tn i s s e ,  
d ie  n a m e n t l ic h  d a s  E in b r in g e n  d e s  R o g g e n s  e r 
s c h w e r te n  u n d  d ie  W e iz e n e rn te  v e rz ö g e r te n ,  
g ü n s t ig  g e b lie b e n  s in d .  A n d e r s e i ts  i s t  d ie  B e 
s c h a f f e n h e i t  d e r  E r n te n  a l le rd in g s  n ic h t  so  g u t ,  
w ie  m a n  e r w a r t e t  h a t t e ,  s o  d a ß  d ie  A u s fu h r  b e 
s o n d e rs  v o n  W e iz e n  b is h e r  n ic h t  a llz u  b e d e u te n d  
g e w e s e n  is t .  In fo lg e d e s s e n  s in d  d e n n  a u c h  d ie
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in lä n d is c h e n  M ä rk te  v o n  G e tre id e  n ic h t  s e h r  e n t 
b lö ß t  w o rd e n .  D ie  Z u s p i tz u n g  d e r  V o rg ä n g e  a m  
B a lk a n  u n d  d ie  M ö g lic h k e it  e in e s  K r ie g e s , d e r  
n a tü r l ic h  d ie  A u s fu h r  a u s  d e n  s ü d ru s s i s c h e n  
D o n a u h ä fe n  la h m  le g e n  w ü r d e ,  h a t  a u f  d e n  
G e t r e id e m a r k t  e in e  b e fe s t ig e n d e  W irk u n g  a u s -  

e ü b t .  D ie  L o k o p re is e  fü r  W e iz e n  u n d  a u c h  fü r  
o g g e n  h a b e n  im  A u g u s t  u n d  a u c h  n o c h  w ä h 

re n d  d e s  g r ö ß te n  T e i le s  d e s  S e p te m b e rs  le b h a f t  
a n g e z o g e n ,  u m  d a n n  a b e r  n a c h  A b w ic k lu n g  d e r  
V e rp f lic h tu n g e n  u n d  d e m  E r s c h e in e n  d e r  n e u e n  
E r n te n  w ie d e r  n a c h z u g e b e n .

D ie  M e t a l l m ä r k t e  w a re n  im  A u g u s t  u n d  
im  S e p te m b e r  z ie m lic h  le b h a f te n  S c h w a n k u n g e n  
a u s g e s e t z t .  K u p f e r  e r r e ic h t e  m it  193!, £  E n d e  
A u g u s t  e in e n  H o c h s ta n d ,  v o n  d e m  e s  d a n n  a u f 
78 'li  £  fie l, u m  E n d e  S e p te m b e r  w ie d e r  a u f  79 £  
a n z u z ie h e n .  A m  Z i n n m a r k t e  h a t  d ie  H a u s s e 
p a r te i  w ie d e r  d ie  O b e r h a n d  g e w o n n e n .  D ie  P r e is e  
h a b e n  f a s t  d a u e rn d ,  w e n n  a u c h  u n te r  v o r ü b e r 
g e h e n d e n  R ü c k g ä n g e n ,  v o n  204 £  A n fa n g  A u g u s t  
a u f  232 £  E n d e  S e p te m b e r  a n g e z o g e n .  A u c h  au f 
d e m  Z i n k m a r k t e  w a r e n  d ie  P r e is e  h ö h e r .

L e b h a ft  a u fw ä r t s  g in g e n  d ie  B l e i p r e i s e ,  d ie  
v o n  1815/ 16 £  A n fa n g  A u g u s t  a u f  23’/« £  M it te  
S e p te m b e r  a n z o g e n ,  u m  d a n n  a b e r  w ie d e r  e in e  
K le in ig k e it  n a c h z u g e b e n .  D ie  S p e k u la t io n  m a c h te  
m it  g u te m  E r fo lg e  d ie  a u ß e r o r d e n t l ic h e  K n a p p 
h e i t  d e r  V o r r ä te  g e l t e n d .  D ie  S f l b e r p r e i s e  
h a b e n  a u f  c h in e s i s c h e  K ä u fe  l e b h a f t  a n g e z o g e n  
u n d  e r r e ic h te n  E n d e  S e p te m b e r  m it  297/ 16 d  e in e n  
H o c h s ta n d ,  n a c h d e m  s ie  A n fa n g  A u g u s t  279/i» d 
n o t i e r t  h a t t e n .  D ie  E i s e n p r e i s e  z o g e n  im  
Z u s a m m e n h ä n g e  m it  d e r  g ü n s t ig e n  L a g e  d es  
i n te r n a t io n a le n  E i s e n m a r k te s  le b h a f t  a n  u n d  s in d  
in  d e n  l e t z te n  b e id e n  M o n a te n  in  G la s g o w  v o n  
49y t s  a u f  67 s  g e s t ie g e n .

D ie  B a u m w o l l m ä r k t e  la g e n  a u f  g ü n s t ig e  
E r n te s c h ä tz u n g e n  h in  r u h ig ,  m e is t  a b g e s c h w ä c h t  
u n d  n u r  v o r ü b e r g e h e n d  f e s t e r .  F re i l ic h  b lie b  d ie  
S p e k u la t io n  la n g e  ü b e r  d e n  A u s fa ll  d e r  E rn te  
im  Z w eife l, d a  d ie s e  s ic h  in fo lg e  d e r  u n g ü n s t ig e n  
W it te r u n g  e tw a s  v e rz ö g e r t  h a t  u n d  d a m it  e in e r  
S c h ä d ig u n g  d u r c h  d ie  K ä lte  s e h r  le ic h t  a u s 
g e s e t z t  i s t .  Im m e rh in  h a b e n  d ie  P r e i s e ,  die 
M it te  S e p te m b e r  w ie d e r  e in e  K le in ig k e it  a n 
g e z o g e n  h a b e n ,  b e i  w e i te m  n i c h t  d ie  H ö h e  von 
A n fa n g  A u g u s t  e r r e ic h t .

D ie  W o l l m ä r k t e  l a g e n  r u h ig .  D ie  P re is e , 
d ie  im  A u g u s t  e tw a s  a n z o g e n ,  s in d  im  S e p te m 
b e r  w ie d e r  z u rü c k g e g a n g e n ,  b i s  d a n n  E n d e  d es  
M o n a ts  f e s t e r e  H a l tu n g  z u m  D u rc h b ru c h  k am .

D ie  D u r c h s c h n i t ts k u r s e  d e r  h a u p ts ä c h lic h s te n  
W a re n  s te l l t e n  s ic h  in  d e n  M o n a te n  A u g u s t  u n d
S e p te m b e r  w ie  f o lg t :

S e p te m b e rA u g u s t
W e iz e n  . . .  . 209,16 214,34 M /t
R o g g e n . . 
K u p fe r . .

. . 171,32 174,98 „
. . 78,83 

208,93
78,72 £ / to n

Z in n  . . . 223,68 .
B lei . . . 19,71

26,17
22,39 ,

Z in k  . . . 26,95 .  
29,07 d /U n z eS ilb e r  . . .  . 28,49

E is e n  . . . . 61,62 66,14 s / t o n
B a u m -» B re m e n  64,56 
w o lle  I N e w  Y o rk  12,08

63,36 d , /7 a kg  
11,72 c /e n g l .  P fd

W o lle  . . . . 5,58 5,55  F r /k g

Die Betriebsergebnisse der 
deutschen Eisenbahnen von 
Januar bis September 1911 

und 1912.
V o n  J a n u a r  b is  S e p te m b e r  h a t  s ic h  d e r  P e r 

so n e n -  u n d  G ü te rv e r k e h r  im  V e rg le ic h e  m it  dem  
V o r ja h r  in  f o lg e n d e r  W e is e  e n tw ic k e l t :

P e r s o n e n v e r k e h r  G ü t e r v e r k e h r
1911 1912 1911 1912

M illio n e n  M
J a n u a r 52,51 54,47 136,69 149,44

157,26F e b r u a r 46,28 50,91 137,17
M ä rz 57,92

71,21
63,39 159,12 16S.83

A pril
M ai

74,17 143,69
152,94

154,56
66,75 82,75 160,98

J u n i 85,38 80,23 140,88 154,61
164,18J u li 89,82 94,65 149,29

A u g u s t 85,78 90,48 162,49 173,80
S e p te m b e r  76,87 79,74 167,93 174,73

z u s a m m e n  632,54 670,76 1350,35 1458,39
D a n a c h  h a b e n  s ic h  in  d e n  e r s t e n  n e u n  M o n a te n  

d ie  E in n a h m e n  a u s  d e m  P e r s o n e n v e r k e h r  g e g e n 
ü b e r  d e m  V o r ja h r  u m  38,22 M ill. M ,  d ie  E in 
n a h m e n  a u s  d e m  G ü te rv e r k e h r  u m  108,04 M ill. M 
v e rm e h r t .  D e r  G ü te rv e r k e h r  z e ig t  w e i te r h in  e in e  
b e t r ä c h t l ic h e  Z u n a h m e  g e g e n ü b e r  d e m  V o rjah r  
u n d  a u c h  d e r  P e r s o n e n v e r k e h r  i s t  e n ts p r e c h e n d  
g e s t ie g e n .  D ie  S te ig e r u n g  d e s  G ü te rv e r k e h r s  is t  
v o r  a lle m  in  d e r  g r ö ß e r e n  E r n te  b e g r ü n d e t .  D ie  
B e t r ie b s e in n a h m e n  a u s  d e m  G ü te rv e r k e h r  s te l l t e n
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s ic h  a u f  1 k m  B e t r ie b s lä n g e  in  M  (n a c h  d e n  Z u 
s a m m e n s te l lu n g e n  d e s  R e ic h s e is e n b a h n a m te s )

1911 1912
J a n u a r  . . . 2621 2827
F e b r u a r  . . 2629 2974
M ä rz .  . . . 3050 3192
A pril . . 
M ai . . .

. 2750 2930
. 2926 3040

J u n i  . . . . 2690 2918

1911 1912
J u li  . . . . 2846 3091
A u g u s t .  . . 3095 3268
S e p te m b e r . 3198 3285

7917 1912
•— r— ------ " ----- ■--------
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Neugründungen und Kapital
erhöhungen,

In  d e n  e r s t e n  n e u n  M o n a te n  1912 w u rd e n  
1 0 5 0 8 8 6 3 9 7  M  n e u  a n g e le g t  g e g e n  922 639850  M 
i. V. u n d  8 4 9 0 4 5 8 7 6  M  in  1910.

E in  V e rg le ic h  m it  d e m  J a h r e  1911 z e ig t ,  d aß  
v o m  z w e i te n  H a lb ja h r  a b  d ie  G rü n d u n g s tä t ig k e i t  
h in te r  d e r  v o r jä h r ig e n  z u rü c k b le ib t ,  n u r  n o c h  
im  S e p te m b e r  e tw a s  d a rü b e r  h in a u s g e h t .

D ie  e in z e ln e n  W e r te  in  M  s te l l t e n  s ic h  in  d e n  
b is h e r ig e n  M o n a te n  w ie  f o lg t :

J a n u a r  
F e b r u a r  
M ärz  
A pril 
M ai 
J u n i  
Ju li
A u g u s t  
S e p te m b e r  
O k to b e r  . 
N o v e m b e r  
D e z e m b e r

1911 1912
89 263 600 1 4 0 2 6 0 2 0 0

102 566 000 166 761 172
132 730 900 124 258 300
150 5 5 0  200 133 9 8 0 5 0 0
106 147 800 116 775 400

88 830 300 138 6 8 9 8 7 5
119 754 350 110 4 7 7  550

80 946 100 67 400 9 0 0
51 850 600 52 967 500
93 726 600 —

99 969 600 —

77 798 700 —

1 194 134 750

Preise der w ichtigsten Kohlen-, Erz-
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1911 
J a n u a r  . . . 11,50 11,62 15,50 11,60 16,50 66, - 6 4 , - 7 0 , - 70,50
F e b r u a r  . . . 11,50 11,62 15,50 11,60 16,50 6 6 , - 6 4 , - 7 0 , - 69,50
M ä rz  . . . . 11,50 11,62 15,50 11,60 16,50 6 6 ,— 6 4 , - 70 ,— 69,50
A pril . . . . 11,25 11,62 15,50 H ,6 0 16,50 6 6 , - 6 4 , - 70,— 6 8 , -
M ai . . . . 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 6 6 , - 64 ,— 70,— 6 8 , -
J u n i  . . . . 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 6 6 , - 64,— 70,— 68,—
J u l i  . . . . 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 6 6 , - 64 , — 70,— 6 8 , -
A u g u s t  . . . 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 6 6 , - 6 4 , - 7 0 , - 68,—
S e p te m b e r  . . 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 66,— 64,— 70,— 68,—
O k t o b e r . . . 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 69,75 66,75 73,50 65,—
N o v e m b e r  . • 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 69,75 66,75 73,50 66,—
D e z e m b e r  . . 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 70,50 67,50 74,50 68,50

1912
J a n u a r  . . . 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 70,50 67,50 74,50 66,50
F e b r u a r  . . . 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 73,50 7 0 , - 77,50 69,—
M ä rz  . . . . 11,25 11,62 15,50 11,60 16,50 73,50 7 0 , - 77,50 69,—
A pril . . . .  
Ma i  . . . .

1 2 , - 12,62 16,50 11,60 16,50 73,50 7 0 , - 77,50 72,—
1 2 , - 12,62 16,50 11,60 16,50 73,50 7 0 ,— 77,50 72,—

J u n i  . . . . 12,— 12,62 16,50 11,60 16,50 73,50 70,— 77,50 72,—
J u li  . . . . 12,— 12,62 16,50 12,20 17,50 73,50 7 0 ,— 77,50 74,—
A u g u s t  . . . 1 2 ,— 12,62 16,50 12,20 17,50 73,50 7 0 , - 77,50 7 9,—
S e p te m b e r  . . 1 2 , - 12,62 16,50 12,20 17,50 73,50 7 0 , - 77,50 8 4 , -
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Der deutsche Kohlen-, Eisen* 
und ErzmarKt.

(S ie h e  d a s  S c h a u b ild  a u f  S . 733)

D ie  g ü n s t ig e  L a g e  d e r  K o h le n -  u n d  E is e n in d u 
s t r i e  s p ie g e l t  s ic h , a b g e s e h e n  v o n  d e r  e rh ö h te n  
K ohlen- u n d  R o h e is e n e r z e u g u n g  s o w ie  d e n  v e r 
s tä r k te n  V e r s a n d z a h le n  d e s  S ta h lw e rk v e rb a n d e s ,  
v o r  a lle m  in  d e n  e r h ö h te n  P r e is e n  w ie d e r .  
D as  K o h le n s y n d ik a t  h a t  s c h o n  s e i t  A p ril t r o t z  d e r  
S o m m e rz e it  e in e  P r e is e rh ö h u n g  e in t r e te n  l a s s e n ;  
e in e  w e i te r e  P r e is e rh ö h u n g  i s t  im  O k to b e r  
g e fo lg t .  D ie  E is e n p re is e  h a b e n  n o c h  le b h a f te r  a n g e 
z o g e n , w ie  d ie  n a c h fo lg e n d e n  D u r c h s c h n it ts p r e i s e  
a m  b e s te n  e rk e n n e n  la s s e n .  D ie  P r e is s te ig e r u n 
g e n  d a u e r te n  b is  in  d ie  l e t z te  Z e it h in e in  fo r t  
u n d  w e rd e n  s ic h  v e rm u t l ic h  w e i te r  fo r t s e tz e n ,  
d a  d ie  W e rk e  n o c h  s e h r  s ta r k  b e s c h ä f t ig t  s in d  u n d  
d e r  A b ru f d e r  w e i te r v e ra r b e ite n d e n  In d u s t r ie  
s te l le n w e is e  r e c h t  d r in g e n d  g e w o r d e n  is t .  E in e  
v o rü b e rg e h e n d e  A b fla u u n g  d e s  M a rk te s ,  b e s o n 
d e rs  fü r  S ta b e i s e n ,  d ie  im  J u li  u n d  A u g u s t  h e r 
v o r t r a t ,  w a r  w o h l m e h r  a u f  H ä n d le rk re is e  z u rü c k 
z u fü h re n .  F ü r  d ie  P r e is e rh ö h u n g  fä llt  a u c h  b e  
s o n d e rs  d e r  U m s ta n d  in s  Q e w ic h l ,  d a ß  d ie  e in 
z e ln e n  V e rb ä n d e  f e s tg e fü g t  d a s te h e n  u n d ,  s o w e i t  
V e r lä n g e ru n g e n  n ö t ig  w a re n ,  d ie s e  b e r e i ts  a u s 
g e s p ro c h e n  s in d  o d e r  d o c h  n a h e  b e v o rs te h e n .

Preise flüssiger Brennstoffe.
D ie  P r e is e  fü r  P e t ro le u m , B e n z in  u n d  O a sö l  

s in d  im  la u fe n d e n  J a h r e  a n d a u e r n d  g e s t i e g e n .  
D e r  V e rb ra u c h  i s t  d e r  F ö r d e ru n g  v o r a n g e e i l t ,  
z u d e m  w u r d e n  d ie  O z e a n lr a c h te n  h ö h e r .  F ü r

d a s  S te ig e n  d e r  P e t ro le u m p r e is e  k o m m t d e r  
R ü c k g a n g  d e r  a m e r ik a n is c h e n  L e u c h t  ö l  P r o 
d u k t io n  in  B e t r a c h t ,  s o w ie  d ie  B e e n d ig u n g  d e r  
P re is k ä m p fe  z w is c h e n  d e r  S ta n d a r d  O il C o . u n d
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51,— 58,50 61,50 59,— 6 4 , - 131,50 113,50 n o  133,— 123,— 142,50
49,— 5 9 , - 61,50 59,50 6 4 , - 131,50 113,50 n o — 133,— 123,— 142,50
49,— 59,— 61,50 59,50 6 4 , - 131,50 107,50 110,— 1 3 3 , - 123,— 142,50
49,— 5 9 , - 61,50 59,50 6 4 , - 133,— 107,50 110,— 132,— 1 2 2 , - 138,50
4 9 , - 59,— 61,50 6 1 ,— 6 5 , - 133 ,— 105,— 110,— 132,— 122,— 137,50
4 9 , - 5 9 , - 61,50 61,— 6 5 , - 133,— 102,50 110,— 132,— 122,— 136,50
4 9 , - 6 0 , - 61,50 61,50 6 5 , - 131,50 100,50 110,— 131,— 121,— 137,50
49,— 60,50 61,— 61,50 6 7 , - 131,50 102,50 110,— 131,— 121,— 137,50
49,— 6 1 , - 61,— 63,— 68,— 131,50 102,50 n o  131,— 121,— 137,50
48,— 6 2 , - 6 2 , - 64,50 7 2 , - 131,50 102,50 n o , — 131,— 121,— 137,50
4 8 , - 6 2 , - 6 2 , - 64,50 72,— 131,50 104,50 n o - 135,50 125,50 141,25
48!— 6 2 - 6 2 , - 64,50 72,— 133,50 109,— n o - 138,50 1 2 8 , - 142,50

48,— 62,— 64,50 7 2 , - 135,— 1 1 1 , - n o , — 141,— 131,— 143,50
50,— 6 5 , - — 68,50 77,— 1 3 9 , - 1 H . - 110,— 143,50 133,50 143,50
50,— 65,— — 68,50 7 7 , - 139,— l l  3,50 n o - 1 4 5 , - 135,— 143,50

65,— _ 68,50 7 7 , - 1 3 9 , - 117,50 n o - 143,50 133,50 145,—_ 6 5 , - — 68,50 77,— 141,50 1 2 0 , - n o , — 143,50 133,50 145,—__ 65,— _ 6 8 , - 7 7 , - 141,50 1 2 0 , - l l O - 143,50 133,50 145,—_ 65 ,— _ 68,50 77,— 141,50 120,25 l l  2,50 143,50 133,50 145,—_ 65 ,— _ 68,50 77,— 141,50 122,50 112,50 143,50 133,50 1 4 5 ,-
— 6 5 , - — 68,50 7 7 , - 141,50 1 2 4 , - 112,50 143,50 133,50 145,—
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d e n  G a l iz ie rn  in  D e u ts c h la n d ,  w e lc h e  d e n  T r u s t  
v e r a n l a ß t  h a t ,  n u n m e h r  w i l lk ü r lic h  d ie  P r e is e  
h in a u f z u s e t z e n .  A u c h  d ie  A u fn a h m e  d e r  R o h ö l -  
u n d  H e i z ö l f e u e r u n g  s e i t e n s  d e r  K r ie g s -  u n d  
H a n d e ls m a r in e n  z a h lr e ic h e r  L ä n d e r  v e r r in g e r t  d ie  
fü r  d ie  L e u c h tö ld a r s t e l l u n g  u n d  d e n  L e u c h tö l 
h a n d e l  v e r f ü g b a r e n  V o r rä te .

A u to m o b ils p o r t ,  L u f ts c h if f a h r t  u n d  F lu g w e s e n  
h a b e n  s ic h  s ta r k  a u s g e d e h n t  u n d  v ie l B e n z in  
b e a n s p r u c h t ;  d a n e b e n  w ird  B e n z o l m it  E r fo lg  fü r  
m o to r i s c h e  Z w e c k e  m e h r  u n d  m e h r  v e rw e n d e t  
u n d  i s t  a u c h  im  P r e is e  g e s t i e g e n .  W a h rs c h e in 
l ic h  w ird  d e r  z u n e h m e n d e  V e rb ra u c h  v o n  B e n z o l

z u m  B e tr ie b  v o n  S c h i f f s m o to re n  u n d  z u  B e le u c h 
t u n g s z w e c k e n  w e i te r e  P r e is e r h ö h u n g e n  z u r  F o lg e  
h a b e n .  Im  J a h r e  1911 s t i e g e n  d ie  P r e is e  fü r  9 0 p ro -  
z e n t ig e s  H a n d e ls b e n z o l  a m  L o n d o n e r  M a rk t  von  
7V2 d E n d e  J u n i  a u f  11 d  M it te  O k to b e r  u n d  auf 
1 s  im  D e z e m b e r , w ä h r e n d  d e r  P r e is  A n fa n g  d es  

J a h r e s  1912 w ie d e r  a u f  1 0 7 s d  f ie l. D e m  e n t 
s p ra c h e n  in  D e u ts c h la n d  N o t ie r u n g e n  v o n  e tw a  
15,94 b z w . 23,37 ( J u n i - O k to b e r ) ,  25,50 (D e z e m b e r )  
u n d  22,31 M  fü r  100 k g .

V on  J a n u a r  b is  S e p te m b e r  d . J .  s t e l l t e n  s ic h  
d ie  D u r c h s c h n i t t s p r e i s e  fü r  B e n z in , P e t ro le u m  
u n d  G a s ö l  w ie  fo lg t :

L o n d o n  
P r im a  B e n z in

1 G a llo n  
in  S c h ill in g  
u n d  P e n c e

W ie n
L e ic h tb e n z in  

0 ,690 b is  0,700 
s p e z . G ew .

100 k g  in  K ro n e n

M o to r e n b e n z in  
0,730 b is  0,740 

s p e z .  G ew .

N e w  Y o rk

P e t ro le u m  
S ta n d .  W h ite

F a ß  in  D o lla r

H a m b u rg
G a l iz is c h e s
P e t r o l e u m

50 k g  in  M a rk  
( u n v e r z o ll t )

L o n d o n

G a sö l

1 G a llo n  
P e n c e

J a n u a r  . .

F e b r u a r . .

M ä rz  . . . 
A p ril  . . . 
M ai . . . 
J u n i  . . . 
J u l i  . . . 
A u g u s t  . . 
S e p te m b e r .

1 27a 
1 2*/s 

b is  
1 5 

6 
6 
6 6 6 
6 6

27

297,

297s b i s  31 
35 
41
43
44
44
45

17

19

19 b is  20,50 
24
29
30

7,50 b is  7,85 8,20 b is  8,50

8,10 8,50

8,20
8.45 
8,60 
8,60
8.45
8.35
8.35

8,50 
8 ,50  b i s  9.10

9.15
9.15
9.15
9.15 
9,10

F ü r  d ie  T o n n e  B e n z o l  u n d  T e e r  la g e n  d ie  
D u r c h s c h n i t t s p r e i s e  v o n  1900 b is  1910 w ie  f o lg t :

27a
3

37s
37s
4
47.

B e n z o l T e e r B e n z o l T e e r
M M M M

1900 . . . 178,— 23,10 1906 . . . 215 ,— 21,80
1901 . . . 197,50 26,60 1907 . . . 191,80 21,30
1902 . . . 2 1 0 , - 27,40 1908 . . . 170,— 20,55
1903 . . . 210,30 23,20 1909 . . . 158,90 20,70
1904 . . . 211,— 24,70 1910 . . . 148,10 20,60
1905 . . . 211,50 23,40

M
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III. MITTEILUNGEN
AUS LITERATUR UND PRAXIS; BUCHBESPRECHUNGEN. 

WELTWIRTSCHAFTLICHES.
Deutsch-Ostafrika als Siedlungsgebiet 

für Europäer unter Berücksichtigung 
Britisch-Ostafrikas und Nyassalands. Be
richt der unter Führung des dam aligen 
Unterstaatssekretärs Dr. v o n  L in  d e  - 
q u i s t  im Jahre 1908 nach Ostafrika 
entsandten Kommission (Schriften des 
Vereines für Sozialpolitik 147. Bd. Er
ster Teil). Leipzig 1912, Duncker & 
Humblot.

Der Verein für Sozialpolitik hat sich 
neuerdings die Aufgabe gestellt, die 
Tatsachen, Bedingungen und Erfolge 
der europäischen Ansiedlung und Arbeit 
in der heißen Zone zu untersuchen. 
Er hat zu diesem Zweck einen Arbeits
plan aufgestellt, der bei den Erhebun
gen als allgemeine G rundlage diente.

Einer eingehenden Erörterung sollen 
die wirtschaftlichen und gesundheit
lichen Verhältnisse bei den U ntersu
chungen über die Besiedlungsmöglich
keit unterzogen werden. Hierbei wird 
die Frage aufgew orfen, wie sich der 
landwirtschaftliche G roßbetrieb und der 
bäuerliche Kleinbetrieb durch W eiße 
und durch Farbige gestalten. Die Auf
merksamkeit der Kommission wurde 
weiter auf die Verhältnisse in Handel 
und Industrie gelenkt. Zum Schluß 
des ziemlich umfangreichen P rogram 
mes w ar die Frage gestellt, wie die 
Ansicht der w eißen Ansiedler selbst 
über die Aussichten der Besiedlung und 
Fortpflanzung sind.

Der Reiseplan sah vier G ebiete zur 
Untersuchung der Siedlungsverhältnisse 
vor: Britisch-Ostafrika, die nördlichen 
und südlichen Hochländer Deutsch-Ost
afrikas und Britisch-Nyassaland.

Zunächst bereiste die Kommission 
britisches Gebiet. Nach den von engli
schen Gewährsm ännern gemachten Aus
führungen bestehen hier die gleichen 
günstigen klimatischen Bedingungen 
für dauernde Besiedlung und Fort
pflanzung von Europäern sowie für 
lohnende Viehzucht wie in Deutsch- 
Ostafrika.

Die Tätigkeit der w eißen Ansiedler 
ist hauptsächlich auf Viehzucht gerichtet, 
ferner auf den Anbau tropischer Ge-

wächse, in erster Linie von Kaffee, so
wie auf den Anbau europäischer G e
treide- und G em üsearten.

D er Bericht w eist darauf h in , daß 
die erst 10 Jahre zurückliegenden Ver
suche, W eiße in Britisch Ostafrika an
zusiedeln, zweifellos anfänglich ganz 
geringe Erfolge gehabt haben. Der 
G rund hierfür lag in dem m inderw er
tigen Ansiedlermaterial. Zur Zeit des 
Burenkrieges ström ten in großer Anzahl 
aus Südafrika meist arbeitslose junge 
Leute herbei, »Clerks« aus den Johan
nisburger Geschäften, ohne jede Kennt
nis von Ackerbau und Viehzucht. Hinzu 
kam noch, daß die Regierung nicht 
die w ünschensw erten Vorbereitungen 
zur Aufnahme w eißer Ansiedler ge
troffen hatte, ein Fehler, der auch auf 
deutschem G ebiete gem acht sein dürfte. 
Man hat zu Beginn der Entwicklung 
der wichtigen Landfrage keine genü
gende Aufmerksamkeit geschenkt und 
versäum t, nach einem einheitlichen 
Plane vorzugehen.

Neuerdings wird das Land verm essen, 
es wird außerhalb der Städte und 
Ortschaften entw eder als Eigentum 
oder Pachtgebiet vergeben. Ein Pacht
vertrag darf aber erst abgeschlossen 
w erden, wenn Grund und Boden in 
Bewirtschaftung genom m en und hin
reichend entwickelt ist. Das übertragene 
Eigentum wird eingezogen, wenn nicht 
innerhalb von fünf Jahren die notw en
dige Entwicklung stattgefunden hat.

Die Engländer haben eine besondere 
landwirtschaftliche Abteilung eingerich
te t, die sich die nachdrücklichste För
derung des Plantagenbaues, der Acker- 
und Viehwirtschaft angelegen sein läßt.

Sehr erm utigend sollen die Erfolge 
beim Kaffeebau sein. Als G rund für 
die kräftige Entwicklung wurde der 
gute, vulkanische Boden angegeben. Das 
Besiedlungsland innerhalb des soge
nannten Ostafrikanischen G rabens, der 
sich weit in deutsches Gebiet hinein
zieht, ist tiefgründiger schw arzer Lehm
boden von sehr günstigen physikalischen 
Eigenschaften. Er ist leicht zu bear
beiten und von großer Fruchtbarkeit.
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Die E ingeborenenverhältnisse schei
nen im allgemeinen einer w eißen An
siedlung nicht günstig  zu sein. Ein 
g rößeres Sägewerk m ußte w egen Ar
beiterm angels stillgelegt v/erden. Sehr 
geschätzt w erden in der englischen 
Kolonie die als geschulte A rbeiter gel
tenden Eingeborenen des deutschen 
G ebietes.

Die meteorologischen V erhältnisse der 
H ochgebiete sind nach A nschauungen 
des britischen G esundheitsam tes einer 
dauernden Besiedlung durch W eiße 
günstig. U eber den Umfang und die 
Häufigkeit ansteckender Krankheiten 
gingen die A nschauungen der Ansied
ler und Aerzte w eit auseinander. Die 
Kommission selbst kommt zu dem 
Ergebnis, daß sich die ansteckenden 
Krankheiten zwar ungünstig  gestalten 
können, daß sie aber bei einsichtsvoller, 
individueller Gesundheitspflege und bei 
um sichtiger sozialer Hygiene abgew ehrt 
und erfolgreich bekämpft w erden kön
nen. Im allgemeinen gew ann die Kom
m ission in Britisch-Ostafrika einen 
günstigen Eindruck.

Bei der U ntersuchung der Verhält
nisse in Deutsch-Ostafrika w urden nur 
die H ochländer in Betracht gezogen, 
da die K üstengebiete und die N iede
rungen nach dem heutigen Stande der 
Tropenhygiene als Siedlungsgebiete von 
vornherein wegfallen.

Die Tatsache, daß die physiologischen 
Lebensbedingungen für die w eiße Rasse 
erst in der kühleren Bergluft von min
destens 1000 m ü. M. gegeben sind 
und keine tropischen Krankheiten, 
besonders keine Malaria, vorherrschen 
dürfen, hat die Kommission veranlaßt, 
die G egenden am Kilimandjaro und 
Meru bis hinunter nach dem W esten 
zum Victoria-Nyansa zu bereisen , ein 
G ebiet von ungefähr 12000 qkm.

Die Grenze der klimatisch ungün
stigen N iederungen ist nicht überall bis 
1000 m zu suchen. Sie ist örtlich ver
schieden und am besten in jeder Land
schaft zu prüfen. Im allgemeinen w eist 
die Lufttem peratur in den günstigeren 
Strichen die regelm äßigen täglichen 
Schw ankungen auf, wie sie für den 
Europäer erträglich sind. Als beson
ders günstigen U mstand hebt der Be
richt das V orhandensein von m eist zu 
jeder Jahreszeit fließenden G ew ässern 
hervor, wodurch sich diese H ochebenen 
vorteilhaft vor anderen, z. B. denen 
Südwestafrikas, auszeichnen. Das W as-

ser ist vielfach ohne G esundheitschädi
gungen zu genießen. D ie  O rte sind 
frei von der M alaria, w o z. B. die 
A bw ässerung der H änge zu jeder Zeit 
ohne Tüm pelbildung vor sich geht. 
D erartige günstige Z ustände hat die 
K om mission fast allerorts auf ihrem 
Reisew eg angetroffen. W o freilich nicht 
jene günstigen V erhältnisse vorliegen, 
wurde endem ische Malaria durch Blut
untersuchung festgestellt. Bezüglich der 
Schlafkrankheit ist nach Ansicht der 
Kommission keine Befürchtung zu he
g en , denn die übertragenden Insekten 
gehören der W aldfauna W estafrikas an. 
Die übrigen vorkom m enden anstecken
den Krankheiten sind zw ar ernster Be
achtung und Bekämpfung w ert, da sie 
wertvolles farbiges M enschenmaterial 
lichten können; für die W eißen , die 
in Reinlichkeit und Gesundheitspflege 
ihren höheren Kulturzustand auch in 
den Kolonien behalten , ist die Gefahr 
nicht derartig, daß sie die Besiedlung 
in Frage stellen könnte. Die Grund
sätze europäischer Hygiene sind auch 
in den Tropen voll zur Geltung zu 
bringen. Das gilt ebenfalls für die 
großen V erkehrsw ege. Die Erfahrungen 
und B eobachtungen der Kommission 
haben zu dem  Ergebnis geführt, daß 
es in diesen, für die Ansiedlung W eißer 
durchaus geeigneten G egenden Auf
gabe der K olonialverwaltungen sein 
m uß, wie sie die in ständigem  Wachsen 
begriffene Siedlung zum jetzigen und 
künftigen W ohle des Schutzgebietes 
überw achen und vor Zersplitterungen, 
M ißerfolgen und verm eidbaren Schäden 
bew ahren kann.

Eine Beschränkung körperlicher und 
geistiger Leistungsfähigkeit ist nirgends 
zu beobachten gew esen. U eber den 
Einfluß des L ebens, fern von der hei
matlichen Kultur unter Farbigen, auf 
die Ethik und das Rasseem pfinden ist 
es nach Ansicht der Kommission schwer, 
erschöpfende U nterlagen zu erhalten. 
Im allgem einen liegen diese Verhält
nisse unter den w eißen A nsiedlern der 
H öhengebiete günstig. Entartungser
scheinungen in dem Sinne, daß Ar
beitsfähigkeit, Verantwortlichkeitsgefühl 
und sittliche Zuverlässigkeit abnehm en, 
konnte die Kommission nicht feststellen, 
w obei allerdings die Kürze der Reise
zeit in Betracht gezogen w erden muß. 
Die Zustände m ögen in anderen G e
bieten anders liegen, im allgem einen 
ist der Eindruck durchaus erfreulich.



W ELTW IR TSC H A FTLIC H ES 739

Ueber die wirtschaftlichen Verhält
nisse am Meru und Kilimandjaro konnte 
die Kommission leider kein klares Bild 
erhalten. Aus den Erkundigungen geht 
jedoch hervor, daß die U nternehm ungen 
gedeihen und lohnende Erträge ab
werfen. Die Ansiedler sind mit der 
wirtschaftlichen Lage durchaus zufrie
den, M änner wie Frauen.

Die ziemlich ausführlichen Betrach
tungen über die Produkte jener G egen
den stellen namentlich den Kaffee
bau als besonders günstig dar. Es 
sind auf größeren Plantagen Ueber- 
schüsse von 21450 M, auf kleineren von 
rd. 5800 M erzielt. Die Kommission 
ist zu der U eberzeugung gekommen, 
daß durch größere Regelmäßigkeit des 
Frachtverkehrs und die H erabsetzung 
der Beförderungskosten ein erhöh
ter und sicherer Ertrag des Kaffee
baues erzielt w erden kann. Kein so 
sicheres Urteil ließ sich bezüglich der 
Kautschuk- nnd der noch jüngeren 
Baumwollpflanzung abgeben. G rößere 
Aufmerksamkeit erfordert schon der 
Tabakbau, vornehmlich Zigarettentabak, 
der mit Erfolg angepflanzt wird. Auch 
die Viehzucht liefert günstige Ergeb
nisse.

Die Aussicht der Kolonie, ihre P ro 
dukte auf dem W eltmärkte gew innbrin
gend abzusetzen, ist zw ar noch gering, 
jedoch vorhanden. In Betracht kämen 
Kaffee, Kautschuk und voraussichtlich 
auch Baumwolle. Die Kommission 
setzt hierbei voraus, daß der Anbau 
auf ertragreichem Boden erfolgt, der 
200 bis 250 km von dem jeweiligen 
Endpunkte einer Bahnlinie entfernt ist, 
die sich etwa 400 km von der Küste 
ins Land erstrecken müßte.

Die Ergebnisse in den südlichen von 
der Kommission bereisten G ebieten 
sind annähernd die gleichen wie in 
den nördlichen H ochländern. W ieder
holt w ird in dem Bericht betont, daß 
durch den Bahnbau die Ausnutzung 
auch der N iederungen gesteigert w er
den kann, übeihaupt m üßte der Frage 
der Transportverhältnisse die größte 
Aufmerksamkeit geschenkt werden. Als 
Ab- und Zufuhrwege zur Küste können 
nur diejenigen Straßen in Betracht 
kommen, die eine V erbindung mit der 
Zentralbahn herstellen. Die Bahnlinien 
und Transportw ege müssen wegen der 
Ertragfähigkeit der Viehzucht so an
gelegt werden, daß sie von Tsetse-

fliegen nicht aufgesucht und gefährdet 
w erden können. Die Kommission hebt 
hervor, daß eine bessere Verbindung 
zwischen der Zentralbahn und der 
wichtigen Station Tsinga für die Be
siedlung von größter Wichtigkeit ist. 
Für die meisten Ackerbau- und P lan
tagenprodukte ist ein Gewinn nur 
nach Schaffung neuer Bahnlinien zu 
erw arten. Im allgemeinen m üßte das 
jetzt zur Verfügung stehende W ege
netz ausgebaut und durch dauerhafte 
Brücken ergänzt werden.

U eber Britisch-Nyassaland bemerkt 
der Bericht, daß die Arbeiterverhältnisse 
dort günstiger sind als in den übrigen 
bereisten Gebieten. Im allgemeinen ist 
die Ertragfähigkeit in den vier Gebieten 
gleich erm utigend.

Auf Grund der bei der Bereisung 
der nördlichen und südlichen H och
länder Ostafrikas gew onnenen Ein
drücke weist die Kommission die w eit
verbreitete Ansicht zurück, daß man 
erst viele Jahre w arten m üsse, wie 
sich W eiße, insbesondere Deutsche, 
mehrere Generationen lang in fremden 
Zonen, ohne Klimawechsel, ohne Blut
mischung und ohne Blutzufuhr ent
w ickeln, und ob sich dabei die N ach
kommenschaft geistig und körperlich 
auf der heimischen Kulturstufe halte. 
Eine derartig isolierte Kolonisation 
unter ungewöhnlichen sozialen Lebens
bedingungen wie in früheren Jahr
hunderten kommt kaum noch, in 
Deutsch - Ostafrika überhaupt nicht 
mehr, vor. Die heutigen Verkehrs
verhältnisse gestalten den Zusam m en
hang mit der alten Heimat viel 
inniger als in früheren Zeiten. Die 
heimische Kultur wird in den neuen 
Ansiedlungen w eiter verbreitet durch 
Briefe, Zeitschriften, Bücher u. a. m. 
Der Zuzug von neuen Ansiedlern und 
die Blutauffrischung aus europäischen 
Rassen läßt sich nicht mehr hindern.

In den letzten Jahren mehren sich 
die Stimmen der Kolonialpraktiker und 
Tropenärzte, die die Frage der Ansied
lungsmöglichkeit der tropischen Hoch
länder bejahen. Die W eißen haben 
w eder körperlich noch geistig in dem 
Klima der dortigen Hochländer gelitten. 
Das heranw achsende Geschlecht ist 
körperlich, geistig und sittlich voll
wertig geblieben, Anzeichen irgend 
w elcher Entartung sind nirgends zu 
finden.
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UNTERNEHMERPSYCHOLOGIE.
Das Persönliche im modernen Unter

nehmertum. Von Ku r t  W ie d e n f e ld .  
Leipzig i911, Duncker & Hum blot. 
M 3 , - .

Einer reizvollen Aufgabe w idm et sich 
der V erfasser in seinen geistreichen 
A usführungen mit großem  Geschick; 
er will untersuchen: tiitt im m odernen 
U nternehm en die Persönlichkeit in den 
H intergrund oder ist sie auch heute in 
den Tagen der w achsenden Vergesell
schaftung der Industrie das H aupttrieb
rad im wirtschaftlichen M echanism us?

Bei dem bedauerlichen M angel an 
einer wissenschaftlich brauchbaren bio
graphischen Literatur über den U nter
nehm er ist es nicht möglich, auf in
duktiven U ntersuchungen zu fußen. 
W iedenfeld begnügt sich daher damit, 
aus den äußeren Verschiedenheiten 
industrieller W erke Rückschlüsse auf 
den inneren Kern zu machen, »auch 
w enn man nicht einen Blick in alle 
Einzelheiten des G ebäudes hat tun kön
nen«. Da es nur möglich ist, die äuße
ren Ursachen festzustellen, bleibt un
erklärt noch ein irrationaler Rest übrig, 
und dieses unbekannte x der G leichung 
will W iedenfeld als das persönliche 
M om ent, als den Einfluß des W erk
leiters gew ertet w issen. Ein solches 
Verfahren kann aber nur als Notbehelf 
gelten, doch ist der V erfasser im gro
ßen und ganzen der G efahr geschickt 
entgangen, allzu schnelle Schlüsse zu 
ziehen und alle sonst nicht erklär
baren Erscheinungen ausschließlich als 
Ausfluß der Persönlichkeiten zu be
zeichnen, da er bei seinen Beobach
tungen von den verschiedensten G e
sichtspunkten ausgegangen is tunddurch  
eine »fortschreitende V erengerung des 
Untersuchungsteides« die zu prüfenden 
D inge im mer schärfer unter die Lupe 
genom m en hat.

indem  er zunächst die nationalen 
V erschiedenheiten des U nternehm er
typus feststel't, geht er von einer sehr 
brriten  G rundlage aus. Den Franzosen, 
den Engländer, den Am eiikaner und 
den D eutschen will er in seinen ty
pischen U nternehm ergeslalten erkennen 
und ihre A bweichungen von einander 
unter mannigfachen Gesichtspunkten be
leuchten.

A nerkennung verdient, daß W ieden
feld das abgedroschene Schlagwort vom 
französischen Rentnervolk nicht unbe-

sehen hinnimm t, sondern sich eingehend 
um die Feststellung bem üht, auf welchen 
Ursachen es eigentlich beruht, daß der 
econom icalm anderklassischenN ational- 
Ökonomie auf Frankreichs Boden nicht 
gedeihen will oder höchstens als aus
ländischer Einfuhrartikel vorkommt. Mit 
Recht w eist er darauf hin, daß dem 
heutigen Franzosen trotz aller dem o
kratischen Staatsform en Colbert und 
N apohon  I. noch im m er die w irt
schaftspolitischen Ideale sind: das
Fiasko des m anchesterlich freihändle
rischen N apoleon III. zeugt von der 
Beharrlichkeit, mit der man jenseits der 
Vogesen noch an der Tradition hängt. 
D as brave Mittelmaß« stützt sich lieber 
auf die Krücke der staatlichen Unter
stützung und kann sich, obw ohl sach
liche G ründe in der Tat nicht gegen 
G roßunternehm ungen sprechen (z. B. 
im N orden reiche Lager von Kohle, 
im O sten von Eisenerzen, die zur Be
triebskonzentration gut geeignet w ären), 
nicht entschließen, das Risiko der mo
dernen Riesenwerke auf sich zu nehmen. 
Die staatliche Schuldverschreibung ist 
beliebter als das Industriepapier, und 
so ragt denn im Franzosen noch »ein 
Stück m ittelalterlicher Menschheit« in 
das G etriebe des m odernen W irtschafts
lebens hinein: D er typische französische 
G eschäftsm ann verdient eigentlich noch 
gar nicht die Bezeichnung »Unter
nehm er«, und die ökonom ische Neuzeit 
klopft an die Tore Frankreichs nur in 
G estalt des E inw anderers, der, deut
scher oder belgischer Herkunft, vor 
allem im O sten die reichen Boden
schätze zu heben sich bem üht, die der 
übervorsichtige und zu w enig w age
mutige Eingeborene ihm zur Ausbeutung 
in m oderner U ntem ehm ungsform  über
läßt.

Den Antipoden zu diesem  rückstän
digen G eschäftsgebaren treffen w ir da
gegen in E ngland, den V ereinigten 
Staaten und in D eutschland an, aber 
auch nicht in einheitlicher G estalt; 
nationale Eigenheiten haben ihm seinen 
Stempel aufgedrückt, der ihn von den 
anderen Völkern scharf abhebt. In Eng
land ist es selbst im Bergbau, der in 
A nbetracht seiner großen Kapitalien 
und seiner w enig differenzierten Er
zeugnisse zum Riesenbetriebe drängt, 
nicht gelungen, die Konzentration der 
G ruben in w enigen H änden durchzu
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führen ; straffere Kartellbildungen sind 
nicht anzutreffen. Das Vorherrschen 
d er Familienbetriebe, deren große Zahl 
daher rührt, daß zurZ eit ihrer Errichtung 
infolge der natürlichen Beschaffenheit 
der Kohlenlager das erforderliche Ka
pital nur gering zu sein brauchte, kann 
aber das Fehlen starker vertraglicher 
Bindungen und damit w eitgehender 
Beschränkung der V erfügungsgewalt 
des einzelnen Besitzers allein nicht er
klären. Das »Bedürfnis nach unab
hängiger, eigenwilliger, vornehm er Be
tätigung« läßt den englischen U nter
nehm er — nicht nur im B ergbau, 
sondern auch in der leichten Industrie 
— sein O hr gegen die lockenden Si
renenklänge der K onzentrationslob
redner und der Kartellpropagandisien 
verschließen: er will »Herr im Hause« 
bleiben. — Die technische Seite der 
Unternehm ungen interessiert den Eng
länder in erster Linie; der Kampf um 
die Preisfestsetzung erscheint ihm zu 
wenig aristokratisch, daher seine Ab
neigung gegen das »dumping« des 
deutschen und am erikanischen W ett
bewerbes, das ihm sittlich unerlaubt 
dünkt und dem altbew ährten englischen 
Handelsbrauch nicht entspricht. Aus 
solchen Erw ägungen heraus erklärt sich 
auch das Vordringen des ausländischen 
Elementes im Bankwesen, soweit es 
sich nicht um die alten Joint Stock 
Banks handelt; den G ründungsbanken 
versagt ja der Engländer diese Be
zeichnung, sie sind ihm nicht Banken 
im eigentlichen Sinne, sondern P ro 
moterfirmen. W o ein großes Risiko 
eine gew isse Skrupellosigkeit erforder
lich macht, tritt der Ausländer im eng
lischen W irtschaftsleben in den Vorder
grund; w o das Geschäft in den altge
w ohnten ruhigen Bahnen verläuft, 
herrscht der englische Einzelunter
nehmer und drückt »seinem« W erk den 
Stempel seiner Persönlichkeit auf.

Diesem Individualismus gegenüber 
erscheint jenseits des O zeans der homo 
oeconomicus in Reinkultur. »Der rein 
sachliche Gesichtspunkt des größeren 
Vorteils scheint über alle persönlich
ethischen W erte den Sieg davon zu 
tragen.« Aber ganz ausgeschaltet ist 
selbst im rationalistisch geregelten am e
rikanischen W irtschaftsleben die P er
sönlichkeit nicht. Die Verschiedenheiten 
im Aufbau der einzelnen Riesenunter
nehm ungen, z. B. des Stahltrusts und 
der E isenbahnorganisationen, finden

letzten Endes auch nur ihren Grund in 
persönlichen U nterschieden; individuelle 
E igenheiten ihrer Leiter hemmen, w enn 
auch oft nur vorübergehend, die Scha- 
blonisierung der W erke nach dem G e
sichtspunkte der allein seligmachenden 
günstigen Buchbilanz. Dies sieht W ie
denfeld aber mit Recht nur als A us
nahm eerscheinung an. Größtm ögliche 
Kapitalausnutzung ist die Parole, die 
Personen spielen eine Rolle nur als 
»Träger eines sachlich gegebenen Inter
esses«. Die »Unpersönlichkeit des 
Unternehm ertums« in den Vereinigten 
Staaten ist gleichsam eine Kinderkrank
heit des amerikanischen Kapitalismus; 
das Volk ist noch nicht reif zur »Heraus
arbeitung rein innerlicher W erte«, der 
dortige Unternehm ertypus ist ein Zei
chen m angelnder Kultur, seine Scha- 
blonisierung, bei der die Persönlichkeit 
hinter sachlichen Interessen zurücktreten 
muß, spricht aller Kultur H ohn, deren 
W esen eben Differenzierung bedeutet. 
Ein Carnegie, »dem seine Arbeit um 
einige hundert Millionen feil ist«, er
scheint als »echte Emporkömmlings
natur, als das Gegenteil einer Kultur
persönlichkeit.«

Im Inselreiche w eitestgehender In
dividualismus, in Amerika »unpersön
licher Kapitalismus«, dieseTypen stellen 
die Endpole in der Entwicklung des 
U nternehm ertum s dar. W elche Stellung 
zwischen dem »überpersönlichen« Eng
länder und dem »übersachlichen« Ame
rikaner nimmt nun der deutsche U nter
nehm er ein? — In ausgezeichneten, 
sehr eingehenden Ausführungen unter
sucht W iedenfeld das W esen des deut
schen G eschäftsm annes. Die Rücksicht 
auf den knappen hier zur Verfügung 
stehenden Raum verbietet ein näheres 
Eingehen auf die G edankengänge des 
Verfassers, der unter Berücksichtigung 
der örtlichen Verschiedenheiten und 
der sachlichen Differenzierungen den 
Gründen nachzuspüren sucht, die die 
Mannigfaltigkeit der Unternehm erfunk
tionen in den einzelnen V erbänden und 
Berufszweigen erklären könnten. Vom 
Amerikaner trennt den Deutschen der 
»Selbständigkeitsdrang des einzelnen 
U nternehm ers und der leitenden P er
sönlichkeiten«, der »stärker ist als das 
Konzentrationsbedürfnis der Industrie«. 
Dies gilt schon für Kohle und Eisen, 
wieviel m ehr also noch bei anderen 
Gewerbzw eigen, in denen die sach
lichen Betriebsgrundlagen an Bedeutung
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zurückstehen. Aber auch vom eng
lischen Typus weicht der Deutsche 
stark ab : »die Grenze, bis zu der die 
Sachtendenzen sich durchsetzen können, 
erscheint bei uns w esentlich höher 
hinausgeschoben*. D er Selbständig
keitsdrang ist beim D eutschen gem ildert 
durch den organisatorischen Sinn, die 
angeborene und anerzogene Diszipli
niertheit, die dem  überpersönlichen, in
dividualistischen Engländer abgeht.

Im deutschen U nternehm ertum  selbst 
aber herrscht eine Fülle der Gesichte, 
deren einzelne differenzierte Züge W ie
denfeld mit scharfem Blick zu erfassen 
sich bem üht. Schwere Industrie und 
Fertigindustrie, »horizontale«* und »ver
tikale« Betriebsvereinigung, die ver
schiedenen O rganisationen der M ontan
industrie in den einzelnen Revieren, 
alle diese mannigfachen Erscheinungs
form en des neudeutschen Industrialis
mus, die der V erfasser mit großer Sach
kenntnis eingehend dem Leser vor 
Augen führt, zeugen deutlich genug 
von dem im Vergleich mit Amerika 
außerordentlichen Einfluß der Persön
lichkeit, der dem deutschen U nter
nehm er trotz V ordrängens der sach
lichen Faktoren verblieben ist. »One 
m an’s theory ist also nicht ein über
w undener Standpunkt, sondern noch 
im mer und eist recht aller O rganisations
w eisheit letzter Schluß«. Das Kapital, 
das heute so manchem Sozialökonomen 
als das blinde Fatum erscheint, als der 
Vernichter der Persönlichkeit, hat in 
Deutschland den U nternehm er nicht an 
die W and gedrückt, sondern ist neben 
ihn getreten; »nicht ein V erblassen, eine 
Steigerung der Persönlichkeitsm acht ist 
das Ergebnis«. D ieser U nternehm er
typus, der den gew achsenen Anforde
rungen der sachlichen B etriebsgrund
lagen zu genügen hat, ist aber erst all
mählich entstanden: an Stelle des Typus 
Halske sind die Siemens und Krupp 
getreten; nicht Fähigkeiten, sondern 
C haraktereigenschaften sind das Ent
scheidende.

W ie steht der U nternehm er aber dem 
Kapital gegenüber ? Es herrscht zwischen 
ihnen ein ausgesprochener oder ver
steckter Kampf, den W iedenfeld scharf 
erkannt hat und klar schildert. Alle Be
m ühungen der Bankwelt, bestim m enden 
Einfluß auf das G eschäftsgebaren der 
Riesenunternehm ungen zu gew innen, 
die A useinandersetzungen auf den G ene
ralversam mlungen der Aktiengesell

schaften sind die äußeren Zeichen dieses 
Ringens. Zu w essen G unsten sich der 
Kampf letzten Endes entscheiden wird, 
läßt sich nicht allgemein Voraussagen; 
daß der Einfluß der Banken auf die 
G roßindustrie aber nicht im Vordrängen 
begriffen ist, dürfte feststehen.

So sieht denn W iedenfeld die Per
sönlichkeit im deutschen U nternehm er
tum siegreich sich behaupten. Liegt 
in ihrer H errschaft aber nicht eine G e
fah r, steht nicht zu befürchten, daß 
der Individualism us kulturfeindlich 
wirkt? Einen solchen Ausblick finden 
wir bei W iedenfeld leider nur in ganz 
knappen Z ügen; eine tiefer eindrin
gende Betrachtung w äre erw ünscht ge
w esen. Die neue Bevölkerungsschicht, 
die sich zur ökonom ischen Macht auf
schw ingt, ist nicht in den Fesseln der 
Tradition befangen, sie schafft neue 
W erte und w ertet alte, überkom m ene 
A nschauungen um. W ir erleben in 
D eutschland erst die zweite »kapita
listische« G eneration , an der Spitze 
unserer W erke stehen noch oft Männer, 
die »erst selbst aus der g roßen Masse 
der Bevölkerung, aus der Sphäre der 
U npersönlichkeit zur U nternehm er
persönlichkeit sich em porgereckt haben«, 
die »Unbehaglichkeiten der Parvenu- 
zeiten« sind daher für uns noch nicht 
überw unden. A ber aus der Gärung 
muß »jene vollere Persönlichkeit« sich 
entfalten, die »die eigenen Kräfte über 
den W illen hinaus nach allen Seiten 
hin entwickeln will und dann neue 
Schichten zu gleicher Entwicklung 
emporhebt«. Eine »materielle« Kultur 
gilt es dann zu schaffen, die der heu
tigen G eneration erst noch als Sehn
sucht vorschwebt.

Ein gedankenreiches W erk hat uns 
W iedenfeld in seiner kleinen Schrift be
schert. N ur in großen Z ügen konnten 
hier ihre G edankengänge w iederge
geben w erden. Die A usführungen mögen 
an vielen Stellen zum W iderspruch 
herausfordern; das V erlangen, das 
W esentliche herauszustreichen, hat den 
V erfasser manchm al vielleicht verführt, 
seine Schilderungen in allzu starken 
Pinselstrichen auszuführen und so 
Einzelheiten zu übersehen; als Ganzes 
aber verdient das Buch volle Aner
kennung: es ist ein H ohes Lied auf 
die Persönlichkeit, das größte Glück 
der Erdenkinder.

Dr. C a r l  E r g a n g .
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WASSERWIRTSCHAFTLICHE LITERATUR.
Besprochen von Dr. O. G o e b e l ,  Berlin.

Die Grundlagen der Schiffahrtstatistik. 
H eft 16 der Veröffentlichungen des 
Institutes für M eereskunde. Von Dr. 
W. V o g e l. Berlin 1911, E. S. Mittler 
& Sohn. M 7,—.

Das Buch ist geeignet, Aufsehen zu 
erregen. Von den unzähligen Beamten, 
Vertretern der W issenschaft, Journali
sten usw ., die sich mit Fragen des See
verkehrs beschäftigen, sind sich zwar 
die meisten dessen bew ußt, mit welcher 
Vorsicht bei Vergleich der H andels
flotten und des Schiffsverkehrs darauf 
geachtet werden m uß, in welchen 
Maßen die Schiffsgrößen angegeben sind, 
ob in Tonnen, brutto, netto oder wie 
sonst, dagegen wird es vielleicht den 
meisten unbekannt gew esen sein, wie 
wenig geeignet auch die scheinbar 
gleichartigen Angaben zu Vergleichen 
sind. Das vorliegende Buch w eist 
überzeugend nach, daß der für fast 
alle statistischen A nschreibungen in 
den Seehäfen benutzte N ettotonnen
gehalt zu einer erkünstelten G röße ge
worden ist. Er w ird nämlich durch 
gewisse Abzüge vom Bruttotonnenge- 
halt ermittelt, für die in den verschie
densten Ländern voneinander oft sehr 
erheblich abweichende Bestimm ungen 
und Auslegungen m aßgebend gew esen 
sind und noch sind. Beispielsweise hat 
oft dasselbe Schiff nach der französi
schen M essung nur den halben Tonnen
gehalt gehabt wie nach der deutschen. 
Wie so oft, ist der G rund für die 
Künsteleien in der Berechnung und da
mit für die Verfälschung der Statistik 
der Umstand, daß die Schiffsvermes
sungen der A bgabenerhebung dienen. 
Zu welchen W idersinnigkeiten das 
führt, zeigt das französische Beispiel. 
Dort sind einerseits die staatlichen 
Subventionen, anderseits die H afen
abgaben nach dem N ettotonnengehalt 
bem essen w orden. Da in der Regel 
die französischen V erm essungen in 
fremden Häfen anerkannt w urden, so 
standen zwei unüberbrückbare Interes
sen einander gegenüber, nämlich für 
einen hohen Tonnengehalt hohe Sub
ventionen zu erhalten und für einen 
niedrigen geringe Hafenabgaben zu 
zahlen. Man half sich in mehr als ge
nialer W eise dadurch, daß man für 
beide Zwecke besondere Berechnungen 
aufstellte, die in den w eitesten Grenzen

voneinander abwichen. H andelte es sich 
nur um die Erhebung von H afenab
gaben, so könnte man sich damit noch 
abfinden, es sind aber die Schiffahrt
statistiken fast sämtlich auf den ein- 
und ausgehenden N ettotonnengehalt be
zogen.

Es ergibt sich als Folgerung die große 
Unzuverlässigkeit aller Schiffahrtstati
stik, vor allem, wenn man auf ihr inter
nationale Vergleiche aufbauen will.

Diese wichtige, Jnit genauen Angaben 
und Zahlen belegte Feststellung ist 
aber nur ein Teil des Inhaltes des 
wertvollen Buches. Es untersucht in 
seinem weiteren Verlauf eine ganze 
Reihe anderer Gesichtspunkte, die auf 
die Bewertung der Schiffahrtstatistik von 
größtem  Einfluß sind. N ur einiges sei 
herausgegriffen: Die Angaben des H er
kunfthafens ergeben oft ganz falsche 
Bilder des Verkehrs mit einzelnen Län
dern. Sehr w enig Genaues besagen die 
Begriffe beladen oder leer, weil z. B. die 
im regelm äßigen Post- und Passagier
verkehr, vor allem des Küstendienstes, 
laufenden Liniendampfer dabei unter 
ganz anderen Bedingungen arbeiten 
als die Schiffe im ozeanischen Verkehr. 
W ichtig ist auch der H inweis darauf, 
daß die Beförderung derselben W aren
mengen im ozeanischen Verkehr un
gleich größere Flotten erfordert als im 
europäischen oder Küstenverkehr; z. B. 
erfordert eine Verfrachtung derselben 
Güterm enge nach Australien die zehn
fache Anzahl von Schiffen wie nach 
England. Kapitalaufwand und Schif
fahrtinteresse sind also im Verkehr 
mit fremden Erdteilen ungleich größer, 
als ein Vergleich der beförderten T on
nenzahlen gegenüber dem europäischen 
Verkehr ergibt. Ferner ist die Leistungs
fähigkeit einer Handelsflotte durch die 
Tonnenzahlen nur ungenügend be
stimmt, es fehlt ein G eschw indigkeits
koeffizient; so hat z. B. die aus dem 
Rückgang der Segelschiffahrt Ende des 
vorigen Jahrhunderts sich für manche 
Länder und Häfen ergebende Minde
rung der Tonnenzahl nicht ohne wei
teres einen Rückgang des Verkehrs 
bedeutet, da die geringere Tonnenzahl 
der für die Segler eingestellten Dampfer 
unter U m ständen einen größeren Ver
kehr bew ältigen konnte als vorher die 
Segler.
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Im dritten Teil zieht der V erfasser 
N utzanw endungen aus seinen Schlössen 
für die D arstellung der deutschen 
Seeschiffahrt. D ieser Teil zeigt, daß, 
so  vorsichtig die Schiffahrtstatistik zu 
benutzen ist, sie doch eine Reihe von 
Betrachtungsw eisen zuläßt, die bisher 
kaum angestellt w orden sind und  die 
sehr bem erkensw erte Einblicke in die 
Entw icklung eröffnen.

Viele Karten und graphische D ar
stellungen erläutern das G esagte. Alles 
im  allem wird m an das Buch als un
entbehrlich bezeichnen m üssen für 
jeden, der sich in Zukunft m it Fragen 
des Seeverkehrs beschäftigt.

Das Reichsgesetz betreffend den Aus
bau der deutschen Wasserstraßen und 
die Erhebung von Schiffahrtsabgaben 
vom 24. Dezember 1911 mit Einleitung 
und Kommentar. Von M. P e t e r s ,  
M inisterialdirektor. Berlin 1912, Julius 
Springer. 82 S. M 3,—.

D as Buch enthält m ehr, als es nach 
seinem Titel verspricht. P e te rs , den 
m an w ohl den V ater des Schiffahrt- 
abgabengesetzes nennen kann, gibt 
nicht nur den W ortlaut des G esetzes 
und die zu ihm nötigen Erläuterungen, 
sondern auch in der Einleitung eine 
D arstellung der Gesichtspunkte, die den 
G esetzgeber veranlaßt haben, in der 
E inführung von Schiffahrtabgaben über 
das bisher geltende Recht hinauszu
gehen. Nach Ansicht des V erfassers 
m ußte die N otw endigkeit der »Zusam
m enfassung der Kräfte« dahin führen. Die 
Aufgaben der Flußregulierungen sind in 
der G egenw art so groß (m an denke an 
den G roßschiffahrtweg bis zum Boden
see , an die V erbindung des Rheines 
m it der Elbe und Aehnliches mehr) und 
so  allgemein, daß es natürliche W asser
straßen, die keiner großen F lußbauten 
bedürfen , eigentlich nicht m ehr gibt. 
Bei den gew altigen M itteln, die erfor
derlich sind , m üßten viele Bauten un
ausgeführt bleiben, w enn nicht die zur 
V erzinsung heran gezogen w erden , die 
den  unm ittelbarsten Vorteil von den 
Arbeiten haben. Den E inw änden über 
Belastungen und Schädigungen des 
V erkehrs w erden die aufgestellten 
G rundsätze entgegengehalten. A bgaben 
dürfen erst dann erhoben w erden, nach
dem die vorgesehenen V erbesserungen 
und Erw eiterungen des W asserstraßen
netzes sow eit ausgeführt sind, daß der 
Nutzen für die Schiffahrt eingetreten

ist. D er für die Schiffahrt entstehende 
Vorteil soll stets größer sein als die 
Last der A bgaben. W eder Staat noch 
Gem einden dürfen an den neuen Schiff
fahrtabgaben verdienen, vielm ehr m üs
sen die eingehenden Beträge zur w ei
teren  Förderung der Schiffahrt ver
w endet w erden. Strom bauten, die für 
H ochw asserschutz und Aehnliches er
richtet sind, dürfen nicht als Grundlage 
für die Erhebung von Schiffahrtabgaben 
dienen. Nach der Auffassung von 
Peters ist auch deshalb die reichs
gesetzliche Regelung unverm eidlich ge
w esen , weil die Baukosten für Strom
verbesserungen abschnittw eise sehr er
heblich schw anken, häufig aber der 
B undesstaat, in dessen G ebiet die 
Kosten am höchsten sein w ürden , am 
w enigsten  Vorteil von der Regelung 
hat. Da treten die Strombauverbände 
des neuen G esetzes e in , die für den 
ganzen U m fang der großen, in sich 
geschlossenen deutschen Stromgebiete 
geschaffen w orden  sind und die die 
Baulast tragen. D en Schwierigkeiten 
gegenüber, die für Rhein und Elbe mit 
Holland und O esterreich bestehen, die 
den Schiffahrtabgaben nicht zustimmen 
w ollen, hat m an sich dam it geholfen, 
daß m an die Teile des G esetzes, die 
gegen die internationalen Verpflichtun
gen verstoßen w ürden , vorläufig noch 
nicht in Kraft gesetzt hat.

Die angeführten G ründe zur Einfüh
rung der Schiffahrtabgaben sind schwer
w iegend; der Reichstag hat sich ihnen 
bekanntlich nicht verschlossen. Aber 
den W iderstand gegen  die Schiffahrt
abgaben führt Peters doch wohl mit 
U nrecht auf m angelnde wirtschaftliche 
Logik zurück. Er entsprang in letzter 
Linie der Befürchtung, daß w enn ein
mal die A bgabenfreiheit grundsätzlich 
aufgehoben is t, der Staat es in der 
H and hat, den Verkehr auf den Strömen 
unter U m ständen gegen die Interessen 
der Schiffahrt w irtschaftspolitischen und 
fiskalischen Zwecken unterzuordnen.

Die Aufgaben des Wasserbaues und 
ihr wirtschaftlicher Zusammenhang. Von 
Prof. R. H a l t e r .  Salzburg, Mayrische 
Buchhandlung, M ax Sw atschek. 75 S. 
M 1,60.

Das W erkchen g ib t einige Vor
träge w ieder, die der V erfasser, Pro
fessor an der T echnischen Hoch
schule W ien, in den wissenschaftlichen 
H ochschulferienkursen in Salzburg 1911 
gehalten h a t  Auf die Form  der Vor-
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frage sind w ohl gew isse M ängel des 
Buches zurückzuführen. Es hält eine 
nicht immer glückliche Mitte zwischen 
allgemeiner und fachm ännischer Dar
stellung, greift für den um fassenden 
G egenstand zu viel auf österreichische 
Verhältnisse zurück und stört den reichs- 
deutschen Leser durch A nwendung 
vieler östetreichisch - deutscher Aus
drücke und Satzbildungen, die man im 
“täglichen Leben nicht zu beanstanden 
braucht, die aber in die Literatur nicht 
eindringen sollten. Trotz dieser Ein
w endungen kann man das W erkchen 
begrüßen. Es fehlte bisher so sehr an 
zusam m enhängenden Darstellungen der 
verwickelten und verzweigten Auf
gaben des W asserbaues und seiner 
Bedeutung für die Allgemeinheit und 
den  Einzelnen, es w erden so viele Feh
ler auf diesem G ebiete gem acht, daß 
■eine kurze Erläuterung aller in Frage 
komm enden G esichtspunkte, wie sie 
die Vorträge von Professer H alter brin
gen , von zweifellosem W ert ist. Ins
besondere hervorgehoben wird von 
Halter der Einfluß der W asserbauten 
und Flußregulierungen auf die Ver
änderung der natürlichen Abflußvor
gänge, der Hochwasserschutz, die W as
serkraftnutzung und die Geschiebefrage. 
Kurz gestreift wird der W asserstraßen
verkehr. Betont wird die Notw endig
keit besserer Beobachtungen und Mes
sungen der W asserverhältnisse, da bei 
d er Unübersehbarkeit aller jeweils mit
wirkenden Ursachen und Begleiterschei
nungen die theoretischen Berechnungen 
auf keinem Gebiet so der N achprüfun
gen bedürfen wie beim W asserbau, ins
besondere beim Hochwasserschutz.

Die Grundwasser mit besonderer Be
rücksichtigung der G rundw asser Schwe
dens. Von Prof. Dr. J. G. R ic h e r t .  
München und Berlin 1911, R. Olden- 
bourg. M 4,50.

Wie der Verfasser im V orwort be
tont, ist das Buch in der Hauptsache 
für W asserbauingenieure bestimmt. Es 
enthält nach einer kurzen allgemeinen 
Darstellung der Entstehung, Art und 
Beschaffenheit verschiedener G rund
wasserström e ausführliche durch Zeich
nungen und mathematische Berech
nungen erläuterte Besprechungen der 
W ege, die man zur Feststellung der 
Ergiebigkeit und der Herkunft der 
G rundw asserström e einschlagen muß, 
ehe man das W asser zur V ersorgung 
von Städten heranzieht. Als Beispiele

sind die Vorarbeiten des näheren be
sprochen, die man zur W asserbeschaf
fung für die schwedischen Städte G oten
burg, Malmö, Upsala und Gäfle vorge
nomm en hat. U eber das engere Fach
interesse hinaus geht die allgemeine 
Schilderung der verwickelten und eigen
artigen G rundw asserverhältnisse Schwe
dens. Aus den schwedischen Versu
chen lassen sich viele Gesichtspunkte 
für das Vorgehen zur W assererschlie
ßung gew innen, w o schwierige geolo
gische Bildungen die unter einfachen 
V erhältnissen üblichen Arten der 
W asserbeschaffung ausschließen. Zu 
den vom Verfasser besonders einge
hend dargestellten W egen gehört die 
künstliche Einleitung von Oberflächen
w asser in G rundw asserström e, um die 
letzteren ergiebiger zu machen und dem 
eingeleiteten O berflächenw asser zu
gleich die günstigen Eigenschaften 
guten G rundw assers zu verleihen.

Der Ostkanal ein Wirtschaftskanal von 
der Weichsel nach den Masurischen Seen. 
Von Baurat Prof. E h le r s .  Berlin 1912, 
Wilhelm Ernst & Sohn. M 3,60.

Der Verfasser erläutert unter Beifü
gung von Karten und Zahlenaufstellun
gen nach der wirtschaftlichen und tech
nischen Seite den Plan eines Kanales, 
der die Weichsel unw eit Thorn mit 
den Masurischen Seen verbinden, also 
die südlichen Teile der Provinzen 
W est- und O stpreußen aufschließen 
soll. Die W eichsel ist bekanntlich mit 
der O der und der Elbe verbunden, es 
w ürde also die Ausführung des O st
kanales die genannten Provinzen in un
mittelbare Verbindung mit Berlin und 
anderen Städten bringen, in denen ein 
M assenabsatz der Erzeugnisse des 
O stens möglich ist.

Neben der Verbilligung der Frachten 
für die landwirtschaftlichen M assener
zeugnisse versprechen sich die U rheber 
des P lanes von dem Kanal noch erheb
liche wirtschaftliche Förderung W est- 
und O stpreußens nach anderen Rich
tungen: Sie wollen z. B. durch den 
Kanal große Flächen bisher w enig ge
nutzter Moore und anderer versumpfter 
Ländereien verbessern und sie zum 
Teil einer N eubesiedelung durch Bau
ern erschließen; sie rechnen ferner auf 
die Ausnutzung der W asserüberschüsse 
des Kanales zur Krafterzeugung, die 
nicht nur der Landwirtschaft zugute 
kommen, sondern auch eine Industrie 
herbeiziehen soll.
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Es ist bem erkensw ert, wie auch bei 
diesem  Kanal das Bestreben hervortritt, 
dem  man erst seit w enigen Jahren 
regelm äßiger im W asserbau begegnet, 
den Kanal von vornherein nicht nur als 
Schiffahrtstraße zu entw erfen, sondern 
zugleich als Ent- und B ew ässerungs
graben und als Z ubringer für W asser
kraftwerke. Vielleicht geht der Ver
fasser aber in dieser Beziehung beim 
O stkanal etwas zu w eit; plant er doch 
sogar an vielen Stellen künstliche 
H ebung von E ntw ässerungsw asser in 
das Kanalbett, um es an geeigneten 
Stellen mit höherer Gefällstufe w ieder 
ausnutzen zu können. O b die Kosten 
dieser W asserhebungen, die der Er
richtung der Kraftstationen an den 
günstigsten G efällstufen, sowie die 
Kosten der V erteilung der Kraft längs 
der 300 Kilometer des Kanallaufes w irt
schaftlich richtig eingeschätzt sind, da
von überzeugen die gegebenen Auf
stellungen und Berechnungen nicht 
ganz. Die Baukosten der Kraftstationen 
scheinen etw as niedrig gegriffen zu sein, 
ebenso die G esam tkosten des Kanal
baues. Es kann ferner etw as zweifel
haft erscheinen, ob die Eisenbahnver
w altung angesichts des geringen Ver
kehrs, den viele in diesen G egenden 
nur aus strategischen G ründen erbaute 
Bahnen aufweisen, mit den Verfechtern 
des Kanalplanes derselben M einung ist, 
daß der Kanal den Bahnen an Stelle der 
ihnen verloren gehenden M assengüter 
vollen Ersatz in einem M ehr an anderen 
G ütern schaffen wird. W ohl aus dem 
Gefühl der Anfechtbarkeit m ancher der 
aufgestellten w irtschaftlichen Berech
nungen und Folgerungen heraus betont 
der V erfasser stark die Vorteile, die 
eine bessere Entwicklung der O stpro
vinzen für den Staat haben muß. T at
sächlich ist eine bessere Aufschließung 
und dichtere Besiedelung des deutschen 
O stens, sofern sie durch D eutsche ge
schieht, eine Lebensfrage für D eutsch
land, der gegenüber die rd. 100 Milli
onen, die der Kanal kosten soll, nicht 
zu hoch erscheinen.

Karstgebiete und ihre Wasserkräfte.
Von Th. S c h e n k e l .  W ien und Leipzig 
1912, A. H artleben. M 8,—.

Die Karstgebiete, die hauptsächlich 
innerhalb O esterreich-U ngarns liegen, 
w o sie z. B. in Kroatien, Dalmatien 
und Bosnien ausgedehnte Flächen be
decken, bieten unter dem G esichtspunkt

der W assernutzung sehr eigenartige 
Verhältnisse nach der technischen und 
der w irtschaftlichen Seite. Faltenbil
dungen und V erw erfungen haben in 
diesen G ebieten die Täler ihrer alten 
natürlichen A usgänge vielfach beraubt 
und die Flüsse gezw ungen, sich durch 
das angreifbare Kalkgebirge eigenar
tige W ege zu bahnen: Offene Fluß
läufe wechseln mit tiefeingeschnitte
nen Schluchten, g roße V ersickerungs
becken mit ausgedehnten H öhlenstrek- 
ken. Die W asserläufe em pfangen auf 
den unterirdischen Strecken teils Zu
flüsse, teils verästeln sie sich, so daß 
sie oft erhebliche Teile ihrer W asser
m engen in unbekannte Richtungen ab
geben. Die Versickerungsbecken wer
den in H ochw asserzeiten vorüber
gehend zu Seen, das H ochw asser der 
Flüsse liegt vielfach M onate gegen das 
Regenm axim um  verschoben, die W as
serführung schw ankt in weiten Grenzen. 
So günstig  die V ersickerungsbecken und 
tiefen Schluchten auf den ersten Blick 
zum Bau von Talsperren und Stauanlagen 
erscheinen, so sorgfältig m uß die tech
nische A usführbarkeit erw ogen werden, 
da die Dichtigkeit des Untergrundes 
und der Talw ände nicht im m er zweifels
frei ist. Die stark w echselnde, manch
mal w ochenlang ganz aussetzende 
W asserführung stellt vielfach nur einen 
geringen Bruchteil der Kraft dauernd 
am Schaltbrett der K raftstationen zur 
Verfügung. Dazu kommt, daß weitge
hende Rücksicht auf landwirtschaftliche 
Betriebe, die in diesen G egenden viel
fach m it künstlicher B ew ässerung ar
beiten, genom m en w erden muß.

Trotz aller Schwierigkeiten locken 
zwei G ründe im m er w ieder dazu, den 
A usbau dieser W asserkräfte ins Auge 
zu fassen, nämlich die hohen, H underte 
von M etern erreichenden Gefällstufen 
und dann die Möglichkeit, die Kraft
w erke oft unm ittelbar in die Seehäfen 
zu verlegen, w odurch für eine indu
strielle V erw ertung natürlich besonders 
günstige Bedingungen geschaffen wer
den. D aher ist die W asserkraftaus
nutzung in diesen G ebieten G egenstand 
reger spekulativer Tätigkeit österrei
chischer und frem der U nternehm er. 
D er V erfasser w eist nun Fluß für Fluß 
auf alle M öglichkeiten und Schwierig
keiten hin, und es ist bem erkensw ert, w ie 
sich unter seiner Sichtung viele der Pläne 
als Luftschlösser erw eisen, w ie bei 
m anchen Flüssen ältere K raftanlagen
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die ohne Rücksicht auf den ganzen 
Flußlauf ausgeführt w orden sind, eine 
großzügige A usnutzung für immer unter
binden, wie w ieder bei anderen zu 
wertvolle Rechte der ackerbautreibenden 
Bevölkerung einer industriellen Nutzung 
entgegenstehen. Es bleibt aber eine 
Reihe recht bem erkensw erter Möglich
keiten übrig, z. B. ein Kraftwerk bei 
St. G eorgen mit 120000 PS im Jahres
mittel, das die größte in Oesterreich- 
Ungarn überhaupt einheitlich zusam 
m enfaßbare W asserkraft sein würde. 
D er Verfasser macht über alle ihm aus
nutzbar erscheinenden größeren Kräfte 
ins einzelne gehende Angaben, z. B. 
über die Lärige der erforderlichen Ka
näle, Stollen und Rohrstrecken, den 
W asserinhalt der Stauanlagen usw., und 
faßt seine Feststellungen zusammen in 
der Angabe der Kosten der Pferdekraft 
am Schaltbrett der Kraftwerke. Man 
gew innt so einen lückenlosen Ueber- 
blick über die zur Verfügung stehen
den W asserkräfte eines ganzen, noch 
dazu technisch und wirtschaftlich be
sonders schwierige Aufgaben stellenden 
Gebietes.

Zum Schluß w arnt der V erfasser vor 
wahlloser K onzessionserteilung durch 
die beteiligten Regierungen. In dem 
noch unentwickelten Lande sind ja zur 
Zeit noch keine Abnehm er für die 
großen gew innbaren Kräfte vorhanden, 
trotzdem aber sollten nur solche Teil
anlagen gestattet w erden, die einer 
späteren vollen Ausnutzung nicht im 
W ege stehen.

Zahlreiche Abbildungen und Pläne 
erläutern die Ausführungen des Ver
fassers. Nicht ganz einwandfrei ist 
stellenweise die Sprache; sie läßt ver
muten, daß der Verfasser lange Zeit in 
slavischen Sprachgebieten gelebt hat.

Flößerei und Schiffahrt auf Binnen
gewässern mit besonderer Berücksich
tigung der H olztransporte in O ester
reich, Deutschland und W estrußland. 
Von Baurat Ka r l  E b n e r .  W ien und 
Leipzig 1912, Alfred Holder. M 15,60.

Das umfangreiche W erk bringt bis 
ins einzelne gehende D arlegungen der 
Flößerei sow ie der H olztransporte auf 
Schiffen für sämtliche W asserstraßen 
der österreichisch-ungarischen Länder 
und daran anschließend für alle dieje
nigen deutschen und russischen W asser
straßen, die zum W eitertransport des 
österreichischen Holzes dienen oder 
mit den österreichischen W asserw egen

in W ettbew erb stehen. Man gewinnt 
daher aus den D arlegungen des Ver
fassers einen fast lückenlosen Ueber- 
blick auch über die deutsche H olz
versorgung. Für jede einzelne Floß
strecke sind nicht nur die verfrachteten 
und verflößten M engen, sondern auch 
unter eingehender D arlegung der Bau
art und G röße der Flöße und der 
Schiffe zum Holztransport, der Löhne 
und Fahrtdauern, der A bgabenerhebung 
usw. die G esam tkosten der Holzver
frachtung ermittelt. Zusam m enfassend 
sind am Schluß die Holztransport- 
kosten von den verschiedensten A us
gangspunkten bis Berlin, M agdeburg, 
Mannheim und D uisburg und für 
diese Plätze vergleichsweise auch die 
Kosten der Zufuhr von der Seeseite 
(aus Schweden, Finnland, Nord-Ame
rika) angegeben. Viele Abbildungen, 
zeichnerische Darstellungen und Pläne 
erläutern das G esagte. Das W erk hat 
nicht nur wissenschaftlichen, sondern 
auch unm ittelbar praktischen W ert. Von 
allgemeineren G esichtspunkten aus sind 
insbesondere die großen Verschiebun
gen bem erkensw ert, die im Verkehr 
mit Holz eingetreten sind; die stärksten 
wohl am Rhein. W ährend früher von 
Baden, W ürttem berg und Bayern aus 
die Rheinufeilandschaften bis Holland 
hin mit Holz versorgt w urden, gelangt 
das Holz vom Oberrhein und seinen 
Zuflüssen heute nur noch in geringen 
M engen über Mainz hinaus strom ab
w ärts, w ährend jetzt das meiste Holz 
von der Seeseite kommend stromauf 
geht. 1908 z. B. stand einem Berg
verkehr von Holz an der deutsch-nieder
ländischen Grenze von 1,4 Millionen t 
nur noch ein Tal verkehr von 0,027 
Millionen t gegenüber. Andere wichtige 
Verschiebungen bahnen sich in den 
Zufuhren aus W estrußland an. Aus 
den ungeheuren Wald- und Sumpf
gebieten von Dnjepr, Niemen, Pripet, 
Beresina usw . hat man jahrzehntelang 
unbegrenzte H olzmengen entnehm en 
können. Es m ehren sich aber die An
zeichen, daß der Raubbau allmählich 
die Vorräte erschöpft. Sollte das tat
sächlich der Fall sein, so m üssen tief
gehende V erschiebungen in dem ge
sam ten W asserverkehr auf den Flüssen 
und Kanälen O stdeutschlands eintreten, 
da der T ransport des russischen Holzes 
bisher einen sehr wesentlichen Teil 
des Gesamtverkehrs dieser W asser
straßen gebildet hat.
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GELD-, BANK- UND BÖRSENWESEN.
Der Bankiertag In München.

Die früheren Zusam m enkünfte der 
deutschen Bankwelt (Frankfurt a. M., 
Berlin, H am burg) verfolgten in erster 
Linie den Zweck, gegen die bestehende 
B örsengesetzgebung und die ganze, den 
Banken nicht w ohlw ollende Politik an 
zukämpfen. D er Erfolg ist nicht ganz 
ausgeblieben. Die letzte Novelle zum 
B örsengesetz zeigt einen Z ug des Ent
gegenkom m ens gegenüber den als be
rechtigt anerkannten W ünschen des 
Bankierstandes. Auf der diesjährigen 
T agung brauchte man deshalb den 
alten Faden nicht weiterzuspinnen, 
sondern konnte sich der E rörterung 
von Fragen zuw enden, die in der letzten 
Zeit in der Fachpresse eifrig besprochen 
w orden sind.

»Geeignete und ungeeignete Mittel 
zur H ebung des K urses der Staats
papiere« w urden an erster Stelle, und 
zw ar von einem M anne der Zunft, 
einem M itinhaber des bekannten Bank
hauses M. M. W arburg & Co., H am 
burg, erörtert. Er gelangt zu einer 
Verwerfung der beschlossenen oder ge
planten verschiedenen Mittel (Z w angs
käufe durch Sparkassen und V ersiche
rungsgesellschaften), w elche den K urs
stand der Staatspapiere heben sollen *). 
W enn m an sich Rechenschaft darüber 
geben wolle, ob der Kurs unserer An
leihen hoch genug oder zu niedrig ist, 
dürfe man ihn nicht schem atisch mit 
dem  frem der Anleihen vergleichen, 
sondern m üsse mit seiner Umschau im 
eigenen Lande bleiben, auf das D eutsch
land bei der U nterbringung seiner An
leihen angew iesen sei. So lange der 
Kurs höher sei a h  der aller gleich
verzinslichen m ündelsicheren W erte, 
könne er als angem essen gelten. T eueres 
Geld — die U rsache des Kursdruckes 
— sei ein Zeichen günstiger w irtschaft
licher Entwicklung, und man m üsse 
daher der M einung entgegentreten, die 
in dem unbefriedigenden K ursstand 
etw as »Beschämendes« für uns sieht. 
V ersuche, die Kursentwicklung mit 
künstlichen Mitteln zu beeinflussen, 
w ürden im m er an der M acht der all
gem einen wirtschaftlichen V erhältnisse 
scheitern. Es könne sich nur darum

J) Die gleiche Ansicht habe ich in 
meinem Aufsatz im A ugustheft 1910 
der T. u. W . ausgesprochen.

handeln, den Kurs durch zweckmäßigere 
Interventionsdienst vor allzu großen 
Sprüngen von einem T age zum anderen 
zu bew ahren und ihn in seinem  Ver
hältnis zu gleichartigen Papieren  zu be
festigen. Den von Zw angskäufen be
troffenen U nternehm ungen bürde der 
Staat ein Risiko auf, ohne sie für ein
tretende V erluste (wie z. B. in Frank
reich und England) schadlos zu halten. 
Das sei unm oralisch. Das Bemühen, 
auf die K ursentwicklung Einfluß zu 
gew innen, sei im übrigen mit dem 
G rundsatz der freien P reisbildung nicht 
zu vereinbaren — w as m ir zu weit
gehend erscheint —. Für die Banken 
empfehle sich ein allzu g roßer Bestand 
an Anleihen nicht. Sonst bestünde die 
Gefahr, daß sie , um  sich Mittel zu 
beschaffen, diesen Besitz gerade in 
einem Zeitpunkt abstoßen m üßten, 
der am ungelegensten sei. Auch von 
den anderen V orschlägen: der unent
geltlichen H inaufkonvertierung der An
leihen (gem eint sind 3-prozentige und 
3 7 2-prozentige Papiere, deren Zins
erträgnis auf den jetzt landesüblichen 
Satz von 4 vH gebracht w erden soll), 
einer steuerlichen V orzugstellung des 
Besitzes an S taatsobligationen, einer 
Lombardierung; zu A usnahmesätzen 
durch die Reichsbank (wie sie eine 
Zeit lang bestanden hat), hält der Vor
tragende nichts. Das geeignetste Mittel, 
um auf diesem  G ebiet etw as zu er
reichen, sei d ie  S c h a f f u n g  e in e s  
g r o ß e n  M a r k t e s  f ü r  S t a a t s a n 
le i h e n :  m öglichst alle Umsätze in 
Staatsanleihen m üßten sich auf dem 
großen M arkt abspielen. Daneben 
eine planm äßige Schuldentilgung, am 
besten auf G rundlage eir.es Systems 
der Z w a n g s t i l g u n g .  D ann möglichst 
w enig neue Schulden (w as natürlich 
leichter em pfohlen als praktisch durch
geführt ist). Den Einlegern bei Spar
kassen sollte nahegelegt w erden, für 
ihren Zinsenzuw achs Staatspapiere zu 
kaufen; in anderen Ländern habe man 
mit fortlaufend w iederkehrenden Auf
trägen solcher Art gute Erfolge gehabt. 
Schließlich empfiehlt der Berichter int 
Interesse einer Erleichterung des G eld
marktes die A ufhebung des Scheck
stem pels. Letzten Endes sei die Kurs
entwicklung aber nicht nur von wirt
schaftlichen, sondern auch von p o l i t i 
s c h e n  Einflüssen abhängig. W enn es
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gelange, zw ischen den G roßsiaaten ein 
gutes politisches Einvernehmen herzu
stellen, damit die Ausgaben für Rüstungs
zwecke nicht ständig w eiter erhöht zu 
w erden brauchten, dann sei das mit 
das w irksamste Mittel, an die Stelle 
des seitherigen ständigen Abbröckelns 
der Kurse auch w ieder einmal eine 
Aufwärtsbewegung treten zu lassen.

Die gefaßte Entschließung schloß sich 
den vor getragenen A usführungen an.

Der nächste Punkt der T agesordnung 
betraf »Stellung und  Aufgaben des 
Privatbankiers im heutigen W irtschafts
leben«. Die Privatbankiers fühlen ihre 
Stellung gegenüber der Ueberm acht 
der großen Aktienbanken im m er schw ie
riger werden. Um nicht allmählich 
ganz erdrückt zu w erden, denken sie 
— falls ein Redner nicht nur seine 
eigene Ansicht w iedergab — nach 
einem in Frankreich bestehenden Vor
bild (Société des Banques de Province) 
an einen Zusam m enschluß der P ro 
vinzbankiers durch Schaffung einer 
eigenen Zentralbank, die diesen den 
Zugang zum Finanzierungsgeschäft, 
das, wenn wir von w enigen besonders 
kapitalkräftigen privaten H äusern ab- 
sehen, so ziemlich gänzlich in die 
Bureaus der G roßbanken geglitten ist, 
zurückgewinnen soll, ln der einstimm ig 
gefaßten Entschließung ist ausge
sprochen, daß der Bankiertag für den 
Privatbankierstand nicht den Anspruch 
auf Staatshülfe erhebe.

»Er erw artet jedoch, daß bei g e 
s e t z g e b e r i s c h e n  und a d m i n i s t r a 
t iv e n  M a ß n a h m e n  des Reiches und 
der Bundesstaaten auf dem G ebiete des 
Bank-, Börsen-, Steuer- und G ew erbe
wesens die W irkungen derselben auf 
die Existenzbedingungen der kleineren 
und mittleren Bankfirmen in größerem 
Maße berücksichtigt w erden, als dies 
bisher der Fall gew esen ist.«

Zu dem dritten Beratungsgegenstand, 
der »zeitweisen überm äßigen Inan
spruchnahme der Reichsbank«, hatte 
kein geringerer als G eheim rat Helffe- 
rich, einer der Direktoren der D eutschen 
Bank, bekannt durch seine w issen
schaftlichen Arbeiten über das G eld
wesen, den einleitenden V ortrag über
nommen. Er legt dar, daß in den 
letzten 20 Jahren der ungedeckte N oten
umlauf der Reichsbank und zugleich 
die Spannung zwischen höchstem  und 
niedrigstem Betrage dieses nicht ge
deckten Notenum laufes ganz gewaltig

gew achsen sei — entsprechend dem 
W achstum aller w irtschaftlichen Be
tätigung ü b erhaup t3). Leider habe die 
Reichsbank den vermehrten Ansprüchen 
an ihre Elastizität keine entsprechende 
Zunahm e an innerer Kraft, vor allem 
keine angem essene Erhöhung des Bar
bestandes gegenüberzustellen vermocht. 
Für die Vergangenheit liege in dieser 
Feststellung keine Verurteilung, denn 
die Nachteile w ürden reichlich durch 
die kräftige Entfaltung unseres W irt
schaftslebens aufgew ogen; für die Zu
kunft bleibe aber doch zu fragen, ob 
und wie die nicht unbedenkliche Er
scheinung ohne Erschütterung der all
gem einen W irtschaft abzustellen oder 
zu mildern sei. G eheim rat Helfferich 
empfiehlt eine weitere energische För
derung der bargeldlosen Zahlweise und, 
um diese Förderung wirksam zu er
reichen, vor allem die Abschaffung des 
Scheckstempels. »Diese Lumperei von 
3 Millionen M Jahreseinnahm en wiegt 
federleicht gegenüber den Schäden, die 
der Stempel anrichtet.« Auch die kleinen 
Noten der Reichsbank (früher durfte 
sie bekanntlich kleinere Abschnitte als 
100 M nicht ausgeben) seien ein Fort
schritt. D agegen w äre die Annahme 
verzinslicher D epositen nur ein schw erer 
Ballast für die Reichsbank. Viel wich
tiger sei d ie  H e r a n z ie h u u g  v o n  
G o ld  aus dem Auslande, das dann 
natürlich auch festgehalten w erden 
müsse. Von 1896 bis 1911 hat die 
Reichsbank 2126 Millionen M Gold an
gekauft, davon aber w ieder 2000 Mil
honen M an den Umlauf im Inland, die 
Industrie und ins Ausland abgegeben, 
som it nur 126 Millionen M festhalten 
können. Die G iroguthaben w iesen eine 
unzulängliche Entwicklung auf. W ährend 
1896 auf 1 M G uthaben ein Umsatz 
von 307 M kam, stand in 1911 I M  
Guthaben ein Umsatz von 597 M gegen
über. Es sei som it eine V erm ehrung

2) Ein Vergleich der Durchschnitte 
des Jahrfünfts 1891 bis 1895 m it den 
Ziffern für 1911 ergibt das Folgende:
Der deutsche A ußenhandel stieg von
7,1 auf 17,8 Milliarden M, unsere Koh
lengew innung von 96 auf 235 Millionen 
t, unsere Roheisenproduktion von 4,5 
auf 13,6 Millionen t, die auf den deut
schen Bahnen beförderte G üterm enge 
von 24,5 auf 60 Milliarden tkm, der
Einlagebestand bei den Sparkassen von
6 Milliarden auf 18 Milliarden M.
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der G iroguthaben anzustreben, und die 
Bankwelt dürfe im Interesse dieser 
V erm ehrung auch vor einer E rm äßigung 
der gegenw ärtig  gültigen Zinssätze 
im D epositengeschäft nicht zurück
schrecken. M an solle versuchen, durch 
planm äßiges Zusam m engehen der Bank
w elt die H erabsetzung herbeizuführen. 
D er G rundgedanke dieser A usführungen 
ist, um  dies etw as deutlicher heraus
zuschälen, der: W enn die Banken 
w eniger Zinsen zu vergüten haben, 
dann brauchen sie nicht so wie jetzt 
auf m öglichst restlose zinstragende 
Anlegung der ihnen an vertrauten G elder 
zu sehen. Sie können sich liquider 
m achen, d. h. größere K assenbestände 
(eingerechnet die G iroguthaben bei der 
Reichsbank) unterhalten, so daß sie 
behufs Geldbeschaffung nicht gleich 
zu W echseldiskontierungen und Ent
nahm en von Lom barddarlehen schreiten 
müssen.

Mit einer kurzen Besprechung von 
»Fragen aus der Bankpraxis« (u. a. die 
Gefahren von G eschäftsabschlüssen mit 
unerkennbaren G eisteskranken, Be
kämpfung des Bucketshop-Unwesens) 
schloß der Vierte deutsche Bankiertag.

S e ip p .
Großbetrieb und Monopol im deutschen 

Bankwesen. Eine populäre Studie von 
Dr. P a u l  H a u s m e i s te r .  Stuttgart 
1912, A rthur Dolge. M 2,—.

D er V erfasser der vorliegenden Ab
handlung lenkt die Aufmerksamkeit auf 
die sich m ehr und m ehr festigende 
M achtstellung unserer G roßbanken und 
die Rückwirkung dieser Entwicklung 
auf Industrie und W irtschaft.

D a die industriellen U nternehm en, 
w enn anders sie leistungsfähig sein 
w ollen, ihren pekuniären Rückhalt bei 
den G roßbanken suchen m üssen, haben 
es diese kraft ihrer gem einsam en Macht
stellung in der H and, jenen U nterneh
m ungen gew isserm aßen ihre Bedin
gungen zu diktieren. Je um fangreicher 
und kapitalkräftiger ein Betrieb ist, um 
so nachdrücklicher w ird er von den 
Bankgruppen in deren eigenstem  Inter
esse, vornehmlich durch ausgiebige 
G ew ährung des sogenannten Akzept

kredites, gestü tzt, w ährend m an den 
kleineren, volkswirtschaftlich vielleicht 
ebenso wertvollen U nternehm ungen den 
Rücken w endet. Die m ittelbare Folge 
dieser Sachlage ist die Zentralisierung 
des industriellen U nternehm ertum s unter 
der V orherrschaft der G roßbanken; es 
bilden sich Syndikate, Kartelle, Truste.

Zu den sonstigen vom Standpunkt 
einer nationalwirtschaftlichen Erstar
kung w enig w ünschensw erten Neben
w irkungen der M onopolstellung der 
G roßbanken und der Zentralisierung 
der von ihnen abhängigen Unterneh
m ungen rechnet der V erfasser auch die 
vielfach beobachtete Erscheinung, daß 
die V erw ertung von Erfindungen in 
ganz D eutschland solange erheblichen 
Schwierigkeiten begegnet, bis der Er
finder den von einem  großen Industrie
kartell gebo tenen , m eist sehr geringen 
A nkaufpreis für sein P aten t angenom
m en hat, w odurch eine einigerm aßen 
preisw erte A usnutzung der Patente im 
Inland kaum angängig erscheint.

Auf gesetzlichem  W ege den Mono
polbestrebungen unserer Bankgruppen 
w irksam entgegenzutreten , ist deshalb 
schw ierig, weil sich ihr Zusam m en
arbeiten ohne eine sie verbindende juri
stische G rundlage vollzieht. Es fehlt also 
an einem für die gesetzliche Regelung 
dieser V erhältnisse geeignetem  O bjekt

Die Besserungsvorschläge des Ver
fassers tragen einen etw as polemischen 
und som it einseitigen Anstrich. Ihm 
sind die A ufsichtsratstellen für ihre Be
sitzer zu einträglich und zu w enig ver
antw ortungsvoll. So w ünscht er unter 
anderem , daß die Aufsichtsratsmitglieder 
an dem G edeihen des Unternehm ens 
selbst finanziell beteiligt seien , etwa 
nach M aßgabe der französischen Be
stim m ungen, w onach die Berufung 
in ein C onseil d’Administration das 
Eigentum  an einem erheblichen Bruch
teil der G esam tzahl der ausgege
benen Aktien voraussetzt. Die Höhe 
der Tantiem en und die H äufung von 
Aufsichtsratstellen in einer Person 
m öchte der V erfasser einer gesetzlichen 
Beschränkung unterw orfen w issen.

H. K.
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WIRTSCHAFT, RECHT UND TECHNIK.
Der urheberrechtliche Schutz des 

illustrierten Kataloges.
Der Einleitung neuer Geschäfte, dem 

Erwerb neuer Kunden dient vornehm
lich das Inserat. Die Interessenten, 
welche auf das Inserat hin beson
dere Angebote wünschen, erhalten die 
Drucksachen der Firma, Kataloge. 
Diese Geschäftsdrucksachen werden 
heute in D eutschland, dem Range 
der Firma entsprechend, in äußerer 
Ausstattung sowohl wie inhaltlich, was 
Text und Abbildungen betrifft, so gehal
ten, daß sie sehr oft Geistesprodukte von 
höchst individueller Eigenart bilden. 
Eine Folge davon w ar und ist, daß, um 
Zeit und Kosten zu ersparen, oft wohl 
auch, weil er zur Leistung der großen 
geistigen Arbeit selbst nicht fähig ist, 
unlautere W ettbew erber diese Kataloge 
skrupellos nachdrucken.

Einen Schutz hiergegen bietet das 
Gesetz betreffend das Urheberrecht an 
Werken der Literatur vom 19. Juni 1901 
— aber nur in gewissem M aße; be
stimmte Bedingungen müssen hierzu 
eifüllt sein. Es sind eben keine Son
dergesetze, die auf das kaufmännische 
Bedürfnis zugeschnitten sind, sondern 
allgemeine Gesetze zum Schutze des 
geistigen Eigentums. Aus diesem 
Grunde bieten sie auch der Auslegung 
einen weiten Spielraum , wie zahl
reiche Prozesse beweisen. W as nun 
die kaufmännischen Schriftwerke be
trifft, so ist in einer Reihe von Reichs
gerichtsentscheidungen die Grundlage 
gegeben, auf welche sich die unteren 
Gerichte in ihren Entscheidungen zu 
stellen haben. Eine übersichtliche Zu
sammenstellung dieser Gesichtspunkte 
wird daher von Interesse sein.

§ 1 des angezogenen Gesetzes lautet: 
Nach M aßgabe dieses Gesetzes werden 
geschützt:

1. die Urheber von Schriftwerken und 
solchen Vorträgen oder Reden, 
welche dem Zwecke der Erbau
ung, der Belehrung oder der U nter
haltung dienen;

2. die U rheber von W erken der Ton
kunst;

3. die U rheber von solchen Abbil
dungen wissenschaftlicher oder 
technischer Art, welche nicht ihrem 
Hauptzwecke nach als Kunstwerke 
zu betrachten sind. Zu den Ab
bildungen gehören auch plastische 
Darstellungen.

Dieser Paragraph stimmt in vielen 
Punkten überein mit Bestimmungen 
des Urhebergesetzes vom 11. Juni 1870 
(Begründungen zu § 1 des Entwurfes, 
Drucksachen des Reichstages Nr. 97 
Seite 13), so daß für die Auslegung 
vielfach von dem Reichsgericht auf 
früher ergangene Entscheidungen Bezug 
genomm en werden konnte. So führt 
der III. Strafsenat in einer Entscheidung 
vom 5. Juli 1906 (Bd. 39 S. 100) unter 
Bezugnahme auf frühere Entscheidun
gen a u s , daß als Schriftwerk ein Er
zeugnis eigener geistiger Tätigkeit des 
Urhebers zu verstehen sei, nicht aber 
solche Erzeugnisse, die das W esen 
rein mechanisch gefertigter Arbeiten an 
sich tragen und in keiner W eise indi
viduelle geistige Tätigkeit erkennen 
lassen. Ob diese Arbeit auch wirklich 
irgend welchen W ert besitzt oder nicht, 
ist völlig gleich; die rechtliche Beurtei
lung kann nicht nach subjektiven G e
sichtspunkten, sondern nur nach ob 
jektiven Merkmalen erfolgen. Die schaf
fende Tätigkeit des Urhebers wird sich 
auch in einer bloßen Form gebung, in 
der Sammlung, Einteilung und Anord
nung des vorhandenen Stoffes äußern 
können; ebenso derselbe Senat am 6.Juli 
1908 (Bd. 41 S. 401). Die hier erwähnten 
Entscheidungen sind, soweit nicht be
sonders vermerkt, Entscheidungen der 
Reichsgerichts s t ra f  Senate, veröffent
licht in dem jedesmal angegebenen 
Bande der amtlichen Sammlung. Als 
ein Erfordernis für ein Schiiftwerk hat 
der I. Zivilsenat am 19. Dezember 1888 
(Bd. 22 S. 174/177) ausgesprochen, daß 
das Schriftwerk die Fähigkeit haben 
müsse, ein Verlagsgegenstand zu sein, 
und es wurde nun geltend gemacht, 
daß geschäftliche Reklamedrucksachen, 
wie Preislisten, Inserate usw., dem nicht 
genügten. Der III. Strafsenat hat aber 
in dem oben angezogenen Urteil vom 
5. Juli 1906 diesen Satz dahin erläutert, 
daß die Verlagsfähigkeit darin bestehe, 
daß die betreffenden Schriftwerke fähig 
sein müßten, durch Schrift mitgeteilt 
zu werden. W enn also im folgenden 
der Kürze halber nur von Katalogen 
gesprochen wird, so gilt das auch von 
Zirkularen, Inseraten usw. Als eigene 
geistige Tätigkeit ist naiüilich nicht die 
Tatsache zu betrachten, daß z. B. ein 
Katalog nebenher in fremde Sprachen 
übersetzt ist, da zur Beurteilung der 
Text heranzuziehen ist (I. Senat 13. März



752 MITTEILUNGEN

1900 Bd. 33 S. 129). Auch der Ein
w and, daß die Festsetzung der Preise 
und die sonstigen Vorarbeiten zum Ka
talog eine eigene geistige Tätigkeit 
bedeuteten , w urde vom II. Senat am
27. November 1906 (Bd. 39 S. 282) als 
nicht durchschlagend angesehen, da 
diese Arbeiten allgemeinen geschäft
lichen Zwecken dienen, nicht den be
sonderen des Kataloges; letzterer teile 
nur Tatsachen mit.

Damit ist der Begriff des Schrift
werkes auch dem Laien genügend ge
klärt; geschützt w ird es aber nur, w enn 
es dem Zwecke der E rbauung, d e r  
B e le h r u n g  u n d  d e r  U n te r h a l tu n g  
dient. Erbauung wird in den geschäft
lichen Drucksachen im allgemeinen 
wohl nicht gesucht w erden, so daß also 
hier nur entw eder Belehrung oder 
U nterhaltung in Frage kommt. Auch 
diese Begriffe sind im w eitesten Sinne 
zu verstehen, die Grenzen sind nicht 
zu eng zu stecken. Bei der Belehrung 
ist durchaus nicht irgendwelche W issen
schaftlichkeit erforderlich; es schadet 
auch nichts, wenn den Fachleuten längst 
bekannte Tatsachen w iedergegeben 
w erden (III. Senat 5. Juli 1906 Bd. 39 
S. 100); es genügt der allgemein be
lehrende Charakter. Hier braucht bloß 
an die Prospekte unserer großen elek
trotechnischen Firmen, an die bekannten 
Inserate der Nährmittelfabriken erinnert 
zu werden. W enn eine Pumpenfabrik 
in ihrem Katalog Anweisung zur Er- 
bohrung von Brunnen unter Benutzung 
der angebotenen Bohrwerkzeuge gibt, 
w enn ferner z. B. ein Chemiker seinen 
Tabletten eine G ebrauchsanw eisung bei
gibt, welche auch Diätvorschriften, eine 
Beschreibung der betreffenden Krank
heit oder dergl. enthält, so liegt offen
bar die Absicht der Belehrung vor; 
daß letztere auch erzielt wird, ist nicht 
notwendig. Als eine Belehrung wird 
nicht angesehen, w enn einfache nackte 
Tatsachen mitgeteilt w erden, also die 
Fabrikate nur beschrieben w erden und 
der Preis angegeben wird. Als be
lehrend sind vom Reichsgericht ange
sehen w orden auch A dreßbücher, Zir
kulare, Lohntarife, M arktberichte usw.

Als u n t e r h a l t e n d  sind zweifellos 
Inserate anzusehen, die in Gedicht
form — wie es z. B. früher ein bekanntes 
K leidergeschäft tat — die W aren an
preisen, ferner die kleinen Geschichten, 
welche den durch Automaten verkauften 
Schokoladentafeln beiliegen. Auch an

die oft von nam haften Schriftstellern 
verfaßten Erzählungen sei erinnert, 
aus deren Schluß erst ersichtlich ist, 
daß es sich um eine Reklame für ein 
Sekthaus handelt. Eine derartig unter
haltende Form der Reklame ist natür
lich in allen Zw eigen möglich und dann 
geschützt.

Ist bisher die Frage erörtert worden, 
welche V orbedingungen gegeben sein 
m üssen, um den Text der geschäft
lichen Drucksachen zu schützen, so 
sollen nunm ehr die Erfordernisse des 
Schutzes der Abbildungen besprochen 
w erden. Sie sind nach § 1 Nr. 3 (vergl. 
oben) geschützt, w enn sie w issenschaft
licher oder technischer Art sind , aber 
nicht ihrem Hauptzwecke nach als 
Kunstwerke zu betrachten sind. Letztere 
fallen nämlich unter ein besonderes 
Gesetz, sie wirken auf das ästhetische 
Gefühl, w ährend die Abbildungen tech
nischer Art belehrenden Zwecken die
nen (III. Senat 29. O ktober 1906 Bd. 39 
S. 229).

Die Zeichnungen sind die Sprache 
des Ingenieurs, und es ist ja allgemein 
bekannt, daß sich die Konstruktion oder 
W irkungsw eise einer nur etw as schwie
rigeren Maschine durch W ort oder 
Schrift nicht anschaulich machen läßt, 
w ährend sie durch eine Zeichnung so
fort klar wird. Sie ist die graphische 
Versinnlichung wissenschaftlicher oder 
technischer Ideen. In diesem Sinne ist 
auch Nr. 3 als Ergänzung zu Nr. 1 des 
§ 1, welche vom Schriftwerk handelt, zu 
betrachten, und auch die Grenzen der 
Schutzfähigkeit der Abbildungen sind 
hiernach zu bem essen. Das alte Ur
hebergesetz vom 11. Januar 1870 be 
schränkte im § 43 den Schutz auf geo
graphische, naturwissenschaftliche, ar
chitektonische, technische und ähnliche 
Zeichnungen, welche das gemeinsame 
Merkmal an sich tragen, das sie als 
Erzeugnis einer individuellen geistigen 
Tätigkeit erscheinen und der W issen
schaft in w eiterem  Sinne durch Beleh
rung dienen. In der Begründung des 
neuen G esetzes vom Jahre 1901 zu § 1 
(S. 13) w urde ausdrücklich betont, daß 
der Kreis der geschützten W erke mit 
dem früheren G esetze übereinstimme, 
und kurz der Ausdruck »wissenschaft
licher und technischer Art« gewählt. 
Auch hier sind also frühere Reichs
gerichtsentscheidungen w eiterhin heran
zuziehen. Da die Abbildungen beleh
rend sein m üssen, sind also nicht ge-



W I R T S C H A F T ,  R E C H T  U N D  T E C H N I K 753

schützt solche von W aren in Preis
verzeichnissen, die einfach dem P u
blikum zur Kenntnis bringen, welche 
W aren von einem bestim m ten Kauf
mann bezogen w erden können und 
welche Preise dafür gefordert werden 
(IV. Senat 20. Mai 1884 Bd. 10 S. 401). 
Die Tatsache, daß sich derartige be
lehrende Abbildungen in Katalogen be
finden, tut ihrer Schutzfähigkeit keinen 
Abbruch (II. Senat 15. N ovem ber 1901 
Bd. 34 S. 432). Einen belehrenden C ha
rakter erhält eine Zeichnung noch nicht 
dadurch, daß sie dem Leser einfach 
das Verständnis des Textes erleichtert 
und den beschriebenen G egenstand an
schaulich macht. Das ist die Eigen
schaft jeder Abbildung, und es wäre 
nur folgerichtig, dann alle Abbildungen 
jeder Art, die einem bestim mten 
Texte zur besseren Veranschaulichung 
beigefügt sind, unter den Schutz des 
Urheberrechtes zu stellen. Immerhin 
werden irgendwie größere Ansprüche 
hier nicht gestellt, weil, wie der II. Senat 
in einer Entscheidung vom 8. Juli 1902 
(Bd. 35 S. 328) ausführt, der Ausdruck 
»wissenschaftlicher oder technischer 
Art« nur besagt, daß es sich um Zeich
nungen oder Abbildungen aus dem G e
biete der W issenschaft oder Technik 
handelt, nicht aber, daß die Darstellung 
wissenschaftlich zu sein brauche. Es 
könne nicht m ehr verlangt werden, als 
daß sie als Abbildungen auf einer gei
stigen Tätigkeit ihres U rhebers, sei es 
auch einer solchen geringeren G rades, 
beruhe, d. h. also daß nur ein darstelle
rischer Gedanke erfordert werde. Ueber 
dies hinaus braucht die Abbildung 
ein Geisteserzeugnis nicht zu sein. Sie 
braucht auch w eder von dauerndem  
■fachwissenschaftlichem Interesse zu 
sein, noch einen dauernden W ert zu 
haben.« Ferner der III. Senat 5. Juli 
1096 Bd. 39 S. 100: »Die Abbildungen 
zeigten auch das a l lg e m e in e  G e 
p r ä g e  belehrender Darstellung. Mehr 
war zur Schutzfähigkeit nicht erforder
lich.« Aus diesem  Grund ist z. B. auch 
der Einwand hinfällig, daß der abgebil
dete G egenstand nicht patentamtlich ge
schützt sei, man ihn also selbst bauen 
könne und die Abbildungen von seinen 
eigenen Erzeugnissen nehm en könne. 
Es ist eben die Abbildung des G egen
standes, die Art der Darstellung, sofern 
sie als Produkt eigener Geistestätigkeit 
-erscheint, geschützt (II. Senat 15. N o
vem ber 1901 Bd. 34 S. 432). W enn

z. B. eine Maschinenfabrik ihre Dampf
pum pen oder Kupplungen in einzelne 
Teile zerlegt, in einem Gesam tbilde 
darstellt, um anschaulich zu machen, 
aus wie w enig Einzelteilen sie besteht, 
so ist diese Abbildung zweifellos ge
schützt. Physikalische oder chemische 
A pparate, einzeln abgebildet und mit 
Preisen  versehen, w erden nicht ge
schützt sein, anders hingegen eine Ab
bildung, welche die zweckmäßige Ein
richtung eines sachgem äß zusam m en
gestellten Laboratorium s wiedergibt. 
Einen Schutz genießen wird auch die 
Abbildung eines H ausquerschnittes, aus 
welchem die A nordnung der Bade
w annen, A usgüsse usw . ersichtlich ist; 
derartige Abbildungen findet man auch 
als Inserate.

W ährend nun Abbildungen tech
nischer Art geschützt sind, ist das bei 
gewerblichen nicht der Fall. Die 
w eitaus m eisten Illustrationen in ge
schäftlichen Drucksachen sind gew erb
licher Art. So bezeichnete der I. Zivil
senat in einer Entscheidung vom 6. 
Februar 1909 (Bd. 70 S. 266) die Ab
bildungen in einen M odewarenkatalog 
wie Regenschirme, H andschuhe usw. 
als gewerblicher Art und nicht schutz
fähig. Bei dieser G elegenheit gab er 
eine merkwürdige Begriffsfeststellung; 
er sagt: »Unter Technik versteht man 
nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
die G esam theit der Mittel und Verfahren 
zur H erstellung von Kunst- und G e
werbeprodukten. Abbildungen, die sich 
hierauf beziehen, sind technischer Art.« 
Hierzu ist zu bemerken, daß man unter 
Technik nie irgend welche G esam theit 
von Mitteln verstehen kann, sondern 
nur die Lehre oder die Erfahrung 
darüber; denn die Technik ist eine Dis
ziplin wie die Medizin oder Physik, 
der sie sprachlich auch gleichsteht. 
In  s a c h l i c h e r  B e z ie h u n g  ist die 
Definition natürlich gleichfalls unzu
reichend, w as praktisch deshalb wichtig 
werden könnte, weil Zeichnungen hier
nach nicht als technischer Art zu be
trachten w ären, welche es in Wirk
lichkeit sind. Man denke z. B. an die 
Zeichnung einer technischen Versuchs
anordnung, an das Schaubild einer 
W ärmebilanz u. dergl. Schuld an der 
Unklarkeit ist die Zusamm enstellung 
»wissenschaftlicher und technischer 
Art«, eine Ausdrucks weise, die noch 
aus der Zeit herrührt, als es eine 
technische W issenschaft noch nicht
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gab, als die technischen Produkte stets 
nur E rgebnisse der Praxis w aren, w o
raus sich die G egenüberstellung W issen
schaft und Technik von selbst ent
wickelte.

Im zweiten A bschnitt des G esetzes, 
der von den Befugnissen des U rhebers 
handelt, gibt § 11 dem letzteren das aus
schließliche Recht »das W erk zu v e r 
v i e l f ä l t i g e n  u n d  g e w e r b s m ä ß ig  
zu  v e r b r e i t e n « .  Im § 15 ist auch 
ausgesprochen, daß es keinen U nter
schied begründet, ob das W erk in einem 
oder in m ehreren Exemplaren verviel
fältigt ist. Eine Vervielfältigung zum 
p e r s ö n l i c h e n  G e b r a u c h  ist zu
lässig, wenn sie nicht den Zweck hat, 
aus dem W erke eine Einnahm e zu er
zielen. Ein Kaufmann, der ein Geschäft 
eröffnen wollte, gab seinem A ngestell
ten den A uftrag, ein wirkungsvolles 
Eröffnungszirkular abzufassen. D ieser 
schrieb ein solches von einer anderen 
Firma ab und übergab es als Entwurf 
seinem Chef, der es durch Druck 
verbreitete. Der Angestellte w urde 
vom Reichsgericht (III. Sen. 6. Juli 1908, 
Bd. 41 S. 401) verurteilt, weil er das 
eine Exemplar, das er dem Chef über
gab, nicht für den persönlichen G e
brauch — etw a wie die Noten eines 
Musikstückes für den H ausgebrauch — 
abgeschrieben hatte. W as die g e 
w e r b s m ä ß ig e  V e r b r e i t u n g  betrifft, 
so spricht sich das Reichsgericht am 
20. Januar 1905 (Bd. 37 S. 369) in 
einem Satzungeheuer von nicht w eniger 
als 96 W orten dahin aus, daß sie nicht 
allein da vorliegt, w o gew innsüchtige 
Absicht besieht, sondern auch überall, 
wo sie innerhalb der Sphäre eines 
G ew erbebetriebes als Ausfluß einer auf 
fortgesetzten Erw erb gerichteten Tätig
keit vor sich geht. Es ist also keines
wegs nötig, daß irgend ein Vorteil 
durch die V erbreitung erzielt w ird, es 
genügt schon die A b s ic h t ,  einen Vor
teil daraus zu ziehen. D ieser braucht 
nicht unm ittelbar in G eldesw ert zu be
stehen; er kann z. B. durch den Er
w erb neuer Kunden usw . eintreten.

Für den Schutz von M usterbüchern 
kommt besonders das G esetz zum 
Schutze des U rheberrechtes an W erken 
der bildenden Künste und der Pho to 
graphie vom 9. Januar 1907 in Betracht, 
als Ergänzung zu dem  bisher behan
delten Gesetz, das nur Abbildungen 
wissenschaftlicher und technischer Art 
umfaßt, welche n ic h t  ihrem H aupt

zwecke nach als K u n s tw e r k e  zu be
trachten sind. Nach § 2 sind auch 
d ie  E r z e u g n i s s e  d e s  K u n s tg e 
w e r b e s  und d e r e n  E n tw ü r f e  als 
Kunstwerke anzusehen ; das G leiche gilt 
von Bauwerken, sobald sie künst
lerische Zwecke verfolgen. Auch hier 
ist Vervielfältigung und gew erbsm äßige 
V erbreitung verboten; als Vervielfälti
gung  gilt auch die Nachbildung, bei 
Bauwerken und Entw ürfen von solchen 
auch das N achbauen; eine Vervielfälti
gung  zum e i g e n e n  G ebrauch ist mit 
A usnahm e des N achbauens zulässig, 
w enn sie unentgeltlich bewirkt wird 
(§ 13). Z ulässig ist ferner nach § 20 
die Vervielfältigung von W erken, die 
sich bleibend an öffentlichen W egen, 
S traßen oder Plätzen befinden, durch 
m alende oder zeichnende Kunst oder 
durch Photographie. Auf einem Fried
hof in Köln hatte ein Bildhauer Photo
graphien von G rabdenkm älern, die dort 
aufgestellt w aren und aus einer an
deren W erkstatt herriihrten, herstellen 
lassen und sie in einem M usterbuche 
für seinen gew erblichen Betrieb ver
w endet. D er Friedhof w urde vom 
Reichsgericht V. Sen. am 12. April 1907 
(Bd. 40 S. 123) als öffentlicher Platz 
angesehen, m it der Begründung, daß 
er dem öffentlichen V erkehr freigegeben, 
d. h. bestim m ungsgem äß und tatsäch
lich dem Publikum  ohne Beschränkung 
auf bestim m te Personenkreise zugäng
lich sei. Nicht öffentlich ist hingegen z. B. 
die Aufstellung in M useen usw., auch 
w enn diese im allgem einen zugänglich 
sind. Eine w eitere für die kunstge
werbliche Industrie wichtige Entschei
dung  fällte derselbe Senat am 2. Juli 
1909 (Bd. 42 S. 394). Ein Tischler 
hatte sich unter falschem N am en und 
unter der V orspiegelung, daß er Möbel 
kaufen wollte, ein M usterbuch von 
einem M itbew erber kommen, die Ab
bildungen der Möbel daraus abphoto
graphieren lassen und sich hieraus ein 
M usterbuch zusam m engestellt; mit letz
terem  besuchte er dann unter anderm 
einen Kunden seines M itbew erbers, um 
ihm dieselben M öbel, die d ieser bisher 
bezogen hatte, zu einem billigeren 
Preise anzubieten. Das Reichsgericht 
erkannte den Einwand des Beklagten, 
daß er die Vervielfältigung zu eigenem 
Gebrauch und daher nach § 18 straflos 
vorgenom m en habe, als nicht berechtigt 
an mit der B egründung, daß un ter 
eigenem G ebrauch nicht der g e w e r b -
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liehe, sondern der p e r s ö n l i c h e  G e
brauchzu  p r i v a t e r  Benutzung zu ver
stehen sei.

Vielfach wird dort, w o man mit den 
Urheberschutzgesetzen nicht durch
dringt, der Versuch gemacht, das G e
setz gegen den unlauteren W ettbew erb 
oder auch den § 826 des Bürgerlichen 
G esetzbuches (Verstoß gegen die guten 
Sitten) heranzuziehen. Mit wenig Er
folg! Allgemein und mit Recht, z. B. 
in einer Entscheidung des 10. Zivil
senates des Kammergerichtes vom
13. Dezem ber 1909, w ird darauf hinge
wiesen, daß  die Urheberrechtsgesetze 
die Materie des Nachdruckes bezw. der 
Nachbildung völlig regeln und daß 
demnach ein zulässiger Nachdruck an 
sich gegen die guten Sitten nicht ver
stoßen könne; es m üßten denn beson
dere begleitende U mstände hinzutreten. 
Das G leiche gilt bezüglich des unlau
teren W ettbew erbes; hier kann eine 
Strafe nur eintreten, wenn der G ew erbe

treibende beim Nachdruck sich be
stim m ter in der Sondergesetzgebung 
betr. den unlauteren W ettbew erb genau 
bezeichneter Mittel bedient. In dem 
oben erw ähnten Falle des M öbeltisch
lers erkannte das Reichsgericht un
lauteren W ettbew erb für vorliegend, 
weil der U rheber sein M usterbuch nur 

vsolchen Personen zugänglich machen 
w ollte, die als Privatleute ihm Be
stellungen machen wollten, während 
das Buch dem W ettbew erb gegenüber 
geheim bleiben sollte; es w urde sonach 
das G eschäftsgeheim nis verletzt.

An der H and dieser Ausführungen 
w ird es im allgemeinen nicht schw er 
fallen, den geschäftlichen Drucksachen 
die besonderen Merkmale bezüglich d er 
A bfassung des Textes und der G estal
tung der Abbildungen zu geben, die 
den Schutz der Urhebergesetze ge
währleisten.

Dr. E u g e n  H a n n a e h ,  Berlin.

KUNST UND TECHNIK.
Stätten der Arbeit.

Im Salon Schulte (Berlin, U nter den 
Linden) ist zur Zeit eine kleine Samm
lung von Bildwerken jüngerer Künstler 
ausgestellt, die — mit dem Auge des 
Ingenieurs betrachtet — manches Beacht
liche zeigt. Die Samm lung w ar vor 
einigen M onaten unter dem Namen 

Stätten der Arbeit« erstmalig in D res
den (Galerie Arnold) ausgestellt und 
hat dort viel Interesse gefunden. Es 
ist die erste Zusam m enstellung von 
G em älden und Radierungen aus der 
Welt der Technik, dem Reich der Arbeit. 
Vor uns steht das H eer der Arbeiter, 
die unaufhörlich Muskel- und G eistes
kraft in das gewaltige G etriebe von 
Industrie, Verkehr und Handel ein- 
setzen, die in ihm geboren werden, in 
ihm leben und in ihm sterben.

Am zahlreichsten sind die Darstellun
gen aus der Eisengew innung: W inter
morgen im G ußstahlw erk von Fritz 
G a e r tn e r ,  Hochofen von Pierre 
P a u lu s ,  Dampfham mer von Prof. 
Carlos G r e th e ,  Umbau im G ußstahl
werk von H. H e y e n b r o c k ,  H ochofen
abstich bei Nacht von A. B u s c h , 
M ittagspause im Stahlwerk von E. 
B ra c h t u. a. Die Schienenbahn mit 
ihren Maschinen hat H ans B a lu s c h e k  
in einer ganzen Reihe von Bildern dar
gestellt. Aus der Bautechnik geben 
W. K lem m  den N eubau des Leipziger 
Bahnhofes, Fritz H e c k e n d o r f  Sand

bagger und Arbeiten an der U nter
grundbahn D ahlem, Fritz O ß v v a ld  
einen Steinbruch. Die Arbeiten in einer 
G lashütte sind viermal dargesellt. Be
handelt sind der W asserverkehr, die 
Löscharbeiten am Kai, die W eberei, 
die Brauerei, der Holzhandel und vieles 
andere. Die Sammlung zeigt in vielen 
ihrer Bilder die formenbildende Kraft der 
modernen Technik und den Reiz der ma
lerischen Stimmungen, die auch im G e
folge der Maschine zu beobachten sind.

Zu bedauern ist nu r, daß d ieser 
Eindruck nicht stark bem erkbar wird, 
wie es der Fall gew esen wäre, wenn 
die Auswahl etw as strenger nach dem 
Program m  durchgeführt w orden wäre. 
Es w ar ein erster Versuch, dessen un
verkennbarer Erfolg hoffentlich Anre
gung zu w eiteren geben wird.

In dieser H insicht ist es zu begrüßen, 
daß der H erausgeber der »Leuchtenden 
S tunden«1) die ganze Samm lung auf
genom m en und einem größeren Kreise 
zugänglich gemacht hat.

D er Band gibt die Bilder in zum Teil 
vortrefflicher Ausführung wieder.

W . F r a n z ,  Charlottenburg.

') Leuchtende Stunden, eine R eihe 
schöner Bücher, herausgegeben von 
Franz G o e r k e ,  Direktor der Urania 
in Berlin, 3. Band (mit 85 B ildern): 
Das Reich der Kraft, von Artur Fürst. 
Verlag Vita, Berlin. 1,75 M pro Band„
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